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in der Tradition eines führenden Ver-
treters der Katholischen Soziallehre, 
dessen Geburtstag sich am 24. Dezem-
ber 2006 zum hundertsten Mal jähr-
te: JOSEF HÖFFNER. Es falle, schrieb er, 
der christlichen Gesellschaftslehre „in 
sozialtheologischer Hinsicht [...] die 
wichtige Aufgabe zu, vor jedem Sozi-
alutopismus zu warnen“ und sich vor 
„innerweltlichen Heilsutopien“ zu hü-
ten. Die Gerechtigkeit fi ndet man nicht, 
man sucht sie. Dabei kommt man nicht 
umhin, sich die Hände auf vielen An-
wendungsgebieten „schmutzig“ zu ma-
chen. Das Suchen der Gerechtigkeit ist 
eine mühselige Daueraufgabe, die jeder 
Generation neu gestellt ist. Daher nützt 
es wenig, die altehrwürdigen Grund-
sätze der Katholischen Soziallehre oder 
die damaligen Ausführungen HÖFF-
NERs nur einfach gebetsmühlenartig 
zu wiederholen, vielmehr nimmt uns 
niemand die Arbeit ab, die Gerechtig-
keitsforderung selber auf die heutigen 
Verhältnisse zu übertragen und nach 
akzeptablen Lösungen zu suchen. 

Genau dies hat sich die Zeitschrift 
 mit ihrem Motto „Gesellschaft 

gerecht gestalten“ zur Aufgabe ge-
macht. JOSEPH HÖFFNER hatte in den 
50er Jahren des letzten Jahrhunderts 
eine von ihm geplante sozialethische 
Zeitschrift aus fi nanziellen Gründen 
nicht realisieren können. Die Heraus-
geber von  sind froh, dass sich 
dazu nun die Möglichkeit aufgetan hat 
und mit diesem Heft der erste volle 
Jahrgang dieser neuen „Zeitschrift für 
christliche Sozialethik“ starten kann. 

Nach der ersten Ausgabe vom No-
vember 2006 ist das vorliegende Heft 
einer wirtschaftsethischen Thematik 
gewidmet, die auch für HÖFFNER einen 
Zentralbereich der katholischen Gesell-
schaftslehre bildete. Die lang andau-

ernde Arbeitslosigkeit in Deutschland 
und die vielfältige Veränderungen der 
Arbeitswelt stellen für eine Christliche 
Sozialethik, deren historische Ursprün-
ge auf die Arbeiterfrage des 19. Jahr-
hunderts verweisen, eine bleibende 
Herausforderung dar. Aufgrund der 
Verschiebungen von einer Industrie- 
zu einer Dienstleistungswirtschaft, 
der wachsenden Erwerbsbeteiligung 
von Frauen sowie durch den globali-
sierten Wettbewerb haben sich vielfäl-
tige Veränderungen ergeben. Den da-
mit verbundenen Herausforderungen 
für den Arbeitsmarkt gehen die Bei-
träge dieses Heftes nach. 

Die „Arbeitsgemeinschaft der 
deutschsprachigen Sozialethik“, die 
neben der Kommende Mitherausgebe-
rin der Zeitschrift  ist, möchte 
mit dem Anpacken solcher Probleme 
einen Beitrag zur gerechteren Gestal-
tung der Gesellschaft leisten. Sie folgt 
damit nicht nur der Weisung des JESUS 
VON NAZARETH, sondern auch dem Motto 
des „Heiden“ XENOPHANES: „Nicht vom 
Beginn an enthüllten die Götter den 
Sterblichen alles. Aber im Laufe der 
Zeit fi nden wir, suchend, das Bessere“. 
Die Suche nach funktionierenden und 
gerechten Problemlösungen verbin-
det Jesus mit XENOPHANES und verbin-
det auch heute alle Menschen, Christen 
oder Nichtchristen, die dem umwölk-
ten Berggipfel entgegenwandern und 
sich über den (ge)rechten Weg verstän-
digen müssen. Denn dies wusste auch 
bereits der Prophet AMOS: „Gehen zwei 
den gleichen Weg, ohne dass sie sich 
verabredet haben?“

Editorial

„Gesellschaft gerecht ge-
stalten“ – dieser Slogan 
der Zeitschrift  
markiert die program-
matische Zielsetzung ei-
ner jeden christlichen 
Sozialethik. Denn kein 
anderer als JESUS VON NA-
ZARETH sagt an zentraler 
Stelle in der Bergpre-
digt: „Sucht zuerst das 
Reich Gottes und seine 
Gerechtigkeit, dann wird 

euch alles andere dazugegeben“ (Mt 
6,33). Die Worte sind wohl gewählt: 
JESUS spricht vom „Suchen“. Das be-
deutet, dass Menschen die Gerechtig-
keit nicht „in der Tasche“ haben, son-
dern grundsätzlich darauf verwiesen 
sind, sie zu suchen und dann mög-
licherweise (vorerst) gerechtere Prob-
lemlösungen zu fi nden. Die Gerech-
tigkeit ist uns Menschen auf Erden 
nicht gegeben, denn die Gerechtigkeit 
kommt nur einem zu: Gott allein. In-
sofern gilt das, was der Philosoph KARL 
POPPER für die Wahrheit gesagt hat, ge-
nauso auch für die Gerechtigkeit: Bei-
de gleichen einem Berggipfel, der von 
Wolken umhüllt ist. Uns kann es da-
her nur darum gehen, die Dinge Stück 
für Stück vergleichsweise gerechter zu 
gestalten. Wer immer gemeint hat, er 
könne den Himmel auf Erden produ-
zieren, hat im Endergebnis eine tota-
litäre Hölle geschaffen. Gleichwohl: 
Auch wenn uns nicht vor Augen liegt, 
wie die Gerechtigkeit aussieht, muss sie 
dennoch stets das Ziel all unserer Be-
mühungen sein, muss sie der Berggip-
fel sein, den wir zwar nicht vor Augen 
haben, dem wir aber dennoch unver-
drossen zustreben.

Die gegenwärtige christliche So-
zialethik weiß sich in diesem Punkt 

Joachim Wiemeyer
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Seit Mitte der siebziger Jahre ist die 
Bundesrepublik Deutschland – wie 

auch andere hoch entwickelte Länder – 
mit dem Problem der Massenarbeitslo-
sigkeit konfrontiert. In jeder Rezessi-
onsphase sind die Arbeitslosenzahlen 
deutlich angestiegen, ohne bei einer 
Besserung der Konjunkturlage wieder 
auf das alte Niveau zurückzugehen. 
Mit jedem Konjunkturzyklus ist es auf 
diese Weise zu einer immer höheren 
Sockelarbeitslosigkeit gekommen. In 
der Diskussion über die Gründe für 
dieses Phänomen und bei der Suche 
nach Auswegen aus der Arbeitsmarkt-
misere wird unter anderem gerne auf 
die Tarifautonomie verwiesen. 

 Die Flächentarifverträge 
verbrennen? – 
Eine Kritik der Kritik an 
der Tarifautonomie

Die Gewerkschaften und die Arbeitge-
berverbände, so der immer wieder er-
hobene Vorwurf, bildeten Tarifkartelle, 
deren Kollektivvereinbarungen über die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen nichts 
anderes seien als Verträge zu Lasten 
Dritter. Opfer der Tarifpolitik seien vor 
allem die gering qualifi zierten Arbeits-
losen, deren Produktivität unter den 
niedrigsten Tarifl öhnen liege und de-
nen der Weg auf den Arbeitsmarkt de 
facto versperrt werde. Opfer seien aber 
auch viele mittelständische Unterneh-
men, weil die Gewerkschaften und die 
von der Großindustrie beherrschten 
Arbeitgeberverbände nicht selten Ta-
rifbedingungen vereinbarten, die klei-

ne und mittlere Betriebe in den heu-
tigen Zeiten verschärften globalen 
Wettbewerbs wirtschaftlich überfor-
derten und im schlimms-
ten Fall in den Konkurs 
treiben könnten. 

Selbst wenn diese Vor-
würfe gegen die Tarifpoli-
tik nicht ganz unberech-
tigt sein mögen, zeugt es 
doch von einer vereinfa-
chend-einseitigen Sicht-
weise, wenn man wie 
seinerzeit der damalige 
BDI-Präsident Michael 
Rogowski die Flächenta-
rifverträge „verbrennen“ möchte und 
tatsächlich meint, auf diese Weise seien 
die Probleme der Massenarbeitslosig-
keit und der zahlreichen Insolvenzen 
deutscher Unternehmen wirksam zu 
bekämpfen. Die These, dass die deut-
sche Arbeitsmarktmisere vor allem in 
dem System der Verbandstarifverträge 

begründet liege, scheint weniger durch 
objektiv nachvollziehbare volkswirt-
schaftliche Daten als vielmehr durch 
handfeste politische Interessen getra-
gen. Es ist aus sozialethischer Perspek-
tive nicht nur legitim, sondern sogar 
geboten, dass die gewerkschaftliche 
Tarifpolitik das Ziel verfolgt, Löhne 

Ende des 
Flächentarifs?
Betriebliche Bündnisse für Arbeit – 
von der Tarif- zur Betriebsautonomie?

Arnd Küppers

Schwerpunktthema

Die Zukunftsfähigkeit des traditionellen bundesrepublikanischen Ordnungsmodells 
der Sozialen Marktwirtschaft, das die Prinzipien des freien Marktes und des sozialen 
Ausgleichs zu verbinden sucht, wird in den letzten Jahren zunehmend in Frage ge-
stellt. Im Zentrum der Kritik stehen verschiedene sozial- und arbeitsrechtliche Re-
gelungen, unter anderem die Tarifautonomie, mit der sich der folgende Beitrag be-
schäftigt. Es wird aufgezeigt, dass angesichts der ökonomischen Überlegenheit des 
Arbeitgebers das Tarifvertragswesen und seine Schutzfunktion für den Arbeitnehmer 
nach wie vor unverzichtbar sind. Ein Mangel des bisherigen kollektivarbeitsrecht-
lichen Systems ist jedoch, dass die sogenannten betrieblichen Bündnisse für Arbeit 
keine gesetzliche Grundlage haben. Erforderlich ist in diesem Zusammenhang eine 
bedingte gesetzliche Öffnungsklausel. 

Arnd Küppers

Es gibt durchaus Tarife 
mit Niedriglohnsektor
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zu erzielen, die auch am unteren En-
de der Lohnskala zumindest ein am 
kulturellen Existenzminimum gemes-
sen würdiges Leben ermöglichen. Der 
derzeit niedrigste tarifl iche Bruttolohn 
gilt für Hilfskräfte im Friseurhandwerk; 
er liegt mit 793 € in Westdeutschland 
vielleicht an dieser Grenze, mit 492 € 
in Ostdeutschland wohl auch schon 
darunter.1 Möchte man in Deutsch-
land die Erwerbslosigkeit mit einem 
Niedriglohnsektor bekämpfen, aber 
die aus den USA bekannte Erscheinung 
der „working poor“ vermeiden, so sind 
angesichts solcher Zahlen wohl weni-
ger die Tarifpartner als vielmehr die 
Regierung gefordert, die über Kombi-
lohnmodelle als   sozialpolitische Maß-
nahme nachdenken sollte. 

 Die Tarifautonomie gehört 
zum Grundbestand der 
Sozialen Marktwirtschaft

Wer die Tarifautonomie beseitigen 
möchte, muss zudem wissen, dass er 
sich daran macht, einen der Grund-
pfeiler des bundesrepublikanischen 
Ordnungsmodells der Sozialen Markt-
wirtschaft – ja sogar des gesamten 
westeuropäischen Sozialmodells2 – 
einzureißen. „Die rechtliche Institu-
tionalisierung des Tarifkonfl ikts“, so 
hat Jürgen Habermas einmal zutref-
fend bemerkt, „ist zur Grundlage ei-
ner reformistischen Politik geworden, 

1 Zu den derzeit geltenden Tarifregelun-
gen in 50 Wirtschaftszweigen siehe das 
WSI-Tarifhandbuch 2006. Auch in ande-
ren Branchen liegen die Tarifl öhne der 
untersten Lohngruppen mit meist um die 
1000 € nicht so hoch, dass die vielfach 
angestimmte Klage über die komprimierte 
Lohnstruktur und den zerschlagenen Nied-
riglohnsektor in Deutschland nicht zumin-
dest relativiert würde. 

2 Rechtsvergleichende Betrachtungen 
zeigen, dass das deutsche Tarifvertragssys-
tem keineswegs einen Sonderweg darstellt. 
Der Flächentarif ist vielmehr westeuropä-
ischer Standard, der nirgends grundsätzlich 
in Frage gestellt wird. Siehe hierzu Masch-
mann 2005.

die eine sozialstaatliche Pazifi zierung 
des Klassenkonfl ikts herbeigeführt hat“ 
(Habermas 1981, 510).

Das Tarifvertragswesen hat sich im 
neunzehnten Jahrhundert als nicht-
revolutionäre Antwort auf die soziale 
Frage entwickelt, also auf die Erfah-
rung, dass der formal freie Arbeitsver-
trag für den einzelnen Arbeitnehmer 
zu einem Dokument realer Unfreiheit 
pervertierte. Tatsächliche Vertragsfrei-
heit ist nur gegeben, wenn die Mög-
lichkeit der Selbstbestimmung beider 
Parteien eines zweiseitigen Vertrages 
gegeben ist. Angesichts des Ungleich-
gewichts zwischen der ökonomischen 
Kraft des Arbeitgebers und jener des 
einzelnen Arbeitnehmers ist diese Vo-
raussetzung realer Privatautonomie 
bei dem Arbeitsvertrag aber typischer-
weise nicht erfüllt. Die katastropha-
len Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Arbeiterschaft in der Frühphase der 
Industrialisierung waren eine direkte 
Folge dieses Umstands. 

Innerhalb der sozialen Bewegungen 
des neunzehnten Jahrhunderts wurden 
zwei verschiedene Wege aus dieser so-

zialen Misere der Arbeiterschaft pro-
pagiert: einerseits der revolutionäre, 
der auf eine Beseitigung des privat-
wirtschaftlichen Systems und des frei-
en Arbeitsvertrages gerichtet war, und 
andererseits der sozialreformerische, 
der den Grundsatz der Privatautono-
mie nicht beseitigen und die sozia-
len Verwerfungen der Zeit mit markt-
konformen Mitteln bekämpfen wollte. 
Für die „systemtreuen“ Kräfte, die die 
Arbeiterfrage im Einklang mit den 
Grundsätzen der freiheitlichen Wirt-
schaftsverfassung lösen wollten und zu 
denen auch die christlich-soziale Be-
wegung gehörte, war die Idee des ge-
werkschaftlichen Zusammenschlusses 
der Arbeiter und des Tarifvertrages in-
sofern „nicht nur ein Gebot machtpoli-
tischer Klugheit“, wie der Tübinger Pri-
vatrechtshistoriker und Arbeitsrechtler 
Eduard Picker betont. „Sie fungierte für 
sie vor allem als ein Mittel, das markt-
mäßige Ungleichgewicht zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer zu über-
winden und so die Möglichkeit eines 
freien Verhandelns und Kontrahierens 
zu schaffen“ (Picker 2000, 25).

Die Tarifautonomie ist Garant freier Arbeitsverträge 
mit Niedriglohnsektor

Aus sozialgeschichtlicher Perspek-
tive wäre es deshalb absoluter Unsinn, 
die Entstehung der Tarifautonomie auf 
einen kollektivistischen Denkansatz 
zurückzuführen. Das Tarifvertragswe-
sen ist kein sozialistisches Kuckucks-
kind, das in das marktwirtschaftliche 
Nest geschmuggelt worden ist, sondern 
das Instrument, mit dem die Idee der 
Privatautonomie auch im Bereich des 
Arbeitsvertragsrechts erst umgesetzt 
werden konnte. Die Tarifautonomie ist 
insofern von ihrer Ursprungsidee her 
kein Hindernis, sondern der Garant des 
freien, der tatsächlichen Selbstbestim-
mung beider Parteien entspringenden 
Arbeitsvertrages. Hierin ist auch ihr 
sozialethischer Wert zu sehen.

Die moderne Sozialethik, zumal 
die christliche Sozialethik, stellt den 

Menschen als Person in das Zentrum 
ihrer Überlegungen und bewertet ge-
sellschaftliche Strukturen und Insti-
tutionen danach, in welchem Maße 
sie dem Einzelnen die selbstbestimm-
te Entfaltung seiner Persönlichkeit in 
allen ihren Dimensionen ermöglichen. 
Und weil die Tarifautonomie angesichts 
des nach wie vor bestehenden ökono-
mischen Ungleichgewichts zwischen 
den Arbeitsvertragsparteien auch heu-
te noch die Voraussetzung der Selbst-
bestimmung des Arbeitnehmers hin-
sichtlich der Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen darstellt, steht ih-
re grundsätzliche Daseinsberechtigung 
sozialethisch außer Frage. 
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Lohn lohnt die Arbeit?

 Das Bedingungsverhältnis 
von individueller 
und kollektiver 
 Koalitionsfreiheit

Mit dieser sozialethischen Begründung 
der Tarifautonomie aus dem Selbst-
bestimmungsrecht des einzelnen Ar-
beitnehmers heraus ist zugleich das 
entscheidende normative Kriterium an-
gegeben, nach dem auch ihre konkrete 
rechtliche Ausgestaltung zu beurteilen 
ist. Artikel 9 Absatz 3 des Grundge-
setzes garantiert nach einhelliger Mei-
nung von Rechtsprechung und juristi-
scher Lehre nicht nur die individuelle 
Koalitionsfreiheit, also das Recht des 
einzelnen Arbeitnehmers bzw. Arbeit-
gebers, sich mit anderen zur gemein-
samen Interessenwahrnehmung zu 
einer Gewerkschaft bzw. einem Arbeit-
geberverband zusammenzuschließen, 
sondern auch die kollektive Koalitions-
freiheit, also die Rechte der Verbände 
selbst. Das Kollektivgrundrecht schützt 
dabei den Bestand der Koalitionen und 
ihr koalitionsspezifi sches Tätigsein. 
Auch die Mittel, welche die Koalitio-
nen zur Verfolgung ihrer Zwecke be-
nötigen, stehen unter dem Schutz des 
Grundgesetzes; das Arbeitsrecht hat 
demgemäß etwa ein Tarifvertragssys-
tem zur Verfügung zu stellen und den 
Arbeitskampf zuzulassen. Diese An-
erkennung einer umfassenden verfas-
sungsrechtlichen Gewährleistung der 
Rechtsstellung der Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände folgt aus 
der Einsicht, dass die Garantie der in-
dividuellen Koalitionsfreiheit ins Lee-
re laufen würde, wenn nicht auch die 
Koalitionen selbst geschützt wären. 
Das Recht des einzelnen Arbeitneh-
mers, einer Gewerkschaft beizutreten, 
wäre das Papier nicht wert, auf dem es 
steht, wenn der Staat die Möglichkeit 
hätte, die spezifi schen gewerkschaft-
lichen Aktivitäten zu unterbinden. 

 Betriebliche Bündnisse 
für Arbeit vor Gericht: 
der Fall Burda

Sozialethisch bedenklich erscheint al-
lerdings die Tendenz der jüngeren ar-
beitsgerichtlichen Rechtsprechung, 
dieses Bedingungsverhältnis zwischen 
individueller und kollektiver Koaliti-
onsfreiheit aufzulösen und die Rech-
te der Koalitionen in einer Weise zu 
verselbständigen, dass zumindest die 
Gefahr besteht, dass die Selbstbestim-
mung der Arbeitnehmer in bestimmten 
Fällen behindert statt gefördert wird. 
Dieses Problem stellt sich insbesonde-
re im Zusammenhang mit den soge-
nannten betrieblichen Bündnissen für 
Arbeit. Dabei handelt es sich um Ver-
einbarungen, die vor allem in wirt-
schaftlichen Krisensituationen zwi-
schen Betriebsrat bzw. Belegschaft 
und Unternehmensleitung eines ge-
fährdeten Betriebes geschlossen wer-
den und deren Ziel es ist, den betrof-
fenen Standort und damit auch die 
dortigen Arbeitsplätze zu sichern. Die 
Arbeitnehmer geben bestimmte tarif-
liche Rechte auf, während ihnen der 
Arbeitgeber im Gegenzug eine Ar-

beitsplatz- bzw. Standortgarantie gibt. 
Meist verzichtet die Belegschaft auf ei-
nen Teil ihres Lohns oder stimmt ei-
ner Verlängerung der Wochenarbeits-
zeit ohne vollen Lohnausgleich zu.

Berühmt-berüchtigt ist jenes Bünd-
nis für Arbeit, das 1996 in einer Dru-
ckerei des Burda-Konzerns in Of-
fenburg vereinbart und 1999 vom 
Bundesarbeitsgericht für unrechtmäßig 
erachtet worden ist (BAG NJW 1999, 
3281 ff.). In diesem Fall hatte die Un-
ternehmensleitung unter Hinweis auf 
die sich immer weiter verschärfende 
Konkurrenzsituation auf dem Tief-
druckmarkt drastische Einsparungen 
zur Standortsicherung angekündigt. 
Unter anderem sollten zur Erzielung 
eines Einsparvolumens in Höhe von 
jährlich 40 Millionen DM rund 400 Ar-
beitsplätze abgebaut werden. Um die 
damit zu erwartende Vielzahl betriebs-
bedingter Kündigungen doch noch zu 
vermeiden, erklärte sich der Betriebsrat 
in Verhandlungen mit der Unterneh-
mensleitung dazu bereit, einen Sanie-
rungsbeitrag der Mitarbeiter zu orga-
nisieren, wenn das Einsparvolumen 
auf 30 Millionen DM beschränkt wer-
de und alle Beschäftigten ihre Arbeits-
plätze behalten könnten. 

Arbeitsentgelte und Arbeitsbedingungen sind grundsätzlich 
auf Tarifebene, nicht auf Betriebsebene zu regeln

Konkret wurde verabredet, dass 
die Wochenarbeitszeit von 35 auf 39 
Stunden bei Lohnausgleich für nur 
zwei Stunden verlängert werden soll-
te. Die Zuschläge für Nacht-, Wo-
chenend- und Feiertagsarbeit sowie 
für Überstunden sollten gekürzt wer-
den bzw. ganz entfallen. Im Gegen-
zug erklärte sich die Betriebsleitung 
dazu bereit, allen Mitarbeitern eine 
Beschäftigungsgarantie für vier Jah-
re zu geben. Da § 77 Absatz 3 Satz 1 
Betriebsverfassungsgesetz bestimmt, 
dass Arbeitsentgelte und sonstige Ar-
beitsbedingungen, die durch Tarifver-
trag geregelt sind oder üblicherweise 
geregelt werden, nicht Gegenstand ei-

ner Betriebsvereinbarung sein können, 
wurde die Vereinbarung zwischen den 
Betriebsparteien in Form einer Rege-
lungsabrede geschlossen. Das heißt, 
erst durch eine ausdrückliche Zustim-
mung der einzelnen Arbeitnehmer zu 
der Vereinbarung wurden die in die-
ser festgelegten neuen Lohn- und Ar-
beitsbedingungen Inhalt der Einzelar-
beitsverträge. Das gemeinsame Werben 
von Betriebsrat und Unternehmenslei-
tung für den Standort- und Beschäfti-
gungssicherungspakt führte schließlich 
dazu, dass fast alle Mitglieder der Be-
legschaft (98,5 Prozent) ihre Zustim-
mung erklärten. 
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hervorruft, ist die Tatsache, dass hier 
der Gewerkschaft und damit einem 
Kollektiv, das nicht von dem akut dro-
henden Arbeitsplatzabbau bedroht ist, 
die Entscheidungsgewalt darüber zu-
gesprochen wird, ob der von den un-
mittelbar betroffenen Arbeitnehmern 
nahezu einmütig befürwortete Stand-
ort- und Beschäftigungssicherungs-
pakt realisiert werden kann oder nicht. 
Diese Rechtsprechung bedeutet eine 
bedenkliche Neuinterpretation der 
verfassungsrechtlichen Garantie der 
Koalitionsfreiheit und der Tarifauto-
nomie, die von ihrer Ursprungsidee 
her dem Schutz der einzelnen Arbeit-
nehmer vor der ökonomischen Über-
macht des Arbeitgebers dienen soll. 
Die kollektive Koalitionsfreiheit wird 
hier nicht mehr in den Dienst der in-
dividuellen Koalitionsfreiheit und da-
mit der Selbstbestimmung der Arbeit-
nehmer gestellt, sondern letztlich wird 
den Gewerkschaften ein Recht zur Be-
vormundung ihrer Mitglieder einge-
räumt. Vom sozialethischen Stand-
punkt aus gesehen ist eine solche 
Abhängigkeit und Fremdbestimmung 
des Arbeitnehmers durch seine Koali-
tion aber genauso wenig wünschens-
wert wie seine Abhängigkeit vom Ar-
beitgeber. 

Zwar ist dem Bundesarbeitsgericht 
zugute zu halten, dass sich die Arbeit-
nehmer einem erheblichen Entschei-
dungsdruck ausgesetzt sehen, wenn 
ihnen ein Standortsicherungspakt an-
geboten wird. Von freier Selbstbestim-
mung kann deshalb in der Tat nur in 
einem eingeschränkten Sinne die Re-
de sein, wenn sich Beschäftigte aus 
Angst vor der Entlassung zu dem Ver-
zicht auf tarifl iche Ansprüche bereit 
erklären. Der Tübinger Arbeitsrechtler 
Wolfgang Zöllner macht aber darauf 
aufmerksam, dass es sich um eine be-
sondere Situation in einer wirtschaft-
lichen Krisenlage handelt, in der al-
le Beteiligte unter Zugzwang stehen. 
Denn „die unmittelbar auf die Rettung 
von Arbeitsplätzen gerichtete Bünd-
nissituation unterscheidet sich von der 
Normalsituation dadurch, dass der Ar-

Die mittlerweile in der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi 
aufgegangene Industriegewerkschaft 
Medien sah sich seinerzeit durch die-
sen in der Burda-Druckerei geschlos-
senen Beschäftigungspakt in ihren 
Rechten verletzt und klagte auf Unter-
lassung der Durchführung der Verein-
barungen, soweit sie im Widerspruch 
zu dem damals gültigen Manteltarif-
vertrag standen, den die Gewerkschaft 
mit dem Verband der Druckindus-
trie in Baden-Württemberg geschlos-
sen hatte. Nachdem die Vorinstanzen 
die Klage zurückgewiesen hatten, gab 
das Bundesarbeitsgericht der IG Me-
dien grundsätzlich Recht und erkann-
te ihr einen Unterlassungsanspruch 
zu. Die höchsten deutschen Arbeits-
richter urteilten, dass die im Grund-
gesetz garantierte Koalitionsfreiheit 
der Gewerkschaft durch das betrieb-
liche Bündnis beeinträchtigt worden 
sei. Eine Verletzung der Koalitionsfrei-
heit komme nicht nur bei tarifnorm-
widrigen Betriebsvereinbarungen in 
Betracht, sondern auch bei vertrag-
lichen Einheitsregelungen, die „be-
währte Instrumente der betrieblichen 
Ordnung“ seien. „Das ist offenkundig, 
wenn die vertragliche Einheitsregelung 
auf einer Regelungsabrede beruht oder 
wenn die entsprechenden Vertragsan-
gebote – wie hier – ausdrücklich vom 
Betriebsrat unterstützt werden“ (BAG 
NJW 1999, 3281, 3285).

Das Bundesarbeitsgericht führte fer-
ner aus, dass die in dem Beschäftigungs-
pakt vereinbarten Abweichungen von 
dem einschlägigen Tarifvertrag nicht 
durch das in § 4 Absatz 3 des Tarifver-
tragsgesetzes normierte Günstigkeits-
prinzip gedeckt seien. Gemäß dieser 
Vorschrift sind von dem Tarifvertrag 
abweichende Abmachungen „nur zu-
lässig, soweit sie durch den Tarifver-
trag gestattet sind oder eine Änderung 
der Regelungen zugunsten des Arbeits-
nehmers enthalten.“ Nun erscheint es 
nicht ganz fernliegend, die Auffassung 
zu vertreten, dass es für die Arbeitneh-
mer günstiger sei, wenn sie zwar einige 
Stunden Mehrarbeit ohne vollen Lohn-

ausgleich leisten müssen, dafür aber 
eine Beschäftigungsgarantie erhalten. 
Das war allerdings nicht die Ansicht 
des Bundesarbeitsgerichts. In einer we-
nig subtilen Argumentation, der bald 
das spöttische Etikett der „Obst-Recht-
sprechung“ angehängt wurde, be-
lehrten die Bundesrichter das erstaun-
te Publikum, dass man Äpfel nicht mit 
Birnen vergleichen könne. Arbeitszeit 
oder Arbeitsentgelt einerseits und ei-
ne Beschäftigungsgarantie andererseits 
seien „völlig unterschiedlich geartete 
Regelungsgegenstände, für deren Be-
wertung es keinen gemeinsamen Maß-
stab gibt. Sie können nicht miteinander 
verglichen werden. Eine Beschäfti-
gungsgarantie ist nicht geeignet, Ver-
schlechterungen beim Arbeitsentgelt 
oder bei der Arbeitszeit zu rechtferti-
gen“ (BAG NJW 1999, 3281, 3286).

Die Einbeziehung einer Beschäfti-
gungsgarantie in den Günstigkeitsver-
gleich sei aber nicht nur aus rechts-
theoretischen, sondern auch aus 
rechtspraktischen Erwägungen un-
möglich, so das Bundesarbeitsgericht. 
Arbeitsplatzrisiken ließen sich viel-
fach nicht hinreichend objektivieren. 
Entscheidungen über Betriebsschlie-
ßungen oder -verlagerungen stünden 
im Ermessen des Unternehmers. „Sei-
ne diesbezüglichen Erwägungen, etwa 
zu Gewinnzielen und -erwartungen so-
wie zur Einschätzung von Kosten und 
Marktchancen, entziehen sich weitge-
hend richterlicher Kontrolle. Wären die 
Arbeitsplatzrisiken, die sich aus einer 
solchen Maßnahme ergeben können, 
in einem Günstigkeitsvergleich zu be-
rücksichtigen, so stünde die Wirkung 
zwingenden Tarifrechts praktisch zur 
Disposition einzelner Arbeitgeber“ 
(BAG NJW 1999, 3281, 3287).

 Eine fatale Verselbstän-
digung der kollektiven 
 Koalitionsfreiheit

Was nun aus sozialethischer Per-
spektive Unbehagen angesichts die-
ser höchstrichterlichen Entscheidung 
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beitgeber selbst unter einem unmittel-
baren Zwang steht, der ihm nur die 
Alternative zwischen Lohnkosten-
senkung und Schließung des Betriebs 

lässt. Hier geht es nicht um Lohndum-
ping zur Profi tmaximierung, sondern 
um die Möglichkeit rentabler Betriebs-
fortführung“ (Zöllner 2000, 1318). 

Beteiligung an allen wesentlichen ge-
sellschaftlichen Prozessen und die da-
mit verbundene soziale Anerkennung 
hat, dann ergibt sich aus dieser Be-
deutung der Erwerbsarbeit in der mo-
dernen, hoch entwickelten Arbeits-
gesellschaft eine Verpfl ichtung aller 
gesellschaftlichen Akteure und Insti-
tutionen, das Übel der Massenarbeits-
losigkeit entschlossen zu bekämpfen.5 
Von dieser Verpfl ichtung werden auch 
die Sozialpartner und ihre Tarifpoli-
tik erfasst. 
Eine beschäftigungsfreundliche Ta-
rifpolitik wird dabei in Zukunft ver-
stärkt auf hinreichend fl exible Ins-
trumente setzen, die den konkreten 
betrieblichen Erfordernissen ebenso 
wie dem Interesse der Beschäftigten 
an sicheren und stabilen Arbeitsver-
hältnissen Rechnung tragen. Neben 
dem bewährten Instrument tarifver-
traglicher Öffnungsklauseln gibt es 
eine Vielzahl weiterer Möglichkeiten, 

5  Das Gemeinsame Wort der Kirchen 
„Für eine Zukunft in Solidarität und Ge-
rechtigkeit“ von 1997 stellt zur Frage der 
Beteiligung am Erwerbsleben und dem Pro-
blem der Arbeitslosigkeit unter Ziffer 151 
fest: „Auch in Zukunft wird die Gesell-
schaft dadurch geprägt sein, dass die Er-
werbsarbeit für die meisten Menschen den 
bei weitem wichtigsten Zugang zu eige-
ner Lebensvorsorge und zur Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben schafft. In einer 
solchen Gesellschaft wird der Anspruch 
der Menschen auf Lebens-, Entfaltungs- 
und Beteiligungschancen zu einem Men-
schenrecht auf Arbeit. Wenngleich dieses 
ethisch begründete Anrecht auf Erwerbs-
arbeit nicht zu einem individuell einklag-
baren Anspruch werden kann, verpfl ichtet 
es die Träger der Wirtschafts-, Arbeits-
markt-, Tarif- und Sozialpolitik, größtmög-
liche Anstrengungen zu unternehmen, um 
die Beteiligung an der Erwerbsarbeit zu ge-
währleisten. Dabei geht es um mehr als ent-
lohnte Beschäftigung. Vielmehr muss die 
Entlohnung in Verbindung mit den staatli-
chen Steuern, Abgaben und Transfers auch 
ein den kulturellen Standards gemäßes Le-
ben ermöglichen. Zudem müssen Mitbe-
stimmungsregelungen und humane Ar-
beitsbedingungen den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern persönliche Entfal-
tungs- und Beteiligungschancen einräu-
men.“ 

Objektiver Günstigkeitsvergleich und subjektive Günstigkeits-
vorstellungen können im Widerspruch stehen

Als wirklichkeitsfremd und unter 
sozialethischem Gesichtspunkt be-
sonders bedenklich erscheint die In-
terpretation des Günstigkeitsprinzips 
durch das Bundesarbeitsgericht; zahl-
reiche Juristen halten die höchstrich-
terliche Auslegung von § 4 Absatz 
3 des Tarifvertragsgesetzes auch für 
rechtstheoretisch verfehlt.3 Für eine 
Sozialethik, die die menschliche Per-
son und ihre Selbstentfaltungsmög-
lichkeiten in den Mittelpunkt ihrer 
normativen Überlegungen stellt, ist 
es nicht hinnehmbar, dass die höchs-
ten deutschen Arbeitsrichter in ihrer 
Burda-Entscheidung den Günstigkeits-
vorstellungen der vom Arbeitsplatz-
verlust bedrohten Arbeitnehmer kei-
nerlei Beachtung geschenkt und sich 
für einen „objektiven“ Günstigkeits-
vergleich entschieden haben. Die Ge-
richte sollten in einem auf liberalen 
Verfassungsprinzipien fußenden Staat 
ein wenig mehr Vertrauen in die Fä-
higkeit mündiger Bürger zur Selbstbe-
stimmung haben, als in dieser Recht-
sprechung zum Ausdruck kommt. 
Wenn Arbeitnehmer sich entschlie-
ßen, zur Rettung ihres Betriebes und 
damit ihrer Arbeitsplätze durch Ver-
zicht auf tarifl iche Rechte einen eige-
nen Sanierungsbeitrag zu leisten, so 
werden sie – in der Regel gut beraten 
durch den von ihnen gewählten Be-
triebsrat – eine Abwägung der Vor- 
und Nachteile vorgenommen haben, 
die ihnen persönlich aus einem sol-
chen Arrangement erwachsen. Selbst 
die höchsten deutschen Arbeitsrich-

3  Zu der juristischen Debatte über das 
Günstigkeitsprinzip siehe etwa Schliemann 
2003 (mit zahlreichen weiteren Literatur-
hinweisen). 

ter sollten eine solche Entscheidung 
jedenfalls nicht leichter Hand beisei-
te schieben. 

Man muss der Burda-Entscheidung 
aber nicht nur ein mangelndes Ernst-
nehmen des Selbstbestimmungsrechts 
der Arbeitnehmer vorwerfen, sondern 
auch die völlige Missachtung der so-
zialen Bedeutung, die die drohende 
Entlassung für die Menschen hat. In 
einer sich nach wie vor wesentlich 
als kooperative Arbeitsgemeinschaft 
definierenden Gesellschaft bedeu-
tet Arbeitslosigkeit für die Betrof-
fenen weitaus mehr als nur den Ver-
lust von Einkommen. Für die meisten 
Menschen ermöglicht erst die Teil-
nahme an der Erwerbsarbeitssphäre 
umfassende gesellschaftliche Partizi-
pation und soziale Anerkennung. In 
den modernen Arbeitsgesellschaften 
ist die Erwerbsarbeit – ob man das 
begrüßt oder nicht – „zum zentralen 
und weitgehend alternativlosen Me-
dium gesellschaftlicher Inklusion und 
deshalb zum Lebensinhalt geworden“ 
(Baumgartner 2005, 91 f.). Der Verlust 
des Arbeitsplatzes birgt daher die Ge-
fahr sozialer Ausgrenzung und erheb-
licher psychischer Belastungen.4 

 Das sozialethische Gebot 
einer beschäftigungs-
freundlichen Tarifpolitik

Folgt man der christlichen Sozial-
ethik in der Ansicht, dass jeder Mensch 
aufgrund der ihm als Person zukom-
menden Würde einen Anspruch auf 

4  Zu den psycho-sozialen Folgen von 
Arbeitslosigkeit siehe etwa Kronauer/Vo-
gel/Gerlach 1993.
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mit denen die Tarifpolitik differen-
ziert und dezentralisiert werden kann. 
Durch die Vereinbarung von Entgelt- 
oder Arbeitszeitkorridoren etwa wer-
den den Beschäftigten Mindestarbeits-
bedingungen garantiert, während die 
Unternehmensleitungen fl exibel auf 
Entwicklungen am Markt reagie-
ren können. Teile des Entgelts – et-
wa Jahressonderzahlungen – können 
auch unmittelbar von der Ertragslage 
der Unternehmen abhängig gemacht 
werden. Eine solche Tarifpolitik darf 
freilich nicht zu einer Einbahnstraße 
werden, auf der die zunehmende Diffe-
renzierung und Flexibilisierung immer 
zu Lasten der Arbeitnehmer geht. Bei 
guter Ertragslage müssen die Beschäf-
tigten auch an dem Unternehmenser-
folg partizipieren. Die von Bundesprä-
sident Horst Köhler Anfang 2006 neu 
ausgelöste Debatte über die Gewinnbe-
teiligung und die Beteiligung der Ar-
beitnehmer am Produktivvermögen 
weist hier in eine gute Richtung.   

Die Entwicklung der Tarifland-
schaft in den zurückliegenden Jah-
ren zeigt, dass sich auch die Gewerk-
schaften keineswegs der Notwendigkeit 
einer Flexibilisierung der Tarifpolitik 
verschließen.6 Das mitunter gezeich-
nete veritable Horrorbild starrer Flä-
chentarifverträge und sklerotischer 
Lohnbildungsrituale, in denen die 
Gewerkschaften keine Rücksicht auf 
veränderte wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen und Gemeinwohlbelan-
ge nähmen, hat mit der Wirklichkeit 
jedenfalls wenig zu tun. Die Tarifauto-
nomie ist ein gelungenes Modell zur 
Regelung der Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen, das in der Vergangenheit 
seine Anpassungsfähigkeit an Verän-
derungen der Wirtschafts- und Sozi-
alstruktur bewiesen hat und von dem 

6  Einen Überblick über verschiedene 
fl exible Regelungen in aktuellen Tarifver-
trägen bietet etwa Bispinck 2006.

auch für die Zukunft angenommen 
werden darf, dass es sich weiterhin 
bewähren wird.    

 Kein Systemwechsel 
von der Tarif- zur 
 Betriebsautonomie

Aber auch wenn nach der hier vertre-
tenen Ansicht die Tarifautonomie in 
ihrer derzeitigen rechtlichen Ausge-
staltung nicht in Frage gestellt werden 
sollte, so erscheint doch eine gesetzge-
berische Klarstellung im Hinblick auf 
die sogenannten betrieblichen Bünd-
nisse für Arbeit bedenkenswert. Die 
bisherige arbeitsgerichtliche Recht-
sprechung bedeutet für die Betriebs-
parteien, die sich in einer außerordent-
lichen wirtschaftlichen Krisensituation 
zu einer entsprechenden Standort- und 
Beschäftigungssicherungsabrede ent-

schließen, eine nicht hinnehmbare 
Rechtsunsicherheit. 

Durch eine solche Klarstellung sollte 
allerdings nicht das Kind mit dem Ba-
de ausgeschüttet werden. Ein mitun-
ter geforderter Systemwechsel von der 
Tarif- zur Betriebsautonomie, also die 
generelle Verlagerung der Kompetenz 
zur Regelung der Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen von den Tarif- auf die Be-
triebsparteien, erscheint aus recht-
spraktischen, volkswirtschaftlichen, 
rechtstheoretischen wie auch sozial-
ethischen Erwägungen nicht als ratsam. 
Rechtspraktisch steht zu bedenken, dass 
ein derartiger Systemwechsel auch eine 
Konfl iktverschiebung auf die Betriebse-
bene nach sich ziehen würde. Das heißt 
ganz konkret, „dass man mit der Verla-
gerung der Regelungsmacht den Streit 
um den Lohn in den Betrieb hineintra-
gen würde und dass man damit alsbald 
auch einen innerbetrieblichen Arbeits-
kampf oder aber als Alternative eine 
verfassungswidrige Zwangsschlich-
tung durch die Einigungsstelle in Kauf 
nehmen“ müsste (Picker 2000, 56). 

Es gibt viele Möglichkeiten, Tarifpolitik zu differenzieren 
und zu dezentralisieren

Ein System der Betriebsautonomie 
würde mehr schaden als nützen

Gerade kleine und mittlere Unter-
nehmen, die über keine hauseigene 
Tarifabteilung verfügen, wären wohl 
überfordert, wenn sie Verhandlungen 
und Auseinandersetzungen über die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen auf der 
Betriebsebene führen müssten. Ein auf 
tarifpolitische „Häuserkämpfe“ hinaus-
laufendes System der Betriebsautono-
mie könnte also insbesondere für den 
Mittelstand und damit für die gesamte 
deutsche Volkswirtschaft mehr Scha-
den als Nutzen bringen. „Bemerkens-
wert ist zudem, dass es bis heute nicht 
gelungen ist, in empirischen Studi-
en einen eindeutig negativen Zusam-
menhang zwischen dem gewerkschaft-
lichen Organisationsgrad, der Struktur 
des Tarifsystems – vor allem seines 
Zentralisationsgrads – und der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit eines 

Landes nachzuweisen“ (Maschmann 
2005, 93). 

Aus rechtstheoretischer Perspektive 
wird darauf hingewiesen, dass die Ta-
rifautonomie grundsätzlich anders 
verfasst ist als die Betriebsautonomie. 
Im Falle der Tarifautonomie sind die 
Verbände durch ihre freiwillig beige-
tretenen Mitglieder zu ihren tarifpoli-
tischen Aktivitäten ermächtigt. Bei der 
Betriebsautonomie hingegen fehlt „ei-
ne solche durch das privatautonome 
Mandat der Betroffenen begründete 
Legitimierung. Infolgedessen repräsen-
tiert sie auch keine freiwillige assozia-
tive Interessenverbindung. Sie erfasst 
im Gegenteil den Arbeitnehmer, für 
den es hier kein Pendant zur negativen 
Koalitionsfreiheit gibt, mit seinem Ein-
tritt in den Betrieb in einer unentrinn-
baren, deshalb zwangskorporatisti-
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schen Ordnung“ (Picker 2000, 56). 
Letztlich würde somit die Betriebsau-
tonomie das Ende der Vertragsfreiheit 
im Arbeitsverhältnis bedeuten; an de-
ren Stelle träte der „Betriebs-Feudalis-
mus“ (Richardi 2000, 621). 

Insofern aber nach dem oben skiz-
zierten sozialethischen Ansatz das 
Tarifvertragssystem gerade dadurch 
gerechtfertigt ist, dass es der Durch-
setzung der freien Selbstbestimmung 
der abhängig Beschäftigten dient, ist 
ein Wechsel zu der Betriebsautonomie, 
der auf die Fremdbestimmung des ein-
zelnen Arbeitnehmers durch Unterneh-
mensleitung und Betriebsrat hinauslau-
fen würde, abzulehnen. Dieser Umstand 
zeigt auch, dass es verfehlt ist, wenn 
vereinzelt unter Verweis auf das Sub-
sidiaritätsprinzip für die Betriebsauto-
nomie geworben wird: „Wenn man das 
Subsidiaritätsprinzip richtig anwendet, 
spricht es für die Koalitionsfreiheit und 

das auf ihr beruhende Tarifvertragssys-
tem und nicht für die Betriebsautono-
mie“ (Diskussionsbeitrag von Richardi 
in: Picker 2000, 128). 

  Rechtssicherheit 
für  betriebliche 
 Bündnisse durch eine 
 bedingte  gesetzliche 
 Öffnungsklausel 

Auch wenn ein grundsätzlicher Sys-
temwechsel somit nicht befürwortet 
werden kann, sollte dennoch für be-
triebliche Bündnisse eine gesetzliche 
Grundlage geschaffen werden. Die 
Bündnissituation stellt, wie bereits 
bemerkt, nicht den Normalfall, son-
dern einen Ausnahmezustand dar, in 
dem es angesichts einer akuten wirt-
schaftlichen Krise um die Rettung 
eines Betriebes und der Arbeitsplätze 

der dort Beschäftigten geht. Für beson-
dere Situationen sind aber eben auch 
besondere Regeln gerechtfertigt oder 
sogar geboten. Um die wünschens-
werte Rechtssicherheit für betriebliche 
Bündnisse herbeizuführen, hat bereits 
der 61. Deutsche Juristentag 1996 in 
Karlsruhe eine bedingte gesetzliche 
Öffnungsklausel empfohlen. Konkret 
wurde vorgeschlagen, durch eine No-
vellierung des § 4 Abs. 3 Tarifvertrags-
gesetz und des § 77 Abs. 3 Betriebs-
verfassungsgesetz den Betriebsparteien 
die Möglichkeit zu eröffnen, „in einer 
konkret festzustellenden Notsituation 
durch Betriebsvereinbarung tarifl iche 
Leistungen vorübergehend herabzu-
setzen, wobei ein solcher Notfall nur 
anzunehmen ist, wenn das Unterneh-
men in seiner Existenz bedroht ist oder 
erhebliche Teile der Belegschaft ihren 
Arbeitsplatz zu verlieren drohen“ (61. 
Deutscher Juristentag 1996, 2995). 

Indem dieser Vorschlag die Rege-
lungsbefugnis der Betriebsparteien 
auf den Ausnahmefall der existenti-
ellen wirtschaftlichen Krise eines Un-

Das Tarifvertragssystem entspricht besser 
dem sozialethischen Prinzip der Subsidiarität
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ternehmens beschränkt, hält er an dem 
Grundsatz der Unabdingbarkeit tarif-
licher Regelungen fest und stellt damit 
sicher, dass die Tarifverträge auch in 
Zukunft ihre Schutzfunktion zuguns-
ten der abhängig Beschäftigten erfül-
len können. Zugleich eröffnet er den 
jeweils unmittelbar betroffenen Unter-

nehmensleitungen und Belegschaften 
den zur Bewältigung einer Notlage 
erforderlichen Handlungsspielraum, 
ohne ihr Schicksal von der Zustim-
mung der Tarifparteien zu einer be-
trieblichen Standort- und Beschäfti-
gungssicherungsabrede abhängig zu 
machen. Die Befürchtung des Bun-
desarbeitsgerichts, dass das Vorliegen 
einer wirtschaftlichen Krisensituation 
im Streitfall gerichtlich nicht überprüf-
bar sei, erscheint dabei unbegründet. 
Gerade bei kleinen und mittleren Be-
trieben mit überschaubaren Verhält-
nissen sollte eine solche Notlage nach-
vollziehbar darzustellen sein, wobei 
die Beweislast natürlich bei der Un-
ternehmensleitung zu liegen hat (vgl. 
Zöllner 2000, 1318). 

 Fazit 

• Der Flächentarifvertrag ist keines-
wegs am Ende. Angesichts des auch 
weiterhin bestehenden Ungleichge-
wichts in der Verhandlungsmacht 

Arnd Küppers (geb. 1973), Dipl.- Theol., 
studierte Philosophie, Theologie und 
Rechtswissenschaften in Bielefeld, 
Bonn und Freiburg i. Br.; seit 2003 Wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am Lehr-
stuhl für Christliche Gesellschafts-
lehre an der Universität Freiburg i. Br.; 
z. Zt. Promotion zum Thema „Gerech-
tigkeit in der modernen Arbeitsgesell-
schaft und Tarifautonomie“. Aktuelle 
Veröffentlichungen: Art. Subsidiarität 
u. Art. Solidarität, in: Neues Handbuch 
philosophischer Grundbegriffe (gem. m. 
Ursula Nothelle-Wildfeuer; erscheint 
demnächst).
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des Arbeitgebers und des einzelnen 
Arbeitnehmers ist auch in Zukunft 
an dem System der kollektivver-
traglichen Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen festzuhalten. 

• Betriebliche Bündnisse für Arbeit 
sind geeignet, in existentiellen 
Unternehmenskrisen Insolvenzen, 
Standortverlagerungen und Ent-
lassungen zu verhindern. Sie si-
chern Arbeitsplätze und sollten die 
bislang fehlende rechtliche Grund-
lage in Form einer bedingten ge-
setzlichen Öffnungsklausel erhal-
ten. 

• Ein genereller Systemwechsel von 
der Tarif- zur Betriebsautonomie 
ist dagegen ein Irrweg. Eine be-
triebliche Regelung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen würde Unter-
nehmensleitungen und Betriebsräte 
in kleinen und mittleren Betrieben 
überfordern und zudem in ein be-
triebsfeudalistisches System führen, 
das die Selbstbestimmung des ein-
zelnen Arbeitnehmers nicht stützt, 
sondern beseitigt.

amos 01_2007 - erste fassung - s10   10amos 01_2007 - erste fassung - s10   10 02/05/2007   14:56:1302/05/2007   14:56:13



11AMOS 1/2007

Lohn lohnt die Arbeit?

Erst vor kurzem ist das Problem ei-
ner neuen Unterschichtenbildung 

und sozialer Wohlstandsminderung in 
Deutschland in das Bewusstsein einer 
breiteren Öffentlichkeit gelangt. Sozio-
logische Forschungen sprechen aller-
dings bereits seit geraumer Zeit vom 
Problem einer größer werdenden Ein-
kommensschere und Vermögenskon-
zentration sowie einer neuen Klas-
senbildung, die soziale Herkunft zur 
Determination von Entwicklungs-
chancen von Menschen macht (Nol-
te, P., 2005, 34 ff.). Ökonomische Un-
tersuchungen sprechen analog von 
Wachstumsschwächen und mangeln-
dem volkswirtschaftlichen Produk-
tivitätszuwachs in den vergangenen 
zwanzig Jahren (Sinn, H.-W., 2/2003, 
96). Hierfür sind neben wirtschaftspo-
litischen auch andere Faktoren ursäch-
lich, wie beispielsweise das deutsche 
Bildungs- und Betreuungssystem, in 
dem mangelnde familiäre Förderung 
von Kindern nicht kompensiert wird, 
Bildungsaufstiege dementsprechend 
selten sind und europaweit der engs-
te Zusammenhang zwischen sozialer 
Herkunft und späterer sozialer Stel-
lung existiert. Auch aus diesen Grün-
den drängen zu viele gering qualifi -
zierte Menschen auf die Arbeitsmärkte. 
Dies wäre selbst in Zeiten der Globali-
sierung noch nicht wirklich problema-

Arbeit als 
 BeteiligungsrechtElke Mack

Strukturelle Massenarbeitslosigkeit ist ein vermeidbares ethisches Problem. Da Erwerbs-
arbeit von existentieller Bedeutung für die Gesundheit und das Wohlbefi nden der meis-
ten Menschen ist und ethisch ein Recht auf Arbeit als Menschenrecht begründbar ist, 
lässt sich eine institutionelle Rechtspfl icht politischer Akteure für eine Beteiligung der 
Betroffenen auf Arbeitsmärkten begründen. Ein Recht auf Arbeit wird jedoch weder 
durch Lohnkompensation noch durch staatliche Finanzierung von Arbeitsplätzen er-
füllt, sondern durch politische Rahmenbe ding ungen, die die reale Inklusion aller Be-
troffenen auf Arbeitsmärkten und in Gesellschaften durch Teilhabe am Produktivver-
mögen erwirken. „Arbeit als Beteiligungsrecht“ und die ethisch zu rechtfertigenden 
Methoden der Umsetzung dieses Rechtes werden im Folgenden diskutiert. 

tisch, wenn diese relevante Gruppe von 
Menschen unter den Arbeitsmarkt- 
und Sozialstandards der Marktwirt-
schaft Deutschlands eine Chance auf 
Arbeit hätte und dadurch nicht in die 
Armutsfalle geriete. Als Hauptgrund 
für die zunehmende Verarmung von 
rund zehn Prozent der Bevölkerung 
ist nämlich die sich seit den 70er Jah-
ren kontinuierlich steigende Massenar-
beitslosigkeit zu nennen. Über fünfzig 
Prozent aller Arbeitslosen sind Lang-
zeitarbeitslose, die mehr als ein Jahr 
arbeitslos sind und dann kaum mehr 
eine Chance auf dauerhafte Festanstel-
lungsverhältnisse haben. 

Bezüglich des Problems der sich 
strukturell verfestigenden Massen-
arbeitslosigkeit stehen wir am Be-
ginn der programmatischen Debatte, 
ob Deutschland ein Ende der Sozia-
len Marktwirtschaft braucht, damit den 

Märkten im Rahmen der Globalisie-
rung generell der Vorzug eingeräumt 
wird und Millionen von Menschen 
unter neuen Bedingungen in Arbeits-
märkte integriert werden. Viele, auch 
nicht neoliberale Theoretiker, plädie-
ren für ein neues, stärker liberalisier-
tes Gesellschafts- und Wirtschaftssys-
tem, in dem Gleichgewichtslöhne und 
Preise die wesentlichen Regulative der 
Arbeitsmärkte sein sollen (Siebert, H., 
2005). Die Kritik wird im Wesentlichen 
vorgebracht, weil das Projekt der So-
zialen Marktwirtschaft nicht mehr als 
reformfähig erachtet wird. Sie wird 
auch erhoben, weil die Soziale Markt-
wirtschaft ein deutscher Sonderweg 
geblieben ist, der durch den Wettbe-
werbsdruck einer globalen Weltwirt-
schaft in Frage gestellt ist und bislang 
keine Lösung für das Hauptproblem der 
Massenarbeitslosigkeit geboten hat.

Die Väter der Sozialen Marktwirtschaft 
verstanden sich bewusst als Christen

Von der Tradition der Christli-
chen Sozialethik lässt sich ja sagen 
zum Markt, aber nein zu einer Aufga-
be der Sozialen Marktwirtschaft (Jo-
hannes Paul II, Centesimus Annus, 
1991, Nr. 35). Ich will das Festhalten 
an einem Konzept der Sozialen Markt-

wirtschaft auch von ihrer Theorie und 
ihren Theoretikern her selbst begrün-
den. Denn gerade die Theoretiker der 
Sozialen Marktwirtschaft gingen da-
von aus, dass Wirtschaft kein Selbst-
zweck ist, sondern immer ein Mittel zur 
Versorgung mit Gütern, Dienstleistun-

amos 01_2007 - erste fassung - s11   11amos 01_2007 - erste fassung - s11   11 02/05/2007   14:56:1402/05/2007   14:56:14



AMOS 1/200712

Schwerpunktthema

gen und Erwerbsmöglichkeiten bleiben 
muss, die durch ihre Wohlfahrtssteige-
rung zu einem Mittel der Humanisie-
rung von Gesellschaften werden kann. 
Vor diesem normativen Hintergrund 
wurde die Marktwirtschaft historisch-
politisch gesehen in den 50er Jahren 
durch den Sozialstaat ergänzt. Die Vä-
ter der Sozialen Marktwirtschaft (Eu-
cken, Röpke, Müller-Armack, Erhard) 
verstanden sich hierbei bewusst als 
Christen. Wilhelm Röpkes religiös-an-
thropologisches Grundmotto kann so 
zusammengefasst werden: „Das Maß 
der Wirtschaft ist der Mensch. Das Maß 
des Menschen ist sein Verhältnis zu 
Gott.“ (Hoch, M., 1964, 355).

Auch die theoretische Zuordnung 
von freien Märkten und der Idee einer 
sozialen Absicherung der Bevölkerung 
wurde durch die Theoretiker der So-
zialen Marktwirtschaft vorformuliert. 
Müller-Armack sah den Sinn der So-
zialen Marktwirtschaft darin, das Prin-
zip der Freiheit auf dem Markt mit dem 
des sozialen Ausgleichs zu verbinden 
(vgl. Müller-Armack, A., 1990, 75–86). 
Genau diese Zielsetzung ist fünfzig 
Jahre später auch in Zeiten der Glo-
balisierung – ethisch und ökonomisch 
betrachtet – ein wirklich sinnvolles so-
zialethisches Programm. Es stellt sich 
allerdings von neuem die Frage, wel-
ches Gewichte der Freiheit und wel-
che Gestalt dem sozialen Ausgleich zu-
kommen sollte.

Hierzu ist es zentral, die Interde-
pendenzen zwischen den jeweiligen 
Erfolgspotentialen freier Interaktio-
nen von Arbeitgebern, Arbeitnehmern 
sowie Arbeitslosen und der formalen 
Konstitution eines sozialen Siche-
rungssystems in einer Wohlstandsge-
sellschaft genau zu präzisieren. Eine 
Orientierung am christlichen Persona-
litätsprinzip bestünde darin, die ethisch 
relevanten Wohlfahrtschancen aller In-
strumente, die zur Verfügung stehen, 
– auch ökonomischer Mittel – in ihren 
Wirkungen für menschliche Personen 
neutral zu betrachten, so dass weder 
der Markt die soziale Sicherheitsstruk-
tur dominiert noch vice versa. 

Zur Problematik einer richtigen Zu-
ordnung der beiden Strukturelemente 
ist wiederum eine Teilidee der Sozia-
len Marktwirtschaft hilfreich, die in 
der gegenwärtigen Politik stark in den 
Hintergrund getreten ist. Die Soziale 
Marktwirtschaft hatte eine ursprüng-
liche politische Zielsetzung, nämlich 
Märkte erst zu ermöglichen und zu er-
halten, statt sie allzu stark zu regu-
lieren. Gerade einer Vermachtung von 
Märkten sollte durch die Soziale Markt-
wirtschaft wirtschaftspolitisch vorge-
beugt werden. Auch wenn die Gefahr 
der Vermachtung von Märkten in den 
50er Jahren eher auf der Seite der Un-
ternehmen durch Kartellbildung und 
nicht so sehr durch sozialstaatliche 

und arbeitsrechtliche Regelungen ge-
sehen wurde, ist die Grundthese, dass 
Märkte ihre soziale Funktion nur er-
füllen können, wenn sie nach innen 
frei sind und gleichzeitig durch ent-
sprechende Rahmenbedingungen in 
ihrer Funktion aufrechterhalten wer-
den, nach wie vor richtig. Nicht Wett-
bewerb per se ist unsozial, sondern 
versagender Wettbewerb und eine po-
litische Rahmenordnung, die Wettbe-
werb auf bestimmten Gebieten zum Er-
liegen bringt. Nicht Unternehmen und 
wirtschaftliche Akteure können pau-
schal für Arbeitslosigkeit verantwort-
lich gemacht werden, sondern regulie-
rende gesellschaftliche und politische 
Kräfte, die Arbeitsmärkte zu einer Ex-
klusion gering Qualifi zierter veranlas-
sen. Auch die Theorien renommierter 
Arbeitsmarkttheoretiker bestätigen 
(Franz, W., 6/2005, 407–410), dass in 
hoch entwickelten Dienstleistungs- 
und Industriestaaten Arbeitsmärkte ih-
re Funktion so erfüllen könnten, dass 
Vollbeschäftigung möglich ist – abzüg-
lich einer geringen Quote natürlicher 
bzw. friktioneller Arbeitslosigkeit, die 
durch Berufswechsel und Mobilität 
entsteht. Dies sehen wir auch im Ver-
gleich mit anderen hoch entwickelten 

Industriestaaten, wie den USA, der Nie-
derlande oder Dänemark, die ebenso in 
einem globalen Wettbewerb stehen wie 
die Bundesrepublik Deutschland.

In diesem Sinne kann von Seiten 
der Christlichen Sozialethik eine Er-
neuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
gefordert werden, die sich wieder auf 
ihre eigentlichen ethischen Ideale be-
sinnt, nämlich die Versöhnung von 
Markt und Sozialem durch eine markt-
konforme Ordnungspolitik. Eine der-
artige Renaissance der ursprünglichen 
Programmatik wird in ethischer Hin-
sicht allerdings nur dann gelingen, 
wenn das Kriterium für die generelle 
Ausrichtung der Politik das Wohlbefi n-
den derjenigen Menschen ist, die von 

einer Kollision zwischen Markt und 
Sozialem am meisten betroffen sind, 
nämlich die dauerhaft Arbeitslosen. 
Warum dies so wichtig ist, erschließt 
sich aus der Bedeutung der Arbeit für 
das menschliche Wohlbefi nden.

 Arbeit und ihre Bedeutung 
für den Menschen

Arbeit ist die wichtigste Quelle der 
psychischen Stabilität von Menschen. 
Sie ist nie nur Mittel zum Erwerb des 
Lebensunterhaltes, sondern immer 
auch eine Quelle der Identitätsfi n-
dung, der Rollenfi ndung in einer Ge-
sellschaft, der Sinnstiftung und eine 
Möglichkeit der Selbstverwirklichung 
(vgl. Johannes Paul II., Laborem Exer-
cens, 1981, Nr. 9–10). Auch wenn nicht 
angenommen werden kann, dass jede 
Arbeit Menschen, die sie ausführen, 
erfüllt – denn sie kann auch entfrem-
dend und krank machend sein –, so ist 
dennoch nachweislich, dass sich die 
meisten Menschen über die von ihnen 
ausgeübte Arbeit defi nieren. Sie ge-
winnen den größten Teil ihrer Sozial-
kontakte und sogar Lebenspartner über 
die Arbeitsstelle und verstehen sich als 

Nicht Wettbewerb ist unsozial, sondern versagender Wettbewerb
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Ausübende einer bestimmten Tätigkeit 
bzw. als Zugehörige zu einer bestimm-
ten Berufsgruppe. Dies gilt selbst dann, 
wenn es sich nicht um eine reine Er-
werbsarbeit handelt, sondern beispiels-
weise um Hausarbeit oder Familienar-
beit. Auch ehrenamtliches Engagement 

trägt zur Rollen- und Identitätsfi ndung 
bei, wobei die Erwerbsarbeit zumindest 
eines Familienmitgliedes der wesent-
liche Faktor für die psychische Stabi-
lität und Rollenfi ndung ist, da hiermit 
auch das ökonomische Überleben einer 
Familie gesichert wird.

‚Recht auf Arbeit’ (vgl. Fourier, Ch., 
1980, 78–87).

Entsprechend dieser Argumenta-
tion wurde im 20. Jahrhundert das 
Recht auf Arbeit in den Artikel 23 der 
UNO-Menschenrechtserklärung aufge-
nommen. Es lautet: „Jeder Mensch hat 
das Recht auf Arbeit, auf freie Berufs-
wahl, auf angemessene und befriedi-
gende Arbeitsbedingungen sowie auf 
Schutz gegen Arbeitslosigkeit“ (All-
gemeine Erklärung der Menschen-
rechte, Artikel 23). Sowohl in der eu-
ropäischen Sozialcharta von 1961, als 
auch in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union von 2000 ist das 
Recht auf Arbeit verankert (vgl. Eu-
ropäische Sozialcharta, Teil II Artikel 
1–4; Charta der Grundrechte der Euro-
päischen Union, Artikel 29–30).

Was bedeutet dieses Recht auf Ar-
beit nun ganz konkret und welche 
Rechtsfolgen zieht es nach sich? Die 
historische Erfahrung kurz nach der 
Französischen Revolution lehrt, dass 
die Staatswerkstätten und im späteren 
Verlauf die Nationalwerkstätten (ate-
liers nationaux), in denen Arbeitslose 
beschäftigt wurden, sehr bald fi nanziell 
überfordert waren. Staatliche Beschäf-
tigung von Menschen, die auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt keine Anstellung fi n-
den, gilt bis heute als nicht oder nur 
in sehr begrenztem Umfang fi nanzier-
bar. Dies hat nicht nur das gescheiterte 
sozialistische Experiment der franzö-
sischen Republik bis 1848 gezeigt, son-
dern auch der wirtschaftliche Bankrott 
von sozialistischen und marxistischen 
Systemen Ende des 20. Jahrhunderts, 
in denen ein Recht auf Arbeit nicht 
durch marktwirtschaftliche Anreize, 
sondern durch staatswirtschaftliche 
Garantien gewährt wurde. Beide Er-
fahrungen sprechen gegen ein posi-
tives Recht auf Arbeit, das durch den 
Staat eingelöst wird. Dies spricht im 
Umkehrschluss für eine anti-etatisti-
sche Problemlösungsheuristik, weil das 
Problem von anderen Kultursachberei-
chen und Subsystemen besser bewäl-
tigt werden kann.

Erwerbsarbeit hat eine existentielle Funktion

Unter allen Arbeitsformen ist die 
Erwerbsarbeit die einzige, die knapp 
und nicht ausreichend vorhanden ist. 
Engagement in Familie, Ehrenamt oder 
Bildung kann von Menschen immer 
und je nach Belieben ausgeübt werden. 
Erwerbsarbeit hingegen ist auf ent-
sprechende Gegenleistung durch Ar-
beitgeber oder Kunden angewiesen, die 
sie bezahlen. Die existentielle Funktion 
der Erwerbsarbeit, verbunden mit ih-
rem drohenden Verlust auf Grund der 
Knappheitsverhältnisse, macht sie zu 
einem der wichtigsten psychischen 
Bedingungsfaktoren für menschliches 
Glück. Sie ist nur dann nicht elemen-
tar, wenn eine familiale Arbeitstei-
lung vorliegt, die Familienmitglieder 
von der Erwerbsarbeit freistellt, oder 
sogenannte „arbeitslose Einkommen“ 
vorhanden sind, die eine Erwerbsar-
beit auf Grund guter Vermögensver-
hältnisse überfl üssig machen.

Neuere medizinische Studien wei-
sen nach, dass Menschen, die gegen ih-
ren Willen längerfristig und mehrfach 
nicht in das Erwerbsleben eingeglie-
dert sind, erheblichen Gesundheitsge-
fährdungen ausgesetzt sind. Sie haben 
ein deutlich höheres Krankheits-, aber 
auch Suchtrisiko als Erwerbstätige. Ja 
sogar die Sterblichkeitsrate ist höher 
als im Rest der Bevölkerung. Ein hö-
heres Stressniveau und zahlreiche psy-
chosomatische Krankheiten sind häu-
fi ge Folgen von Arbeitslosigkeit (vgl. 
Förster, P., u. a., 2004). Auch Depressi-
ons- und Angstsymptome, Verlust von 
sozialen Bindungen und sozialer Iden-
tität werden mit zunehmender Dauer 
der Arbeitslosigkeit beobachtet (vgl. 
Berth, H., u. a., 2006). 

Es ist aufgrund dieser medizi-
nischen und psychologischen Unter-
suchungen offensichtlich, dass der 
Mensch in aller Regel zu seinem ei-
genen Wohlbefi nden besser einer Er-
werbsarbeit nachgeht oder zumindest 
nicht gegen seinen Willen zum Ver-
zicht auf eine Erwerbsarbeit gezwun-
gen werden sollte. Theologisch lässt 
sich daraus schlussfolgern, dass wir 
„alle zur Arbeit berufen sind“ (Jo-
hannes Paul II., 1981, Nr. 9), dass Ar-
beit ein der Würde des Menschen ent-
sprechendes Gut ist, weil der Mensch 
„durch die Arbeit nicht nur die Natur 
umwandelt und seinen Bedürfnissen 
anpasst, sondern auch sich selbst als 
Mensch verwirklicht, ja gewisserma-
ßen ‚mehr Mensch wird‘“ (ebd.).

Dies lässt uns aus einer allgemeinen 
ethischen Perspektive die Frage stel-
len, ob Menschen bereits aus ethischen 
Gründen ein Recht auf Arbeit haben 
sollten und wenn, wie dieses auszu-
gestalten ist.

 Recht auf Arbeit 

Während der französischen Revolu-
tion wurde das Recht auf Arbeit in ei-
ner im August 1789 der Nationalver-
sammlung vorgelegten Erklärung der 
Menschenrechte als „droit au travail“ 
verzeichnet (Habisch, A., 2001, 15). In 
der Folge argumentierte Charles Fou-
rier sozialphilosophisch für ein Recht 
auf Arbeit als Menschenrecht. Er kri-
tisierte die damalige französische Ge-
sellschaft, dass sie ein Unvermögen 
besitze, den Armen ihr erstes natür-
liches Recht zu verbürgen, nämlich ein 
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Doch was bedeutet das Recht auf 
Arbeit dann, wenn es nicht als posi-
tives Recht staatlicherseits eingelöst 
werden kann? Ethisch gesehen zieht 
ein individuelles soziales Anspruchs-
recht als Menschenrecht in jedem Fall 
eine institutionelle Rechtspfl icht des 
Staates nach sich, alle möglichen We-
ge auszuloten, um Menschen in Arbeit 
zu bringen. Dies wiederum muss keine 

direkte staatliche Erfüllungspfl icht be-
deuten, sondern kann durch die ord-
nungspolitische Rechtspfl icht des Staa-
tes erfüllt werden, geeignete Anreize 
für ein ausreichendes Arbeitsangebot 
zu setzen, die in marktwirtschaftlichen 
Systemen indirekt durch Arbeitsmärk-
te erfüllt wird. Denn die natürlichen 
Anbieter von Arbeit sind privatwirt-
schaftliche Unternehmen, die geeig-
nete gesellschaftliche und staatliche 
Rahmenbedingungen erhalten müs-
sen, um auch nachhaltig auf Märkten 
bestehen zu können, so dass sie in der 
Zukunft in ausreichender Menge Ar-
beitsverhältnisse auf Grund von freien 
Verträgen zur Verfügung stellen. Die 
logische Schlussfolgerung hieraus ist, 
dass sich Rechtsansprüche auf Arbeit 
nicht gegen die Ökonomie, sondern 
nur mit ihr erfüllen lassen (vgl. Ho-
mann, K., 2002). Andernfalls provo-
ziert der Staat selbst das Risiko seiner 
Unterfi nanzierung und entzieht sich 
damit jeder vernünftigen Nachhaltig-
keitsüberlegung.

Diese Argumentation sollte nicht 
so verstanden werden, dass berech-
tigte soziale Ansprüche dem Diktat 
der ökonomischen Vernunft geopfert 
werden. Vielmehr besteht die grundle-
gende These darin, dass das soziale An-
spruchsrecht auf Arbeit erst mit Hilfe 
der Ökonomie realisiert werden kann. 
Weiterhin heißt dies, dass ein Recht auf 
Arbeitslosengeld – das in Deutschland 
ja nur für diejenigen existiert, die „an-

spruchsberechtigt“ sind – nicht gleich-
zusetzen ist mit einem Menschenrecht 
auf Arbeit. Denn letzteres erstreckt 
sich auf die Behebung der viel umfas-
senderen, existentiellen Unrechts- und 
Leidenssituation von Betroffenen, die 
sich durch Geldzahlungen nicht subs-
tantiell verändert. Ein Recht auf Ar-
beit, wie es die Menschenrechtsethik 
fordert, kann nicht durch Lohnkom-
pensation erfüllt werden, sondern 
nur durch gesellschaftliche Partizipa-
tion aller Betroffenen und ihre um-
gehende reale Inklusion auf Arbeits-
märkten. Auch wenn die Bedingung 
der Ökonomiekompatibilität, für die 
ich argumentiere, ein positives Recht 
auf einen Arbeitsplatz, der durch den 
Staat garantiert wird, ausschließt, so 
ist die Schaffung von ordnungspoli-
tischen Rahmenbedingungen zur Er-

öffnung ausreichender Arbeitsplätze 
sehr wohl rechtsethisch verpfl ichtend. 
Ihre Unterlassung führt nämlich unter 
den Bedingungen der Globalisierung 
zur Unrechtssituation der Massenar-
beitslosigkeit, die für Millionen von 
Menschen Not und seelisches Leid be-
deutet. Theologisch wird im Rahmen 
eines Rechtes auf Arbeit „die Rechts-
verpfl ichtung der staatlichen Gemein-
schaft formuliert, dafür Sorge zu tra-
gen, dass der Wille des einzelnen zu 
sinnvoller Arbeit auch realisiert werden 
kann, dass jedermann die Möglichkeit 
hat, seinen Lebensunterhalt durch eine 
frei übernommene Tätigkeit zu verdie-
nen.“ (Brakelmann, G., 1979, 15). Und 
diese Rechtsverpfl ichtung lässt sich 
am ehesten ordnungspolitisch erfüllen, 
analog zu den Maßgaben einer Politik 
der Sozialen Marktwirtschaft.

Das Recht auf Arbeit lässt 
sich nur mit der, nicht gegen 
die Ökonomie realisieren

Massenarbeitslosigkeit verpfl ichtet zur Veränderung 
staatlicher Rahmenbedingungen

Als ethisches Zwischenfazit lässt 
sich festhalten: Die Ermöglichung 
eines ausreichenden Arbeitsange-
botes im ersten Arbeitsmarkt durch 
ökonomische und rechtliche Anreize 
trägt am ehesten zur Realisierung des 
Rechts auf Arbeit bei. Angesichts von 
Massenarbeitslosigkeit sehe ich ei-
ne gar nicht hoch genug einzuschät-
zende Pfl icht zur Erhöhung des rea-
len Beschäftigungsstandes durch die 
Verbesserung staatlicher Rahmenbe-
dingungen. Denn die vorherrschende 
Meinung, dass Arbeitslosenunter-
stützung sozialer sei als die Partizi-
pation am Arbeitsmarkt zu billigen 
Löhnen, verkennt die soziale Dilem-
mastruktur für individuell Betroffene 
und beschränkt den Sozialstaat auf ei-
ne statische Almosentätigkeit. Parti-
zipation zu ermöglichen wäre ist eine 
dynamische Aufgabe staatlicher Ord-
nungs- und Sozialpolitik. Ein Sozi-
alstaat verdient seinen Namen noch 
nicht, dadurch, dass er Arbeitslosig-
keit versichert, sondern erst dadurch, 
dass er den Menschen eine Chance 

auf Erwerbsarbeit gibt, ihnen also ei-
ne konkrete Beteiligung auf norma-
len Arbeitsmärkten verschafft. Erst im 
erfolgreichen Versuch, Vollbeschäfti-
gung politisch anzuzielen, erweist sich 
die soziale Qualität der Politik in einem 
Land der Massenarbeitslosigkeit.

Ein Recht auf Grundsicherung be-
züglich des soziokulturellen Exis-
tenzminimums bei Arbeitsplatzver-
lust, kombiniert mit einer Pfl icht des 
Staates, Arbeitsmärkte offen und funk-
tionstüchtig zu erhalten, auch mit 
Hilfe wirkkräftiger Deregulierungs-
maßnahmen, birgt Vorteile für die 
gesamte Gesellschaft. Denn konse-
quent praktiziert könnten durch diese 
Kombination Soziallasten und Lohn-
nebenkosten gesenkt und eine neue, 
psychologisch wichtige gesamtgesell-
schaftliche Zukunftsperspektive wie-
der gewonnen werden. Insbesondere 
für die am meisten gefährdete Grup-
pe der Niedrigqualifi zierten würden 
sich Vorteile ergeben durch neue In-
tegrationschancen auf den Arbeits-
märkten. 
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 Reformbedarf auf den 
 Arbeitsmärkten 

Um Massenarbeitslosigkeit zu besei-
tigen, existieren in der Makroökono-
mie drei ernstzunehmende Vorschlä-
ge. Generell stellen alle Analysen 
fest, dass die Angebotsmenge an Ar-
beit zum herrschenden Lohnniveau die 
Nachfragemenge auf der Seite der Un-
ternehmen übersteigt. Eine erste Hy-
pothese geht von einem statisch zu 
großen Angebot an potentiellen Ar-
beitsleistungen aus (Ende der Arbeits-
gesellschaft), die zweite von einer zu 
kleinen mengenmäßigen Nachfrage 
(betriebliche Auslagerung von Pro-
duktion in Billiglohnländer) und die 
dritte von einem zu hohen Lohnniveau 
in Deutschland und Europa. Bei einem 
mangelnden Ausgleich zwischen An-
gebot und Nachfrage aufgrund extern 
festgesetzter Preise (in unserem Fall 
fi xe Tarifl öhne) stellt sich als Ergeb-
nis strukturelle Massenarbeitslosigkeit 
ein, auf die 85 Prozent aller Arbeits-
losigkeit in Deutschland zurückzufüh-
ren ist (vgl. Sinn, W., 2/2003, 99). Hier 
handelt es sich um einen Typ von Ar-
beitslosigkeit, die weder konjunktu-
rell, noch technologisch begründet, 
sondern sozial- und tarifpolitisch in-
duziert ist, und die durch eine noch so 
gute Konjunkturentwicklung nicht ge-
heilt werden kann. 

Durch hohe Transferzahlungen und 
hohe Tarifabschlüsse werden die Räu-
mung des Arbeitsmarktes und Vollbe-
schäftigung systematisch vermieden, 
weil die Transfers und Lohnersatzzah-
lungen wie Mindestlöhne auf den Ar-
beitsmarkt wirken und dadurch Stel-
len mit niedrigerer Produktivität in 
Deutschland sowohl im produktiven 
Gewerbe als auch im Dienstleistungs-
bereich automatisch wegfallen. Gleich-
zeitig machen die untersten Tarif-
gruppen in manchen Branchen und 
Regionen die Anstellung zu derartigen 
Lohnkosten unattraktiv für Unterneh-
men in Deutschland. 

Nach unseren Untersuchungen am 
Lehrstuhl für Christliche Sozialwissen-
schaft in Erfurt sind deshalb Arbeits-
märkte, die weniger stark nach unten 
hin reguliert sind, wie beispielsweise 
anglo-amerikanische Arbeitsmodelle, 
sozialer als das deutsche Modell, was 
noch lange nicht bedeutet, dass der 
amerikanische Sozialstaat sozialer ist. 
Der deutsche Arbeitsmarkt gilt im inter-
nationalen Vergleich von seiner Regu-
lierungsstufe her als vermachtet, durch 
Vorschriften für Unternehmen und Ar-
beitnehmer überreguliert und durch 
Flächentarifverträge in seiner Wir-
kung nach unten hin diskriminierend. 
Die Globalisierung tut das ihre hinzu, 
indem die Auslagerung von Arbeits-
plätzen auf Grund einer im internatio-
nalen Vergleich sehr hohen Lohnstruk-
tur geradezu herausgefordert wird oder. 
Unternehmen, die diesen Weg nicht ge-
hen, bleibt nur die Möglichkeit, kapital-
intensiver statt arbeitsintensiv zu pro-
duzieren. So ist es nicht verwunderlich, 
dass das Arbeitsvolumen in Deutsch-
land seit 1998 systematisch schrumpft 
(vgl. Sinn, H.-W., 4/2003, 57–66). Der 
Teufelskreis schließt sich noch dadurch, 
dass das Land unter einer anhaltenden 
Wachstumsschwäche leidet und hieraus 
wiederum eine zusätzliche Krise des Ar-
beitsmarktes resultiert. 

Diese Form der Arbeitslosigkeit 
kann als Folge eines Politikversagens 
gesehen werden, da erhebliche Be-
hinderungen der eigentlich positiven 
Wirkungen von Arbeitsmärkten durch 
rechtliche, tarifäre und sozialpoliti-
sche Regulierung existieren. Dies gilt 
auch, wenn Politik durch die Gewäh-
rung von Freiheiten nicht steuernd in 
die Tarifautonomie eingreift. Manch-
mal kann nämlich durch die Gewäh-
rung zu großer rechtlicher Freiheiten 
für gesellschaftliche Teilgruppen die 
politische Verantwortung für andere 
Teilgruppen nicht mehr wahrgenom-
men werden; dadurch gerät das Ge-
meinwohl aus dem Blick. Die Tarif-

autonomie ist kein politikfreier Raum, 
vielmehr entledigt sich die Politik mit 
einem Rechtsinstitut ihrer Verantwor-
tung, ohne dass sie dafür sorgt, dass 
neben Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern noch die dritte relevante Gruppe, 
nämlich die Arbeitslosen, Vetorechte 
oder relevante Mitbestimmungsrechte 
eingeräumt bekämen. 

Eigentlich liegt die Stärke und 
Leistungskraft eines unregulierten 
Arbeitsmarktes darin, Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber in einer optimalen 
Weise zusammenführen, was unter 
den in Deutschland gegenwärtig gel-
tenden Bedingungen jedoch systema-
tisch verhindert wird. Denn auch die 
umfangreichen Arbeitnehmerschutz-
rechte schützen in ihrer Wirkung Ar-
beitsplätze nicht, sonder schränken 
mit Regelungen, die soziale Sicher-
heit im Marktprozess garantieren sol-
len, Arbeitsmärkte in ihrer Fähigkeit 
ein, ausreichende Arbeitsangebote her-
zustellen. Dies führt zu einem Markt-
versagen von nationalem Ausmaß, das 
ursächlich für die gegenwärtigen Pro-
bleme ist und in seiner Folge soziale 
Härten induziert. 

Die dahinter stehende Gerechtig-
keitsvorstellung des deutschen Sozi-
alstaats beruht im Wesentlichen auf 
dem Leitbild der Verteilungsgerech-
tigkeit, die eine Umverteilung des 
Marktrisikos hin zu den Arbeitgebern 
forciert. Die ursprüngliche Intension, 
soziale Risiken des Marktes durch ge-
setzliche Rahmenbedingungen abzu-
sichern, wirkt heute der Effi zienzlogik 
des Marktes entgegen und schafft so 
eine neue Gerechtigkeitslücke. 

 Beteiligungsgerechtigkeit 
für Arbeitslose

Dagegen geht das von christlichen So-
zialethikern angemahnte Konzept der 
Beteiligungsgerechtigkeit (vgl. Deut-
sche Bischofskonferenz, Mehr Beteili-

Der Arbeitsmarkt braucht eine Öffnung der Tarife nach unten
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gungsgerechtigkeit, 1998, Das Soziale 
neu Denken, 2003) davon aus, dass al-
le verfügbaren gesellschaftlichen und 
politischen Kräften dafür eingesetzt 
werden, die Betroffenen wieder in die 
produktiven Prozesse der Gesellschaft 
einzugliedern. Hierbei wird deutlich, 
dass sich eine chancengerechte Be-
teiligung am gesellschaftlichen Ver-
mögen nicht allein durch liberalisier-
te Arbeitsmärkte umsetzten lässt, weil 
bei einer weit reichenden Deregulie-
rung die Löhne besonders im unteren 
Sektor überproportional fallen. Die 
menschenwürdige Unterstützung von 
nicht existenzsichernden Arbeitsplät-
zen müsste nachträglich und ergän-
zend geleistet werden. Allerdings muss 
der Akteur der Sozialstaat selbst sein, 
nicht zivilgesellschaftliche Kräfte, wie 
die Gewerkschaften, die nur Teilinter-
essen der Gesellschaft vertreten, näm-
lich die der Tarifl ohnempfänger, die 
gerade in einer Festanstellung sind.

Ethisch betrachtet muss die ver-
festigte Erwerbslosigkeit von Millio-
nen von Menschen in Deutschland 
als krasser Verstoß gegen das Prinzip 
und das Ziel der Beteiligungsgerech-
tigkeit gewertet werden. Es ist kaum 
vorstellbar – um das bekannte Mo-
dell der Vertraggerechtigkeit zu be-

mühen –, dass sich Betroffene in ei-
ner neutralen Ausgangssituation für 
ein System mit umfassender wohl-
fahrtsstaatlicher Regulierung ent-
scheiden würden, das Massenarbeits-
losigkeit produziert. Denn wenn wir 
einen Rawls´schen Test in einer neu-
tralen Ursprungssituation durchführen 
würden, in der Menschen nicht wis-
sen, ob sie später in die Situation der 
Arbeitslosigkeit geraten werden (vgl. 
Rawls, J., 1993) dürften die Überle-
gungen dahin gehen, auf welche Wei-
se ein schneller und unkomplizierter 
Zugang zum Arbeitsmarkt gewährleis-
tet und damit wieder eine soziale In-
klusion erreicht werden kann. Der Ar-
beitsmarkt in Deutschland ist in der 
gegenwärtigen Verfassung aber ge-
rade nicht in der Lage, Erwerbslosen 
einen schnellen Einstieg oder Wider-
einstieg in das System der Arbeits-
beziehungen zu verschaffen. Erst ei-
ne stärkere Arbeitsmarktorientierung 
der Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
politik würde sichtbar mehr Beschäf-
tigungsmöglichkeiten schaffen und zu 
einem erleichterten Zugang zu sozialer 
und wirtschaftlicher Interaktion füh-
ren. Dem christlichen Leitbild der Be-
teiligungsgerechtigkeit würde so sehr 
viel mehr entsprochen.

zung zu erfüllen. Alle anderen Benach-
teiligten erhalten die höchste Förderung 
und Chancengerechtigkeit durch Par-
tizipation auf Arbeitsmärkten und er-
gänzende sozialstaatliche Hilfestellung, 
wenn diese für die soziokulturelle Exis-
tenzsicherung erforderlich ist. 

Jegliche staatliche und sozialver-
sicherungstechnische Ergänzungsleis-
tung muss jedoch anreizkompatibel 
sein, um nicht kontraproduktiv zu wir-
ken. Alle arbeitsfähigen, potentiellen 
Niedriglohnempfänger sollten deshalb 
bei jeder offi ziellen Arbeitsaufnahme 
spürbare Belohnungen erhalten, so 
dass sie aus eigenem Antrieb in den 
ersten Arbeitsmarktzurückkehren und 
langfristig wieder integriert werden 
können (vgl. Lampert, M., 2006, 105–
124). Dazu gehört es selbstverständlich 
auch, die Vereinbarkeit von Erwerbs-
arbeit und Familienarbeit institutionell 
zu ermöglichen, um Kinderarmut und 
Armut von Erziehenden, insbesondere 
von Frauen, zu verhindern.

Eine breitere Beteiligung von Men-
schen auf Arbeitsmärkten lässt sich im 
Rahmen des aktivierenden Sozialstaa-
tes erst herbeiführen, wenn ein Wech-
sel vom Lohnersatzsystem zum Loh-
nergänzungssystem stattfi ndet. Dies 
bedeutet neben einer stärkeren Steu-
erfi nanzierung der sozialen Sicherung, 
dass statt Lebensstandard sichernden 
Lohnersatzzahlungen ein die Existenz 
sicherndes Lohnergänzungssystem ein-
gerichtet werden müsste; als adäquate 
Instrumente dazu könnten Kombilöh-
ne oder eine negative Einkommens-
steuer genutzt werden. Hinsichtlich 
der zu erwartenden Mitnahmeeffekte 
ist dies vom IFO-Institut durchge-
rechnet und auf Wirtschaftlichkeit 
hin überprüft worden (vgl. Sinn, H.-
W. u. a., 2006, 6–27). Die Einführung 
eines aktivierenden, lohnergänzenden 
Arbeitslosengeldes würde nach diesen 

Ein aktivierender Sozialstaat fördert 
Risikofreude und Leistungsbereitschaft

Grundsätzlich kommt der Sozialpo-
litik deshalb heute die Aufgabe zu, Ei-
geninitiative, bürgerschaftliches Enga-
gement und Märkte zu unterstützen, ja 
sie erst wieder funktionsfähig zu ma-
chen. Der politische Begriff des ‚akti-
vierenden Sozialstaat’ fasst diese Idee 
zusammen. Ein solcher Sozialstaat 
würde die Menschen befähigen, (wie-
der) zu aktiven Verantwortungsträgern 
einer Leistungsgesellschaft zu werden, 
durch frühzeitige Förderung in jun-
gen Jahren, bessere Ausbildung, Wei-
terqualifi zierung etc. Er würde durch 
seine Leistungsstärke die Menschen 
bereit machen, risikofreudiger als oh-

ne soziale Sicherung zu werden. So-
ziale Sicherung würde als Investition 
verstanden, welche die Aussicht auf 
Wohlstandsmehrung für alle birgt. Sie 
wäre die Vorbedingung einer Inklusion 
aller, insbesondere der weniger Quali-
fi zierten oder der von Geburt her Be-
nachteiligten. Die klare Priorität für die 
Armen macht einen guten Sozialstaat 
aus, nicht die generelle Kompensation 
nicht erbrachter Leistungen vieler Leis-
tungsfähiger. Parteinahme und Begüns-
tigung für die am meisten Benachteilig-
ten und eine Begrenzung von Transfers 
auf sie wäre ausreichend, um eine so-
zialethisch geforderte Armutsbegren-

Existenz sichernde Lohn-
ergänzung statt Lebensstan-
dard sicherndem Lohnersatz
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wirtschaftspolitischen Empfehlungen 
erheblich zur Ausweitung des Arbeits-
volumens beitragen und die Schaffung 
zahlreicher neuer (fester) Anstellungs-
verhältnisse durch in Deutschland bei-
tragen. Ein Teil der Abwanderung von 
Unternehmen aus Deutschland würde 
zusätzlich verhindert werden können, 
es würden versicherungspflichtige 
Normalarbeitsverhältnisse im Niedrig-
lohnbereich entstehen; der Sozialstaat 
könnte damit langfristig wieder fi nan-
zierbar werden. 

Nach volkswirtschaftlicher For-
schung wären um 15% niedrigere 
Lohnstückkosten in Deutschland not-
wendig, um auch arbeitsintensive In-
vestitionen der Unternehmen anzu-
reizen und um Verlagerungen von 
Arbeitsplätzen ins Ausland weniger 
rentabel zu machen. Es müssten par-
allel die lohnbezogenen Sozialabgaben 
deutlich reduziert werden, was lang-
fristig durch höhere Beschäftigung ge-
genfi nanziert werden kann. Dies kann 
dann geschehen, wenn eine gleichzei-
tige Abkehr von der Arbeitszentrie-
rung der Sozialversicherungssyste-
me politisch durchgesetzt wird und 

Normalarbeitsverhältnisse im Ange-
stelltenbereich nicht mehr der Laste-
sel der Nation bleiben (vgl. Lampert, 
M., 2005, 41–44). Eine Verbreiterung 
der Einkommensbasis für Sozialver-
sicherungen und eine Mischfi nan-
zierung der Transfers durch Steuern 
und Versicherungen, aber auch die be-
triebliche Vorsorge sowie Privatvorsor-
ge sind diesbezüglich unumgänglich. 
Beteiligungsrechte auf Arbeit können 
durch Senkung von Lohnzusatzkosten, 
durch Aufbrechen von Tarifl ohnstruk-
turen mit den entsprechenden Kosten-
trägern, bei einer gleichzeitigen Unter-
stützung von nicht existenzsichernden 
Einkommen wirksam realisiert wer-
den. Flankierend wäre eine breite Bil-
dungsinitiative wesentlich, vor allem 
für diejenigen jungen Menschen, die 
wiederum drohen in den Niedrigqua-
lifi zierungsbereich zu fallen. 

Mit den aufgezeichneten Optionen 
wäre ein Recht auf Arbeit durch soziale 
Inklusion im Sinne der Christlichen 
Sozialethik erfüllbar und dem Land 
Hoffung auf eine Zukunft in Wohl-
stand gegeben. Dies würde sicherlich 
den Menschen wieder mehr Mut geben, 

in vielen anderen privaten Bereichen 
Risiken einzugehen und zuversichtlich 
Verantwortung für sich, Partner und 
Kinder zu übernehmen. Die ethische 
Verpfl ichtung zur Beteiligung durch 
Arbeit sowie langfristige Vorteile für 
die gesamte Bevölkerung gehen hier 
wie selten Hand in Hand. Die Zeit ist 
lange überfällig, die ethische Pfl icht 
zur Verantwortung eindeutig, allein es 
fehlt bisher der politische Wille.

Berth, H. u. a., Arbeitslosigkeit und psychische Belastung. Ergeb-
nisse einer Längsschnittstudie 1991 bis 2004, in: Zeitschrift 
für Medizinische Psychologie 15 (2006), 111–116.

Brakelmann, G., Das Recht auf Arbeit. Eine Thesenreihe, in: Molt-
mann, J. (Hg.), Recht auf Arbeit – Sinn der Arbeit, München 
1979, 9–16.

Förster, P., Berth, H., Brähler, E., Arbeitslosigkeit und Gesundheit, 
Leipzig 2004.

Fourier, Ch., Ökonomisch-philosophische Schriften. Eine Textaus-
wahl, übers. und hg. von Lola Zahn, Berlin 1980.

Franz, W., Arbeitsmarktökonomik, Berlin/Heidelberg, 6. Aufl ., 
2005.

Habisch, A., Das Recht auf Arbeit. Vom einklagbaren Rechtsan-
spruch zur regionalen Beschäftigung, in: Rauscher, A. (Hg.). 
Die Arbeitswelt im Wandel, Köln 2001, 11–36.

Hoch, M. (Hg.), Wilhelm Röpke. Werk und Wirkung, Ludwigsburg 
1964.

Homann, K., Vorteile und Anreize. Zur Grundlegung einer Ethik der 
Zukunft, hg. von Christoph Lütge, Tübingen, 2002. 

Lampert, M.: Arbeitsmarkt und soziale Sicherung in der Perspek-
tive einer christlichen Sozialethik, in: Theologie der Gegen-
wart 48 (2005), 38–48.

Lampert, M.: Der Sozialstaat im 21. Jahrhundert. Gefährdungen 
– Lösungen – Wertung, Saarbrücken 2006.

Müller-Armack, A., Wirtschaftslenkung und Marktwirtschaft, Mün-
chen 1990.

Nolte, P., Generation Reform. Jenseits der blockierten Republik, 
München, 6. Aufl ., 2005.

Rawls, J., Political Liberalism, New York 1993.
Siebert, H., Jenseits des Sozialen Marktes. Eine notwendige Neu-

orientierung der deutschen Politik, München 2005.
Sinn, H.-W., Holzner, Ch., Meister, W. u. a., Aktivierende Sozialhilfe 

2006. Das Kombilohn-Modell des ifo-Instituts, in: Ifo-Institut 
für Wirtschaftsforschung 59, 6–27.

Sinn, H.-W., Ist Deutschland noch zu retten?, München, 2. Aufl ., 
2003.

Steinvorth, U., Warum der unfreiwillige Arbeitslose ein Unrecht er-
leidet, in: Ders, Brudermüller, G. (Hg.), Arbeitslosigkeit und die 
Möglichkeiten ihrer Überwindung, Würzburg 2004, 11–22.

L I T E R A T U R

Elke Mack (geb. 1964), Dr. rer. pol., 
habil. theol., Studium der Philosophie, 
Theologie und Volkswirtschaftslehre 
in Frankfurt, Berkeley, München; nach 
Stiftungslehrstuhl für Wirtschafts- 
und Unternehmensethik Uni Kassel, 
Lehrstuhl für Christliche Sozialwissen-
schaft und Sozialethik Uni Erfurt. Ver-
öffentlichungen: Familien in der Krise. 
Lösungsvorschläge Christlicher Sozial-
ethik, München 2005. Criteria for Justi-
ce in a Globalised World, in: K. Homann 
u. a. (Hg.), Globalisation and Business 
Ethics, London 2007, 306–318.

KURZBIOGRAPHIE

amos 01_2007 - erste fassung - s17   17amos 01_2007 - erste fassung - s17   17 02/05/2007   14:56:1602/05/2007   14:56:16



AMOS 1/200718

Schwerpunktthema

Modell Deutschland 
am Scheideweg
Kulturelle Identität und Wertkonsens 
als ökonomische und arbeitsmarktpolitische 
Erfolgsfaktoren

Elmar Nass

Kulturethische und empirische Befunde skizzieren den deutschen Spagat zwischen 
Bewahrung der Grundideen Sozialer Marktwirtschaft und einer Anpassung an das 
vermeintlich universal gültige Erfolgsrezept einer liberalen Marktwirtschaft nach an-
gelsächsischem Muster. Vieles spricht für das ‚Aus’ des deutschen Modells. Der Trend 
am deutschen Arbeitsmarkt vom Großunternehmen zurück zum Mittelstand ist je-
doch Indiz für eine Erfolg versprechende Kehrtwende. Sie muss durch eine Ordnungs-, 
Bildungs- und Sozialpolitik fl ankiert werden, die sich orientiert an einer für alle ver-
bindlichen sozialen Wertidentität. Mit einem solchen Profi l kann der deutsche Ar-
beitsmarkt im internationalen Wettbewerb seine komparativen Vorzüge zurückge-
winnen und ausbauen.

Amerikanisierung der deutschen Ord-
nungs- und Wirtschaftspolitik.

Ist das bisherige Modell tatsäch-
lich gescheitert? Es ist überraschend, 
dass weder Gewerkschaften noch Un-
ternehmerverband diese Wegscheidung 
für ihre arbeitsmarktpolitischen Strate-
gien der Zukunft angemessen themati-
sieren. Umso wichtiger ist es, für den 
sich vollziehenden Wandel der sozio-
ökonomischen Rahmenbedingungen 
(nicht allein) der Arbeitswelt zu sen-
sibilisieren.

Ohne einen gesellschaftlichen 
Wertkonsens hat eine demokratische 
Ordnungsidee keinen Bestand. Das 
haben auch die Gründerväter der So-
zialen Marktwirtschaft erkannt. Ur-
sprung und dynamische Entwicklung 
der Loyalitätsidee unterliegen kul-
turabhängigen Pfaden, von denen die 
zwei für Deutschland einfl ussreichs-
ten Traditionen im Folgenden einander 
gegenübergestellt werden: Die konti-
nentaleuropäische und die angelsäch-
sische Identitätsidee des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts werden dazu 
mit ihren je eigenen Solidaritätsdis-

positionen unterschieden. Ein solcher 
kulturhistorischer Vergleich beleuch-
tet die Entwicklungen der inneren Ab-
hängigkeit von Kultur, Wirtschaft und 
Politik und verweist auf eine alterna-
tive Genese des Wir-Gefühls, das den 
für den sozialen Frieden in Arbeitswelt 
und Gesellschaft jeweils notwendigen 

Wertkonsens erst konstituiert (Abels-
hauser, 2003). Entgegen vieler Unter-
gangsprophetien sehe ich eine wettbe-
werbsfähige Zukunft für den deutschen 
Arbeitsmarkt, wenn liberale und kor-
porative Gedanken miteinander ver-
knüpft werden. Dies ist nicht allein 
über fi nanzielle Anreize und Regel-
nachbesserungen zu erzielen. Vielmehr 
setze ich dazu im Sinne der Gründer-
väter Sozialer Marktwirtschaft auf ei-
ne verbindende Wir-Identität in un-
serer Gesellschaft, die das notwendige 
Konkurrenzdenken zügelt und es da-
durch gegen eine egozentrische Indi-

 Brüchige Wir-Identität 
im ‚Old Europe’

Das nach dem zweiten Weltkrieg ord-
nungs- und wirtschaftspolitisch er-
folgreich erprobte Modell Deutsch-
land ist untrennbar mit der Sozialen 
Marktwirtschaft verbunden. Es ist der 
ausdrücklich im christlichen Verständ-
nis vom Menschen begründete Versuch 
eines Dritten Weges zwischen freier 
Marktwirtschaft und Kollektivismus. 
Mehr als im angelsächsischen Kultur-
kreis hat es seine Wurzeln in einem 
korporativen Gedanken, der sich auf 
starke Verbände (wie Unternehmerver-
bände, Gewerkschaften), Beamtentum 
und Großunternehmen stützt. Manche 
– wie etwa der Christdemokrat R. Po-
falla (2006) – fordern angesichts von 
Globalisierung u. a. Herausforderungen 
eine ‚neue soziale Marktwirtschaft’, die 
sich stärker dem liberalen Geist ver-
pfl ichtet sieht. Andere – wie etwa der 
Sozialdemokrat Otto Schily (2005) – 
halten den dritten Weg für überholt 
und ermutigen stattdessen zu einer 

Sozialer Friede beruht 
auf Wertkonsens
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vidualisierung der Menschen abgrenzt, 
das aber zugleich alle klassenkämpfe-
rischen Neidkomplexe überwindet. Das 
ökonomische wie kulturelle Potential 
zu dieser Wir-Identität ist groß, der-
zeit jedoch politisch wie ökonomisch 
unterschätzt. Während der Fussball-
WM 2006 ist es vorübergehend aufge-
fl ammt. Es wach zu halten bzw. wieder 
zu wecken, ist die Alternative zur Ver-
abschiedung des Modells Deutschland 
mit seinen komparativen Vorteilen. Zu-
nächst möchte ich nun Herkunft und 
Grundlagen des Modells Deutschland 
mit seiner im angelsächsischen Den-
ken begründeten Alternative verglei-
chen. Anschließend werde ich einige 
Argumente für den Erhalt dieses Mo-
dells aufzeigen und Denkanstöße für 
seine arbeitsmarkt-, sozial- und kul-
turpolitische Aktualisierung zur Dis-
kussion stellen. In diesem Sinne se-
he ich die sozial marktwirtschaftliche 
Zukunft Deutschlands in der Kontinui-
tät des ‚Old Europe’, das zugleich weit 
entfernt ist von einem rückständigen 
‚neuen Deutschland’.

 Die angelsächsische 
 Herausforderung für das 
Modell Deutschland

Großbritannien gilt als die Wiege 
eines liberalen Kapitalismus, der sich 
vor allem in den Vereinigten Staaten 
entfaltet hat. Dieses Freiheitsmodell 
zeichnet sich gerade dort durch eine 
außerordentliche Betonung der Un-
abhängigkeit aus, die eine Folge der 
Einwanderungsbewegungen sowie der 
Befreiungskriege ist. Der Westen galt 
dabei als Land der unbegrenzten Mög-
lichkeiten für all diejenigen, die sich 
rechtzeitig ihren Anteil gegen andere 
zu sichern vermochten und damit ren-
tabel wirtschaften konnten. Hier war 
zunächst jeder sich selbst der Nächste. 
Eine soziale Verantwortung gegenüber 
Verlierern wie Indianern und Sklaven 
war vielen dominierenden Siedlern 
fremd. Der starke calvinistische Ein-
fl uss mit einem ausgeprägten Prädes-

tinationsglauben lässt darüber hinaus 
zwar Platz für Almosen an die Armen, 
weniger aber für soziale Anspruchs-
rechte. Grundsätzlich sorgt jeder für 
sich selbst, und wer das nicht schafft, 
der hat zumindest keinen Rechtsan-
spruch auf eine staatliche Hilfe (vgl. 
dazu etwa den libertären Ansatz von 
R. Nozick). Ihre Identität gewinnt die 
amerikanische Nation vornehmlich 
nicht etwa aus einem Brüderlichkeits- 
oder Gleichheitsideal, sondern aus 
ihrer gemeinsamen Leistungsorien-
tierung und ihrem ausgeprägten Frei-
heitsideal, das gegenüber Abhängig-
keiten (und dazu zählen auch staatlich 
erzwungene Umverteilungen) und zen-
tralistischer Staatsgewalt grundsätz-
lich skeptisch eingestellt ist. So wur-
de auch die dezentrale Verwaltung 
im Gegensatz etwa zum preußischen 
Staatsdienertum weitgehend ehren-
amtlich organisiert. Es liegt nahe, dass 
die US-amerikanische Herangehens-
weise an die soziale Frage wesentlich 
von diesem historisch bedingten Geist 
der Freiheit geprägt ist. Eine Loyali-
tät zu Grundrechten ist hier nur dann 
realistisch, wenn diese vor allem als 
negative Freiheitsrechte (d. h. Schutz-
rechte vor Willküreingriffen des Staa-
tes in individuelle Verfügungsansprü-
che) defi niert und anerkannt werden. 
Während die Eigenverantwortlichkeit 
betont wird, konfl igiert die Idee sozia-
ler Anspruchsrechte mit diesem kultur-
bedingten Identitätsbegriff.

 Die tradierte deutsche 
 Einheitsidee

Für den kontinentaleuropäischen 
Raum kann das deutsche Einheitsmo-
dell exemplarisch dagegengestellt wer-
den. Hier hat ein Geist der Einheit eine 
lange Tradition, die in Erfahrungen der 
Spaltung und Teilung begründet liegt. 
Die Kleinstaaterei nach dem 30-jäh-
rigen Krieg durchzog die folgenden 
Jahrhunderte, so dass eine Sehnsucht 
nach ‚Einigkeit und Recht und Freiheit‘ 
zum nationalen Mythos wurde. Fort-

währende Teilungen bis in die jüngs-
te Vergangenheit hinein bestärkten 
immer wieder aufs Neue dieses Profi l 
deutscher Identität. Es besteht deshalb 
im Gegensatz zum Identitätsverständ-
nis in den Vereinigten Staaten grund-
sätzlich weniger Skepsis gegenüber der 
einheitsstiftenden, staatlichen Gewalt. 
Schon im aufgeklärten Absolutismus 
Preußens unter Friedrich II. wurden 
professionelle Staatsdiener eingestellt. 
Aus dieser Tradition heraus ist auch 
die gerechte Verteilung in erster Linie 
Aufgabe des Staates und nicht der Be-
triebe oder individueller Mildtätigkeit. 
Auch ist der calvinistische Prädestina-
tionsgedanke hier nicht prägend. Dafür 
bestimmt neben dem Liberalismus ein 
korporativer Einheitsgedanke die deut-
sche Kulturgeschichte. So entstanden 
etwa Zunftwesen und Verbände – an-
ders als im angelsächsischen Raum – 
aus Freiheitsbewegungen. Genossen-
schaften und Kartelle hatten sich zwar 
mancher Kritik zu unterziehen, doch 
blieb die korporative Idee nicht oh-
ne prägenden Einfl uss. Sie „beschreibt 
den Vorgang des Interessenausgleichs 
nicht als Marktprozess, dessen Funkti-
onsfähigkeit auf dem Prinzip des Wett-
bewerbs beruht, sondern als politisches 
Kartell der großen gesellschaftlichen 
Gruppen, die den Markt in enger Ko-
operation unter sich aufteilen“ (Abels-
hauser, 2003, 58). Deutschland gilt mit 
seiner Tradition als Muster für einen 
solchen korporativ geprägten Kapita-
lismus, der im Gegensatz zur angloa-
merikanischen Variante eines liberalen 
Kapitalismus auf die Konsensdemokra-
tie mit starken Verbänden baut, oh-
ne den Marktprozess zu entmachten. 
Aus dieser Sicht heraus wurde schon 
früh die zunehmende Liberalisierung 
der Märkte in Großbritannien kritisch 
kommentiert. Dem deutschen Mo-
dell gelang über eine Weiterentwick-
lung traditioneller feudaler Strukturen 
mit starker Beamtenschaft im letzten 
Kaiserreich der Aufbau einer konkur-
renzfähigen Wirtschaft, die ihren Er-
folg gerade dem eigenen Weg von 
Qualitätsproduktion und sozialen Tu-
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genden (wie Vertrauen) verdankt. Trotz 
der US-amerikanischen Einfl üsse (z. B. 
‚Fordisierung‘ in der Automobilindus-
trie) konnte stets das eigene Profi l ge-
wahrt bleiben. Erst die radikalen kon-
sensfeindlichen Kräfte von links und 
rechts führten durch den zwischen-
zeitlichen Bruch mit dem korpora-
tiven Denken zum Ende der Weimarer 
Republik. Nach dem zweiten Welt-
krieg ist jedoch z. B. im Ordnungs-
modell der Sozialen Marktwirtschaft, 
dem Mitbestimmungsgedanken oder 
der Tarifautonomie in Fortführung 
traditioneller Werte eine korporative 
Marktwirtschaft entstanden, die auf 
der Grundlage des Einheitsgedankens 
zur Quelle des Wohlstands wurde. Dem 
Prinzip marktwirtschaftlicher Freiheit, 
das sich aus einer starken Betonung 
des Freiheitsideals herleitet, wie es im 
angelsächsischen Denken verbreitet ist, 
steht dabei ein Sozialprinzip zur Sei-
te, das sich aus der menschlichen So-
zialnatur herleitet. Die Loyalität auch 
zu Anspruchsrechten von Schwachen 
kommt in diesem Kontext organisch 
zur Geltung, weil der Grundgedanke 
der Einheit sowohl die Pfadabhängig-
keit des deutschen Weges als auch die 
Grundidee von Befähigungsrechten 
bestimmt, die in die Konzeption der 
Sozialen Marktwirtschaft eingefl os-
sen sind.

 Empirische Beobach-
tungen zur Desorgani-
sation des organisierten 
 Kapitalismus

In der westlichen Welt zeichnet sich 
nach dem Untergang des Staatssozia-
lismus eine Konkurrenz dieser zwei 
Paradigmen ab, die sozialen Frieden 
auf ein je anders defi niertes Identi-
tätsverständnis gründen. Während in 
den Sechziger Jahren noch eine Kon-
vergenz hin auf das deutsche Modell 

Sozialer Marktwirtschaft mit seinem 
Gedanken der sozialen Geborgenheit 
prognostiziert wurde, avanciert inzwi-
schen das angelsächsische Denken im 
kontinentaleuropäischen Raum zuneh-
mend zum wirtschafts- und ordnungs-
politischen Vorbild. Angesichts einer 
zunehmenden Verfl echtung der natio-
nalen Wirtschaftsordnungen scheint 

eine schleichende Übernahme angel-
sächsischen Denkens den Ländern 
Kontinentaleuropas die Anschlussfä-
higkeit an die aktuellen kulturellen, 
ökonomischen und politischen He-
rausforderungen zu garantieren.

Empirische Befunde skizzieren 
exemplarisch das Orientierungspro-
blem kontinentaleuropäischer Iden-
tität im Spannungsfeld zwischen Be-
wahrung bewährter Prinzipien (in 
Deutschland etwa der Konzeption So-
zialer Marktwirtschaft) und Anpassung 
an das vermeintlich universal gültige 
Erfolgsrezept liberaler Marktwirtschaft 
nach angelsächsischem Muster. Vieles 
spricht für das ‚Aus’ des deutschen 
Modells: die Tarifautonomie schwä-
chelt angesichts abnehmender Mitglie-
derzahlen in Unternehmerverbänden 
und Gewerkschaften. Die Beamten-
schaft hat vor allem durch Privatisie-
rungen (Bahn, Post) seit Jahren einen 
starken Personalabbau von 6,7 Mio. 
(1991) auf 4,8 Mio. (2003) zu verzeich-
nen. Dies sind innerhalb von 12 Jahren 
fast 30 %.1 Und die Personalstandssta-
tistiken belegen eine Verschiebung der 
Beschäftigung von Großunternehmen 
zu kleineren und mittleren Betrieben 
mit höheren Qualitätsanforderungen, 
vor allem im Dienstleistungsbereich. 
Offensichtlich steht der zunehmenden 
Auslagerung von Produktionsstätten 
mit Beschäftigungsmöglichkeiten für 
weniger Qualifi zierte eine verstärkte 

1 Vgl. www.dbb.de/dbb-beamtenbund-
206/3150_2980.php (eingesehen am 
23.9.2006)

Nachfrage nach qualifi zierter Arbeit 
vor allem im mittelständischen Bereich 
gegenüber. Flexibilität tritt an die Stel-
le von Sicherheit, mit allen positiven 
und negativen Konsequenzen für Ar-
beitsanforderungen, Leistungsanreize, 
für Familien- wie Heimatgefühl. Die 
Organisation von Wirtschaft und Ge-
sellschaft folgt in Deutschland zuneh-

mend einem Denken, dem es darum 
geht, die „soziale Ordnung so zu re-
konstruieren, dass sie so weit wie mög-
lich auf individuell-rationale Interes-
senkalküle gestellt werden und ohne 
moralische Fundierung auskommen 
kann“ (Streek, 2001, 138). Es wider-
spricht dem deutschen Modell, wenn 
M. Höpner (2003) für die vierzig größ-
ten deutschen börsennotierten Nicht-
fi nanzunternehmen eine zunehmende 
Shareholder-Value-Ausrichtung fest-
stellt. Es habe sich bei den Top-Mana-
gern ein neuer Geist breit gemacht, der 
Leistung zunehmend an Rendite be-
misst. Die unternehmensinterne Kon-
trolle des Managements (Aufsichtsräte) 
sei zudem weitgehend der Kontrolle 
durch den Markt gewichen. Deutsch-
land befi ndet sich in der Phase einer 
Desorganisation seines organisier-
ten Kapitalismus. Dies zeigt sich z. B. 
auch an der Neuorientierung der Groß-
banken hin zum Investmentgeschäft, 
an der verstärkten Rentabilitätsori-
entierung der Unternehmen, an der 
wachsenden Gefahr feindlicher Über-
nahmen und an einer auf kurzfristigen 
Profi t ausgerichteten Managementide-
ologie. Verschiedene Fallstudien un-
termauern diese Thesen.2 Folge einer 
solchen zunehmenden Konvergenz ist 
nun in Kontinentaleuropa die abneh-
mende Identifi kation mit dem eigenen 
Gemeinwesen und eine entsprechende 
Desintegration der Menschen in Kultur 
und Arbeitswelt. Müssen Arbeitskräfte 

2  Vgl. zum Folgenden W. Streeck und 
M. Höpner (2003).

Korporatives Gemeinschaftsdenken 
prägt das deutsche Modell

Top-Manager bemessen Leistung zunehmend an der Rendite
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in Deutschland auf Familienbindungen 
und Identität durch Heimat zuguns-
ten der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit verzichten? Müssen wir uns 
mit einer dauerhaften Massenarbeits-
losigkeit vor allem gering qualifi zierter 
Menschen abfi nden? 

Höpner zufolge wird die zu beob-
achtende Annäherung an das angloa-
merikanische Denken zyklisch wieder 
durch eine Phase der Diversifi zierung 
abgelöst. Doch diese Annahme bleibt 
hypothetisch. Die historischen Fak-
ten belegen das Kommen und Gehen 
ganzer Kulturen durch innere Schwä-
che und/oder durch imperialistische 
Übergriffe. Der Ausgang der anhand 
empirischer Studien nachgewiesenen 
Konvergenz bleibt also durchaus of-
fen. Vielmehr liegt die These von ei-
ner Wegscheidung zwischen dem orga-
nisierten Kapitalismus in Deutschland 
und der Übernahme des angelsäch-
sisch geprägten liberalen Kapitalis-
mus nahe. Der eine Weg führt wie-
der in die Richtung des traditionellen 
deutschen Modells mit starken Perso-
nal- und Kapitalverfl echtungen, aus-
gerichtet an öffentlichen und weniger 
an Kapitalmarktinteressen, mit starken 
Banken als Schlichtern zwischen staat-
lichen und unternehmerischen Akti-
vitäten sowie mit einer betrieblichen 
Mitbestimmung. Diese institutionelle 
Verfl echtung garantierte sozialen Frie-
den, verhinderte feindliche Übernah-
men von Unternehmen und einen frei-
en Manager-Markt. Auf dem anderen 
Weg kommt der konkurrierende Geist 
der Unabhängigkeit und Deregulierung 
weiter in Fahrt. Und dieser Trend ist 
gegenwärtig bestimmend.

 Ansätze zur 
 Reorganisation

Ein Ordnungsrahmen, der Anreize und 
Regeln setzt, die die Entfaltung von 
Freiheits- und Sozialnatur, von Eigen- 
und Sozialverantwortung des Men-
schen gleichermaßen herausfordern, 
stiftet eine ganzheitliche mensch-

liche Identität. Eine solche Persona-
lisierung entspricht dem christlich 
fundierten Grundanliegen der Grün-
derväter Sozialer Marktwirtschaft. Die 
Herausforderung von Eigen- und So-
zialverantwortung bei einem notwen-
digen Wertkonsens über die zugrun-
de liegende Ordnungsidee schafft den 
kulturellen Rahmen sozialer Identi-
tät, der der kontinentaleuropäischen 
– vor allem der deutschen – Tradition 
entspricht. Ein Reorganisationspro-
gramm des Modells Deutschland setzt 
keineswegs auf eine bloße Kopie ver-
gangener Gemeinschaftlichkeit (wie 
etwa der Sondersituation im zerstör-
ten Deutschland nach 1945). Es über-
setzt vielmehr das Grundanliegen des 
Wir-Gedankens auf die ordnungspoli-
tischen Probleme der Gegenwart und 
Zukunft. So gibt es Ziele vor für ei-
ne selbstbewusste Verschränkung von 
Ordnung und Kultur, die die kompa-
rativen Vorzüge des deutschen Weges 
neu entdeckt. 

Der deutsche Arbeitsmarkt ist nicht 
hilfl os einer internationalen Desorga-
nisation ausgeliefert. Wenn wir uns 
auf unsere eigenen Stärken besinnen, 
wird der deutsche Arbeitsmarkt attrak-
tiv für alle, die nicht allein dem an-
gloamerikanischen Freiheitsgedanken 
folgen wollen. Falls es Deutschland 
also gelingt, sein eigenes Profi l einer 
auch auf dem korporativen Gemein-
schaftsgedanken aufbauenden Identi-
tät zu schärfen, so kann es ein Magnet 
werden für Unternehmen und Fach-
kräfte aller Welt, die diesen Pfad kul-
tureller Identität vorziehen. Ein Aufge-

ben der eigenen Tradition geht genau 
in die falsche Richtung, weil sie im-
mer nur eine billige Kopie der starken 
amerikanischen Freiheitsidee bleibt 
und Deutschland im internationalen 
Wettbewerb zur Zweit- oder Dritt-
klassigkeit verdammt: mit den ent-
sprechenden Zentrifugalkräften auf 
unseren Arbeitsmarkt. Ich glaube al-

so, dass Flexibilität auf Kosten der Fa-
milie, Fluktuation auf Kosten der Be-
heimatung, egoistische Motivation auf 
Kosten von sozialer Identität, Anony-
misierung des Managements auf Kos-
ten der Unternehmerkultur uns in die 
Irre führen: nicht allein aus ethischen, 
sondern auch aus ökonomischen Grün-
den. Der von J. Wiemeyer (2006) fest-
gestellte Trend am deutschen Arbeits-
markt vom Großunternehmen wieder 
hin zum Mittelstand ist ein Indiz für 
eine solche Erfolg versprechende Re-
organisation des deutschen Modells. 
Er ist aber kein Selbstläufer. Vielmehr 
muss er durch eine Ordnungs- und So-
zialpolitik fl ankiert werden, die die so-
ziale Identität herausfordert.

 Politische 
 Weiterführungen

Dazu möchte ich einige Felder exem-
plarisch beleuchten. Das bewusste Le-
ben auf Kosten anderer etwa unter-
miniert das Prinzip der gegenseitigen 
Verantwortung, das jeden dazu fähigen 
Empfänger von öffentlichen Transfer-
leistungen grundsätzlich verpfl ichtet, 
seinen Lebensunterhalt durch eigene 
Arbeit zu bestreiten. Die Höhe von So-
zialtransfers an Arbeitsfähige ohne Be-
schäftigung ist deshalb gebunden an 
die Bereitschaft der Empfänger, sich 
nach Kräften um eine Eingliederung 
in den Arbeitsmarkt zu bemühen und 
dazu die zur Verfügung stehenden Bil-
dungsangebote zu nutzen. Wer dazu 
nicht bereit ist, muss mit Abschlägen 

rechnen. Die Steuerzahler identifi zieren 
sich leichter mit der entsprechenden 
Steuerpfl icht, wenn der Missbrauch 
sich tendenziell vermindert. Der blo-
ße Bestrafungseffekt kann jedoch die 
Loyalität der Nichtarbeitswilligen min-
dern. Eine angestrebte Hilfe zur Selbst-
hilfe sollte deshalb auch auf einen mo-
tivierenden Belohnungsanreiz setzen. 

Auf motivierende Belohnungsanreize setzen
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Dies ließe sich mit einem Modell ak-
tivierender Sozialhilfe realisieren. Je-
der durch die Aufnahme eines Nied-
riglohnjobs erworbene Euro wird dann 
nicht als Transferentzug, sondern als 
progressiv besteuertes Zusatzeinkom-
men zu Buche schlagen (Cremer 2006). 
Wegen der negativen Folgen für be-
stehende Beschäftigungen im Niedrig-
lohnbereich auf dem ersten Arbeits-
markt können solche Begünstigungen 
nur zeitlich befristet geleistet werden, 
um so den Wegfall der bestehenden 

Niedriglohnbeschäftigungen zu ver-
meiden. Ein solches Modell stärkt zu-
gleich Eigenverantwortung und soziale 
Identität. Es wächst ein gegensei-
tiges Vertrauen von Transferzahlern 
wie -empfängern, welches wiederum 
Leistungsbereitschaft erhöht und Tritt-
brettfahrermentalität mindert.

Die Herausforderung von Eigen- 
und Sozialverantwortung, von sozia-
ler Identität mit Wir-Gefühl ist auf 
die Stärkung intergenerationeller fa-
miliärer Beziehungen angewiesen. 
Auch wegen der verfehlten Desorga-

nisation steht dem aber eine wach-
sende Zurückdrängung der Familie 
mit ihren sozialen Bindungen und Er-
ziehungsleistungen sowie die drama-
tisch geringe Geburtenzahl gegenüber. 
Hohe Scheidungs- und Abtreibungs-
raten, wachsende Vereinsamung und 
überfüllte Pfl egeheime gehören zum 
Alltag. Dem kann nachhaltig mit ei-
ner Stärkung familiärer u. a. sozia-
ler Bindungen entgegengewirkt wer-
den. Die Gemeinden, die öffentlichen 
und privaten Träger sozialer Einrich-

tungen, das Umfeld (Kirchen, Vereine 
etc.) müssen gezielt zusammenwirken, 
um die soziale Integration von jun-
gen, alten und allein stehenden Men-
schen voranzubringen. Dies entspricht 
dem Ziel gesellschaftlicher Inklusi-
on, denn es fordert ein identitätsstif-
tendes Wir-Gefühl über die Genera-
tionen hinweg und hilft zugleich, die 
Kosten der Sozialsysteme zu senken. 
Über Bildungsanstrengungen kann 
die langfristig anzustrebende eigen-
verantwortliche wie sozialverpfl ich-
tete Identität als Grundlage für diese 

soziale Wertidentität Schritt für Schritt 
gestärkt werden. Finanzielle Trans-
fers an Kinderreiche müssen fl ankiert 
werden durch eine nachhaltige Auf-
klärung über den Wert von Kindern 
und Familie. Gegenwärtig sind wir von 
einem solchen Bewusstsein weit ent-
fernt. Eine egoistische Grundeinstel-
lung präge die Jugend in Deutschland, 
zu diesem Schluss kommt die 14. Shell 
Studie. Trifft deren Interpretation zu, 
so kann dies zwei Gründe haben. Ent-
weder sind die jungen Menschen Ego-
isten aus Überzeugung, oder aber sie 
sind durch gesellschaftliche Anreize 
erst dazu gemacht worden. Die Studie 
folgt der ersten Begründung. Wenn zu-
gleich Befragungsergebnisse den ho-
hen Stellenwert von sozialen Werten 
wie Freundschaft, Partnerschaft, Fami-
lie belegen, so verwundert es aber, dass 
sich unter den jungen Menschen trotz 
intensiver Suche nach persönlicher 
und sozialer Identität eine Generation 
von ‚Egotaktikern‘ herausgebildet ha-
ben soll, die ihre Entscheidungen an 
Opportunismus, Bequemlichkeit und 
Chancennutzung ausrichtet (Deutsche 
Shell, 2002, 31 ff., 149, 153). Die als 
Grundüberzeugung behauptete ‚Ego-
taktik‘ scheint eher eine angepasste 

Die soziale Wertidentität  stärken
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Verlegenheitseinstellung zu sein, die 
den natürlich gegebenen Wertvorstel-
lungen widerspricht. Denn das Ja zur 
Demokratie, die Wünsche nach Fa-
milie und Treue, die Bereitschaft zu 
Verantwortung und Fleiß stehen den 
Befragungen zufolge insgesamt er-
staunlich hoch im Kurs. Solche Werte 
und Tugenden sind aber keineswegs 
bloße Derivate einer egotaktischen 
Grunddisposition. Die immer wieder 
zu beobachtenden Reaktionen junger 
Menschen auf politische oder natür-
liche Katastrophen beweisen stattdes-
sen eine hohe Sensibilität für überge-
ordnete Ziele und die Bereitschaft zu 
sozialer Verantwortung. Sie verweisen 
auf die Sehnsucht nach einer sozia-
len Identität jenseits verzweckter Ziele. 
Unsere Realität konfrontiert dagegen 
heute mit zerplatzten Träumen. Stei-
gende Scheidungsraten und ein popu-
listisch forcierter Drang nach Neuem 
machen die Familienträume oftmals 
zunichte. Ein stark auf Egoismus zu-
geschnittener Zeitgeist ist meist stär-
ker, als es die Ideale junger Menschen 
sind. Diese Spannung weckt jedoch 
gerade das Bedürfnis nach einer Ori-
entierung, die auch eine soziale Iden-
tität verleiht. Wird eine solche nicht 
glaubwürdig vermittelt und ermög-
licht, dann bleibt als Ausweg – und 
gerade nicht aus Überzeugung – das 
Vertrauen auf sich selbst: die Egotak-
tik. Sie ist dann keineswegs Beleg für 
eine frustrierte Antwort auf die man-
gelnden Entfaltungsmöglichkeiten so-
zialer Grundwerte.

Auch deshalb muss es ein gesell-
schaftliches Ziel sein, eine Gemein-
schaftsidentität zur Sozialverant-

wortung zu revitalisieren. Für den 
Schul- und Berufsalltag sind dazu 
neben dem leistungsfördernden Kon-
kurrenzprinzip auch gemeinschaftliche 
Problemlösungskonzepte zu profi lieren 
(Nass und Müller-Vorbrüggen 2004). 
Viele Angebote freier Träger leisten 
hierfür innovative Impulse (Schroers 
und Nass 2004). Kulturelle Integration, 
die kulturelle Identität anstrebt, fordert 
ein Bekanntmachen mit Geschichte und 
Tradition des eigenen Landes und der 
dort prägenden Religion, von da aus-
gehend die Beschäftigung mit anderen 
Traditionen und Identitäten. ‚Fordern 
und Fördern‘ prägt die Erziehung zu 
einem gemeinsamen weltanschaulich 
übergreifenden Wertverständnis. Wer 
an dessen Stelle Diskriminierung oder 
Gewalt setzt, gefährdet das Funda-
ment sozialer Wertidentität und muss 
entsprechend von der Allgemeinheit 
sanktioniert werden.

Junge Menschen sind bereit zu hoher sozialer Verantwortung  Ausblick: Den Teufelskreis 
durchbrechen

Fundament des Kapitalismus nach 
deutschem Modell ist die soziale Wer-
tidentität, die Menschen unterschied-
licher Weltanschauungen eint. Es ist 
christlich begründbar, führt aus dem 
Teufelskreis von Deregulierung und 
Depersonalisierung von Mensch und 
Familie heraus, wirkt in seiner Origina-
lität gegenüber dem angelsächsischen 
Denken weltweit anziehend und ver-
spricht deshalb auch langfristigen 
wirtschaftlichen Erfolg. Seine Umset-
zung erfordert allerdings den Mut, jetzt 
gegen den Strom zu schwimmen.

 Fazit

• Alle bekennen sich zur Sozialen 
Marktwirtschaft. Der Fortbestand 
dieses deutschen Modells ist aber 
hochgradig gefährdet.

• Deutschland steht in der Gefahr, 
mit seiner kulturellen Identität 
auch seine internationale Wett-
bewerbsfähigkeit einzubüßen: mit 
verheerenden Folgen für den na-
tionalen Arbeitsmarkt.

• Ein Kapitalismus mit sozialer Wer-
tidentität kann einer umfassenden 
Deregulierung der Arbeitswelt ent-
gegen treten. Er ist christlich be-
gründbar, weltweit anziehend 
und wirtschaftlich Erfolg verspre-
chend.

Elmar Nass (geb. 1966), Pfr., Dr. theol. 
Dr. soc., Bischöfl ich Beauftragter für die 
Fortbildung des pastoralen Personals 
im Bistum Aachen, wissenschaftlicher 
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on, Lehraufträge Essen-Duisburg, Köln; 
Schwerpunkte: Normbegründung, So-
zialstaat, Werterziehung, Wirtschaftse-
thik; aktuelle Publionen: Der humange-
rechte Sozialstaat, Tübingen 2006; Das 
unantastbar Absolute, in: Trierer Theo-
logische Zeitschrift 115/3 (2006) 229–
243; Effi zienz durch Gerechtigkeit, in: 
Zeitschrift für Wirtschafts- und Unter-
nehmensethik 7/2 (2006): 79–99.
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Tarifpolitik 
im weißen Kittel
Erfolge und Defi zite
exklusiver Solidarität1

Matthias Möhring-Hesse

Die Krankenhausärzte haben im vergangenen Jahr Solidarität und Kampfeseinsatz 
gezeigt – und sich in einem Arbeitskampf gegenüber Kommunen und Ländern durch-
setzen können. Damit haben sie den Nutzen von Solidarität bestätigt – und dies auf 
dem Feld der Tarifpolitik, deren Nutzen heutzutage häufi g bestritten wird. Dass den 
Ärzten Solidarität jedoch nur auf dem Weg der Absonderung möglich war, wird man 
gegenüber denen nicht rechtfertigen können, die sie aus ihrer Solidarität ausge-
schlossen haben. Der Ärztestreik leitet wahr scheinlich nicht die Zukunft einer nach 
Berufsgruppen gespaltenen Tarifpolitik ein. Allerdings werden die Gewerkschaften 
zukünftig stärker auf die Beschäftigtengruppen mit höheren Einkommen Rücksicht 
nehmen; das deutsche Tarifvertragssystem wird daher weniger als in der Vergangen-
heit für ein ausgeglichenes Einkommensgefälle sorgen.

mehr Gehalt allgemein als ein ernst-
haftes Unternehmen akzeptiert.1

Gleichwohl hatte ihr Arbeitskampf 
ein „Manko“ – und hat dieses auch 
noch über den Tarifabschluss hinaus: 
Die Assistenz- und Oberärzte streikten 
ausschließlich für sich und ihre eige-
nen Interessen. Ihr Marburger Bund 
trennte sich unter der Leitung des 
Hamburger Oberarztes Frank Ulrich 
Montgomery, von der für den öffent-
lichen Dienst zuständigen Gewerk-
schaft ver.di, präsentierte sich als die 
einzige und einzig wahre Interessen-
vertretung angestellter Ärzte. Nach 
dieser Absonderung konnte der Bund 
seine Mitgliederzahl innerhalb weni-
ger Monate verdoppeln und die alten 
und vielen neuen Mitglieder motivie-
ren, für einen „ärztespezifi schen“ Ta-
rifvertrag, die Einführung einer eige-
nen Gehaltsordnung für Ärzte, extrem 
hohe Gehaltssteigerungen und besse-
re Arbeitsbedingungen in den Aus-

1 Für ihre kritischen Kommentare dankt 
der Autor Andreas Koppenhagen, Essen, 
und Friedhelm Hengsbach SJ, Frankfurt/
Main.

stand zu treten.2 Der Verdacht steht 
im Raum: Die Ärzte ließen es dabei 
an Solidarität mit ihren Kolleginnen 
und Kollegen missen. Unter den ge-
gebenen Bedingungen begrenzter öf-
fentlicher Ressourcen ging ihre „grup-
penegoistische“ Tarifpolitik zu Lasten 
all der anderen, mit denen sie in den 
Krankenhäusern zusammen arbeiten 
müssen.

 Niemand „verdient“, 
was er verdient

Es ging den streikenden Ärzten um 
bessere Arbeitsbedingungen und um 
höhere Gehälter, wobei sich diese 
zweite Forderung im Zuge des Streiks 
in den Vordergrund schob. Zu deren 
Rechtfertigung verwiesen sie auf ih-
re Verdienste, die sie Tag für Tag an 
Krankenbetten, in OP-Sälen und Am-
bulanzen erwerben: ihre Verantwor-
tung für „Leben und Tod“, ihr uner-

2 Siehe: http://www.marburger-bund.
de/marburgerbund/bundesverband/mb-
zeitung/mbz2006/mbz18-06/05.php.

„Unser Lohn ist Hohn“, empör-
te sich ein Krankenhausarzt 

auf seinem Transparent. Mit ihm gin-
gen im vergangenen Jahr die im Mar-
burger Bund organisierten Klinikärzte 
auf die Straßen dieser Republik – und 
traten für höhere Gehälter und besse-
re Arbeitsbedingungen in den Streik. 
Wenn man den Medienberichten Glau-
ben schenken mag, haben sie mit ih-
rem Ausstand öffentliche Zustimmung 
gefunden. Vereinzelt wurde zwar kri-
tisiert, dass die Ärzte ihre Patienten 
im Stich gelassen hätten, dass Kran-
kenhäuser geräumt und Operationen 
verschoben werden mussten. Doch all-
gemein blieb die Stimmung bis zum er-
folgreichen Tarifabschluss für die strei-
kenden Ärzte wohlwollend – und war 
damit weit aus besser, als wenige Mo-
nate zuvor, als Müllfahrer und Kinder-
gärtnerinnen in Stuttgart und anderen 
Städten in den Ausstand traten. Wurde 
deren Streik gegen Arbeitszeitverlän-
gerung ohne „Lohnaus gleich“ häufi g 
als überzogen und überfl üssig („Wegen 
12 Minuten Mehrarbeit pro Tage strei-
ken?“) abgetan, hat man den Arbeits-
kampf der Klinikärzte für 30 Prozent 
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müdlicher Arbeitseinsatz „rund um 
die Uhr“, ihr unermesslicher Beitrag 
für den Wohlstand im Lande. Sie be-
riefen sich damit auf eine der ältes-
ten und bis heute gängigsten Begrün-
dungen für soziale Ungleichheiten, den 
Verdienst. Bereits die griechischen Phi-
losophen Platon und Aristoteles hiel-
ten es für gerecht, wenn ein jeder ent-
sprechend seiner Verdienste an den 
zu verteilenden Gütern Anteil erhält. 
War die verdienstethische Vorstellung 
in der Antike und im Mittelalter tu-
gendethisch aufgeladen, wird sie in der 
Neuzeit – und bis heute – im Sinne von 
Leistungsgerechtigkeit gedeutet: Jeder 
und (später auch:) jede erhalte so viel 
vom gesellschaftlichen Reich tum, wie 
er oder sie zu dessen Erstellung bei-
getragen hat. 

Zumindest wenn es um die Entloh-
nung von Erwerbsarbeit geht, verpufft 
diese altehrwürdige Gerechtigkeitsvor-
stellung allerdings. Um bestimmte Ver-
hältnisse zwischen ungleichen Leis-
tungen und ungleichen Einkommen 
ausweisen und darüber die Gerech-
tigkeit der Einkommen behaupten zu 

können, müsste man über einen vom 
Einkommen unabhängigen Maß stab 
zur Bewertung der Leistungen verfü-
gen. Nur dann könnte man diese in 
Relation zu allen anderen Leistungen 
messen und diese Relationen in Ver-
hältnisse zu unterschiedlich hohen 
Einkommen setzen. Ein solcher Maß-
stab steht aber nicht zur Verfügung, 
so dass unterschiedliche Leistungen 
von Erwerbstätigen nur über deren 
unterschiedliche Einkommen erhoben 
werden können. Die so bemessenen 
Leistungsunterschiede können nicht 
wiederum zur Rechtfertigung unter-
schiedlich hoher Einkommen heran-
gezogen werden, zumindest wäre ei-
ne solche Rechtfertigung zirkulär und 
deswegen nicht überzeu gend. Leistung 
ist daher kein möglicher Maß stab ge-

rechter Entlohnung, so dass es einen 
leistungsgerechten Lohn prinzipiell 
nicht geben kann: Niemand, auch kein 
Arzt, verdient, was er be kommt, und 
keiner, auch kein Arzt, bekommt, was 
er verdient.3

Jedoch hat sich die Vorstellung von 
einer leistungsgerechten Entlohnung 
hartnäckig gehalten – und dies wohl 
vor allem deshalb, weil die Erwerbstä-
tigen zumeist nach Tarif, also gemäß 
verbindlicher Preisvorgaben entlohnt 
werden. Tarife sehen von den indivi-
duellen Besonderheiten sowohl der Ar-
beitnehmer als auch der Arbeitgeber ab 
und legen die von den ersten an die 
zweiten zu zahlenden Arbeitseinkom-
men durch allgemeine Regeln fest. Sol-
che Regeln „sorgen“ etwa dafür, dass 
Krankenschwestern mehr als Reini-
gungskräfte, jedoch weniger als Assis-
tenzärzte und diese wiederum weniger 
als Oberärzte verdienen. Entsprechende 
Regelungen können – im Gegensatz zu 
den Arbeitsentgelten, die dadurch be-
stimmt werden, – darauf hin geprüft 
werden, ob sie die Zustimmung aller 
von ihnen Betroffenen fi nden und ent-

sprechend gerechtfertigt werden kön-
nen und in diesem Sinne gerecht sind. 
Über die Tarifi erung von Löhnen und 
Gehältern zieht also die Gerechtigkeit 
in die Entlohnung der Erwerbsarbeit 
ein. Dass die zur Tarifi erung notwen-

3 Während die Leistungsgerechtig-
keit von Arbeitsentgelten prinzipiell aus-
fällt, lässt sich deren Gerechtigkeit jedoch 
über den Bedarf der diese Entgelte bezie-
henden Erwerbstätigen beurteilen. Zumin-
dest war es traditionelle Vorstellung der 
katholischen Soziallehre, dass die Erwerbs-
tätigen mindestens Löhne und Gehälter be-
ziehen sollen, von denen sie und die Ihren 
anständig leben können. Angesichts eines 
wachsenden Bereichs von niedrigentlohnter 
Erwerbsarbeit erfährt diese Vorstellung in 
der Forderung nach gesetzlichen Mindest-
löhnen gegenwärtig und zurecht eine Re-
naissance.

digen Regeln eine zumindest breite Zu-
stimmung fi nden, dafür sind offenbar 
auch Vorstellungen der Leistungsge-
rechtigkeit aus schlaggebend. Damit 
sie aber tarifpolitisch wirksam werden 
können, müssen diese Vorstellungen 
in allgemeine, allerdings wenig vali-
de und kulturell stark eingefärbte An-
nahmen übersetzt werden. Diese spie-
geln identifi zierbare Eigenschaften der 
Erwerbstätigen und ihrer Arbeit wie-
der, etwa welche Positionen in der be-
trieblichen Hierarchie sie einnehmen, 
welche Bildungstitel und Ausbildungs-
zertifi kate sie vorzuweisen haben oder 
welche Anteile an den arbeitsteilig er-
stellten Produktionsergebnissen sie für 
sich beanspruchen. Ob ein bestimm-
tes Einkommen den Leistungen des 
Einkommensbeziehers entspricht und 
i. d. S. leistungsgerecht ist, lässt sich 
zwar auch über derart begründete Ta-
rife nicht beurteilen. Immerhin können 
aber deren Regeln auf ihre Gerechtig-
keit und dazu auch die Annahmen auf 
ihre Plausibilität hin geprüft werden. 
Wenn also Ärzte zur Verbesserung ih-
rer Gehälter auf ihre „Ver dienste“ po-
chen, dann lässt sich ihr Protest als 
Kritik am bestehenden Regelwerk auf 
der Grund lage überkommener Annah-
men über den Wert gerade ihrer Leis-
tungen deuten – und prüfen.

 Tarifpolitik braucht 
 Solidarität

Prinzipiell können Tarife auf unter-
schiedlichste Weise gesetzt, zum Bei-
spiel vom Staat erlassen werden. In der 
Bundesrepublik wurde es grundsätz-
lich den beiden Arbeitsmarktparteien 
überlassen, entsprechende Regelwerke 
über ihre Interessenvertretungen, al-
so Gewerkschaften auf der einen und 
Arbeitgeberverbände auf der anderen 
Seite, auszuhandeln und sie über Kol-
lektivverträge in Kraft zu setzen (vgl. 
Blanke 2003). Unter dem Gerechtig-
keitsaspekt spricht für dieses System, 
dass bereits das Verfahren eine gewisse 
Gewähr für die Gerechtigkeit der aus-

Es gibt keinen leistungsgerechten Lohn
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gehandelten Regelwerke bietet: Zu-
mindest wenn die Verhandlungsmacht 
zwischen den Tarifparteien annähernd 
symmetrisch verteilt ist und wenn die 
Interessen aller Betroffenen einiger-

maßen vollständig zur Sprache kom-
men, darf unterstellt werden, dass die 
ausgehandelten Regelungen zum ge-
genseitigen Vorteil der Vertragspart-
ner und der durch sie vertretenen Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber sind. Bei 
Verhandlungsparität zwischen den Ta-
rifparteien besteht für die Ergebnisse 
ihrer Verhandlungen (1.) eine mate-
rielle Gewähr dafür, dass diese ihrer 
beider Interessen gerecht werden. Und 
in dem Maße, in dem sie die Interes-
sen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
umfassend vertreten, erweitert sich (2.) 
diese Gewähr auf die Berück sichtigung 
der unterschiedlichen Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberinteressen. Diese Ge-
währ wiederum begründet, analog zum 
Legitimationsprinzip privater Verträge 
zum gegenseitigen Vorteil freier Ver-
tragsparteien, (3.) so etwas wie eine 
Gerechtigkeitsgewähr, zumindest bei 
den Fragen, die nicht moralische oder 
sittliche Gerechtigkeitsfragen, son-
dern Klugheitsabwägungen zum ge-
genseitigen Vorteil betreffen: Sofern 
die tarifvertraglichen Regelungen den 
Interessen aller Beteiligten gleicherma-
ßen gerecht werden, können sie zu-
mindest von ihnen und vor ihnen ge-
rechtfertigt werden und deshalb auch 
zwischen ihnen als gerecht gelten. Ei-
ne solche Gerechtigkeitsgewähr ist so 
etwas wie eine verfahrensethisch be-
gründete Vermutung – und damit we-
niger als eine erfolgreiche Rechtferti-
gung und der sich dadurch ergebende 
Gerechtigkeitserweis, aber mehr als die 
bloße „Normativität des Fakti schen“.

Das Tarifvertragssystem mit einge-
bauter Gerechtigkeitsgewähr stellt an 
die Tarifparteien hohe Anforderungen 

– und dabei vor allem die, in den jeweils 
eigenen Reihen Solidarität zu üben. Um 
gemeinsame Interessen zu entdecken 
und sie gegenüber dem Tarifpartner 
vertreten und durch setzen zu können, 

müssen Arbeitnehmer wie Arbeitgeber 
ihre Konkurrenz untereinander außer 
Kraft setzen und sich gemein machen. 
Tarifpolitik bedarf also eines Mini-
mums an Solidarität – zumindest auf 
Seiten der Arbeitnehmer, da diese ge-
gebenfalls Tarifverträge mit nur einem 
Arbeitgeber, Arbeitgeber aber niemals 
derartige Verträge mit nur einem Ar-
beitnehmer abschließen können.

Von ihrer Solidarität profi tieren die 
Arbeitnehmer, insofern sie ihre Inter-
essen auf diesem Wege besser in ih-
re Arbeitsverträge einbringen können, 
als wenn sie deren Inhalt mit ihrem 
Arbeitgeber privat aushandeln müss-

ten. Doch sind mit dieser Solidarität 
Kosten verbunden – und diese steigen 
mit der Höhe ihrer jeweiligen Einkom-
men: Im internationalen Vergleich 
zeigt sich, dass das deutsche Tarifver-
tragssystem zu einem vergleichswei-
se fl achen, wenngleich inzwischen an-
steigenden Einkommensgefälle führt. 
Bezieher von niedrigeren Einkommen 
können also von der in der Bundes-
republik praktizierten Solidarität der 
Arbeitnehmer stärker profi tieren als 
ihre Kollegen mit den höheren Ein-
kommen. Ihre Tarife liegen tendenziell 
höher, als wenn sie auf einem ande-
ren Wege als dem deutschen Tarifver-
tragssystem festgesetzt worden wären. 
Die Bezieher von höheren Einkommen 
dagegen können – zumal unter Bedin-
gungen höherer volkswirtschaftlicher 
Vernetzung und damit bei Vergleich 
über Grenzen hinweg – ahnen, dass ih-
re in Solidarität mit den geringer ent-
lohnten Kollegen ausgehandelten Ta-
rife tendenziell unterhalb des Niveaus 
bleiben, das sie auf dem Arbeitsmarkt 
hätten durchsetzen können.

Die Gerechtigkeitsgewähr beruht auf der Verhandlungsparität 
der Tarifparteien

Das bisherige Tarifvertragssystem hält die 
 Einkommensdifferenzen vergleichsweise gering

Für die Begrenzung des Einkom-
mensgefälles sprechen durchaus gute 
Gründe: Bei ausgeglichenen Einkom-
mensdifferenzen lässt sich die volks-
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hö-
her steigern als bei einem extremen 
Einkommensgefälle; mit der Begren-
zung sozialer Ungleichheiten wird 
gesellschaftliche Integration sowie 
die gleichberechtigte Inklusion wahr-
scheinlicher, sie ist letztendlich not-
wendige Bedingung demokratischer 
Vergesellschaftung. In dem Maße, 
wie das Tarifvertragssystem für aus-
geglichene Einkommensdifferenzen 
sorgt, wird der Staat davon entlastet, 
sie durch Umverteilung der marktför-
mig zugewiesenen Einkommen durch-
zusetzen. So macht das deutsche Ta-
rifvertragssystem „weniger Staat“, wie 

man heutzutage gerne fordert, mög-
lich. Doch bei allen guten Gründen, die 
für das deutsche Tarifvertragssystem 
mit seinen verteilungsbezogenen Er-
gebnissen sprechen, seine Zumutungen 
sind gleichwohl ungleich verteilt: Die 
in diesem System notwendige Solida-
rität der Arbeitnehmer nimmt die Be-
zieher höherer Einkommen stärker in 
Anspruch.

 Neu-Solidarisierung durch 
Entsolidarisierung

Obgleich grundgesetzlich vorgesehen, 
geht die Tarifbindung in der Bun-
desrepublik schleichend zurück. Vor 
allem das Kernstück des deutschen Ta-
rifvertragssystems, der für eine gan-
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ze Branche geltende Flächentarifver-
trag, hat seit Mitte der neunziger Jahre 
an Bedeutung verloren. Mit Ausnah-
me vor allem der Länder Berlin und 
Hessen wird der Bereich des öffent-
lichen Dienstes dagegen noch weit-
gehend durch einen Flächentarifver-
trag erfasst. Erst Ende des Jahres 2005 
konnte ein neuer Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst (TvöD) als Nach-
folger des alten BATs unterzeichnet 
werden. Aus diesem, auch für sie aus-
gehandelten Tarifvertrag, sind die im 
Marburger Bund organisierten Ärzte 
„ausgestiegen“ und haben auf einen 
eigenen Vertrag gedrungen. Zunächst 
suchten sowohl die Gewerkschaft ver.
di als auch die Kommunen und Länder 
diese Forderung zu ignorieren. Darauf 
hin legten der Marburger Bund und die 
in ihm zusammengeschlossenen Ärzte 
erst richtig los und organisierten ohne 
Streikkasse und Streikerfahrung, wenn 
auch nicht ohne Vorbild, einen Arbeits-
kampf, den ihnen niemand zugetraut 
hatte, – und nötigten die öffentlichen 
Arbeitgeber zur Aufnahme gesonderter 
Tarifverhandlungen und zu einem ei-
genständigen Tarifabschluss. Gemes-
sen an den ausgegebenen Streikzielen 
ist der verhandelte Vertrag wohl eher 
kläglich, auch wenn Verbesserungen 
gegenüber den für den öffentlichen 
Dienst geltenden Tarifen durchgesetzt 
werden konnten.44 Erfolgreich war 
der Marburger Bund aber darin, sich 
als eigenständiger und für die ange-
stellten Ärzte allein zuständiger Ver-
handlungspartner durchzusetzen und 
für die in öffentlichen Kliniken ange-
stellten Ärzte „ärztespezifi sche Tarif-
verträge“ zu etablieren.

Mit dem Ärztestreik und dem Ab-
schluss eines gesonderten Tarifver-
trags wird von einem „Grundgesetz“ 
des deutschen Tarifvertragssystems 
abgewichen. Galt im Mittelalter Beruf 
und Stand als das strukturierende Prin-
zip gemeinsamer Interessen und de-

4 Siehe: http://www.marburger-bund.
de/marburgerbund/bundesverband/unsere_
themen/tarifpolitik/tarifvertraege.php.

ren Vertretung, so hat sich für die kol-
lektive Vertretung von Beschäftigten 
– aus guten (und in der katholischen 
Sozialethik und -verkündigung letzt-
endlich bestätigten) Gründen – im Be-
trieb das Prinzip „Ein Betrieb – eine 
Gewerkschaft“ und auf dem Arbeits-
markt „Eine Branche – ein Vertrag“ 
durchgesetzt. Mit beiden Prinzipien 
bricht der Marburger Bund, organi-
siert Ärzte in Absonderung des mit 
ihnen zusammen arbeitenden Klinik-
personals und betreibt eine gesonderte, 
von den Interessen der in der selben 
Branche Beschäftigten absehende Ta-
rifpolitik. Zurecht darf man darin eine 
Entsolidarisierung der Ärzte mit ihren 
Kolleginnen und Kollegen sehen.

Allerdings ist dies nur die eine Sei-
te des Ärztestreiks, deren andere Sei-
te Solidarisierung ist. Um die Wirkung 
erzielen zu können, die sie erzielt ha-
ben, mussten sich die Ärzte unterein-
ander gemein machen und gemein-
same Interessen gemeinsam vertreten, 
sich also solidarisieren. Durch ihre So-
lidarisierung wurden sie konfl iktfähig 

und erwirkten eine politische Macht, 
die von den öffentlichen Arbeitge-
bern – trotz entgegen gesetzter Ver-
suche – nicht ignoriert werden konn-
te. Man sollte weder diese Solidarität 
unter den Ärzten noch die daraus er-
wachsende Konfl iktfähigkeit heroisie-
ren: Ihre Position im Arbeitsprozess 
und der gegenwärtige Ärztemangel 
sicherten ihnen von vornherein eine 
hohe Durchsetzungsmacht und hiel-
ten die Kosten ihrer Solidarität gering. 
Während das Pfl egepersonal kurz zu-
vor noch im Widerspruch zu den 
Ober- und Chefärzten streiken muss-
te, konnten die Assistenzärzte dies we-
nige Wochen später im Einverständnis 
mit ihren, wenn nicht: nach Aufforde-
rung durch ihre Vorgesetzten. Gleich-
wohl: Mit dem Ausmaß ihrer Solidari-
tät und ihrer Arbeitskampfbereitschaft 
haben die Ärzte ihre Arbeitgeber und 
die politische Öffentlichkeit, vielleicht 
auch sich selbst – und schließlich auch 
die Gewerkschaft ver.di überrascht, die 
diese Solidarität in den Jahren zuvor 
nicht hat wecken können.

Jede Solidarisierung bedarf der Rechtfertigung ihrer Grenzen

Offenbar war die ausgewiesene Ent-
solidarisierung Bedingung für diese 
Solidarität, zumindest wurde dies vom 
Marburger Bund behauptet und so die 
tarifpolitische Absonderung der Ärz-
tinnen und Ärzte gerechtfertigt. Diese 
hätten, so wurde gesagt, wegen ih-
rer besonderen Arbeitsbedingungen 
besondere Interessen und bräuchten 
deshalb auch einen auf ihre Arbeits-
bedingungen zugeschnittenen, eben 
„ärztespezifi schen Tarifvertrag“ und 
für dessen Aushandlung eine geson-
derte Interessenvertretung. Allgemein 
sollte das Zugleich von Solidarisierung 
und Entsolidarisierung nicht überra-
schen, da der Zusammenschluss von 
Akteuren in Solidarität immer auch 
die Ausgrenzung derer zur Folge hat, 
die in diese Solidarität nicht mit ein-
bezogen werden. Und weil Solidarität 

immer exklusiv ist und nie die gan-
ze Menschheit umfasst, bedarf sie der 
Rechtfertigung, nicht nur aus den ge-
meinsamen Interessen der in Solidari-
tät Verbundenen, sondern auch gegen-
über den von ihnen ausgeschlossenen 
„Dritten“.

 Verletzte Standesehre

Die Verhandlungsmacht von ver.di 
gegenüber den öffentlichen Arbeitge-
bern wäre in den letzten Jahren, al-
so auch bei Abschluss des TvöDs grö-
ßer gewesen, wenn sie auch auf die 
Solidarität der angestellten Ärzte hät-
ten bauen können. Warum aber ha-
ben die Ärzte über Jahrzehnte hin-
weg diese Solidarität verweigert – und 
dann im vergangenen Jahr unter Be-
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und KUNST

wer hat die wand
meiner gedanken 
blau gestrichen
das schwarz meiner wut
vom sockel gestürzt
ich lass mir die trauer
nicht einfach verbieten

säuselnder singsang 
der dunkle erdentöne 
um ihre schwere bringt
süffi santes lächeln 
schwer erträglich 
wenn mit heiterer mine
sorge verkleistert wird

illusionen zerplatzen
doch noch im fallen
fl aumweich im wind 
grünen die zweige 
singen vom leben 
unzerstörbar
selbst noch im untergang

Peter Klasvogt

Nicola Marotta, Alghero (Sardinien)
Struttura con foglia verde, 2000
Öl auf Leinwand, 80 × 100 cm

Nicola Marotta, geb. 1936 in 
Brusciano (Neapel), Studium der 
Malerei am „L'Institute statale di 
Napoli“, diverse Kurse für Bildhauerei 
und Malerei an der „Academia delle 
Belle Arti“ in der gleichen Stadt. 
Seit 1962 lebt und arbeitet er in 
Alghero (Sardinien). 
Zahlreiche Ausstellungen in Italien, 
aber auch in Deutschland (1977, 
1979, 2000) und den USA (1986)
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weis gestellt, dass sie zur Solidarität 
bereit und in der Lage sind, allerdings 
nur zu einer Solidarität unter ihresglei-
chen? Die vom Marburger Bund aus-
gegebene Begründung, dass besondere 
Arbeitsbedingungen besondere Tarif-
regelungen und spezifi sche Interes-
sen gesonderte Tarifverhandlungen 
bedürfen, muss nicht überzeugen, 
mehr noch: Sie wird die nicht über-
zeugen können, die von den Ärzte aus 
ihrer Solidarität ausgeschlossen wur-
den. Hinsichtlich ihrer – zugestanden: 
unzumutbaren – Arbeitsbedingungen 
unterscheidet sich ihr Arbeitsalltag zu-
mindest nicht prinzipiell von dem des 
anderen Klinikpersonals.55 Auch in 
ihren Einkommensbelangen stehen die 
Ärzte nicht allein: Mit Ausnahme viel-
leicht der Chefärzte werden sie genau 
wie alle anderen Beschäftigten in den 
Krankenhäu sern und im Bereich der 
personenbezogenen Dienstleistungen 
überhaupt nicht gleichberechtigt am 
wirtschaftlichen Fortschritt beteiligt. 
Weder spezifi scher Regelungsbedarf, 
noch spezifi sche Interessenlagen kön-
nen also rechtfertigen, dass sich Ärzte 
auf den tarifpolitischen Sonderweg ge-
macht haben.

Dass die Ärzte ihn dennoch be-
schritten haben, dürfte erstens in den 
tiefen Verletzungen ihrer Standeseh-
re liegen: Zwar hat die mittelalter-
liche Differenz über Beruf und Stand 
im Übergang zur Moderne „ausge-
dient“, aufgegeben wurde sie deswe-
gen jedoch nicht: Sie setzte sich, wie 
viele andere vormoderne Phänomene, 
unter den Bedingungen moderner Ver-
gesellschaftung fort. Gerade die Ärzte 
konnten ihren besonderen Stand in die 
Moderne hinein „mitnehmen“ und mit 
den Möglichkeiten neuzeitlicher Medi-

5 Da sich die Rationalisierungsanstren-
gungen in den Krankenhäusern in Folge der 
Kostendämpfungspolitik vermutlich nicht 
auf die Ärzte in ihren strategisch wichtigen 
Positionen, sondern auf das pfl egende und 
„zuarbeitende“ Personal konzentriert haben, 
dürften sich deren Arbeitsbedingungen in 
den letzten Jahren vergleichsweise stärker 
verschlechtert haben.

zin dessen gesellschaftliche Reputati-
on erheblich ausbauen. In der jüngeren 
Vergangenheit hat aber nicht nur die 
mit dem Stand verbundene Ehre ge-
litten, auch haben die Ärzte entspre-
chende Privilegien, überhaupt an so-
zialem Status verloren. Längst schon 
können sie, zumal wenn öffentlich an-
gestellt, ihren gesellschaftlichen Vor-
sprung nicht halten; sie wurden von 
anderen Bevölkerungsgruppen ein-
geholt, wenn nicht überholt. Der Psy-
choanalytiker Jürgen Hardt bespricht 
dies als einen Abstieg der „ehemaligen 
›Götter in Weiß“ zu Facharbeitern der 
Gesundheitswirtschaft“ (FR, 2.1.2007, 
S. 15). In dem Maße aber, wie verletz-
te Standesehre die Solidaritäts- und 
Kampfbereitschaft der Klinikärzte be-
gründet, wird verständlich, warum sich 
diese gerade nicht in Gemeinschaft mit 
all´ den anderen, mindestens ebenso 
abgehängten „Fach arbeitern“, son-
dern in Abgrenzung von diesen rea-
lisiert haben.

Ein zweiter Grund wird den ers-
ten verstärkt haben: Höhere Gehäl-
ter scheinen den angestellten Ärzten 
als wahrscheinlicher, wenn sie sich 
in ihren tarifpolitischen Anstrengun-
gen auf die eigene Berufsgruppe kon-

zentrieren. Zwar versprach der Vorsit-
zende Montgomery, man werde sich 
nach einem erfolgreichen Abschluss 
auch für Einkommenszuschläge und 
Verbesserungen beim sonstigen Kli-
nikpersonal einsetzen. Eingelöst wur-
de dieses Versprechen noch nicht; vor 
allem aber ist es wenig glaubwürdig: 
Gerade im Bereich der öffentlich fi -
nanzierten Gesundheitsleistungen ist 
unter den Bedingungen einer restrik-
tiven Haushaltspolitik mit einem stei-
genden Gesundheitsbudget nicht zu 
rechnen. Indem sie für sich steigende 
Einkommen durchsetzen, nehmen sie 
– bei ansonsten gleich bleibenden Be-
dingungen – einen wachsenden Teil 

dieses Gesundheitsbudgets für sich in 
Anspruch. Damit stehen sie in dieser 
Gesellschaft keineswegs in schlech ter 
Gesellschaft. Deren wirtschaftliche 
Fortschritte werden schon längst nicht 
mehr an alle Bevölkerungsgruppen 
– bei gleichbleibenden sozialen Un-
gleichheiten – weitergegeben. Statt 
dessen nehmen die sozialen Ungleich-
heiten in der Bundesrepublik zu – was 
aber nichts anderes heißt, als dass ei-
nige Bevölkerungsgruppen Zugewinne 
zu Lasten anderer erzielen.

Dem Marburger Bund ist es ge-
lungen, Ärzte in Solidarität und da-
rüber zur kollektiven Vertretung ihrer 
Interessen zu bringen. Er hat damit 
den Nutzen von Solidarität bestätigt 
– und dies auf dem Feld der Tarifpoli-
tik, wo eben dieser Nutzen zunehmend 
bestritten und der Vorrang der Selbst-
vertretung von „Arbeitskraftunterneh-
mern“, zumindest aber der Vorrang 
betrieblicher Aushandlungssysteme 
behauptet wird. Dass ihre Solidarität 
nur auf dem Weg der Absonderung 
und damit der Entsolidarisierung mög-
lich war, wird man aus den beiden ge-
nannten Gründen verstehen, nicht aber 
rechtfertigen können.66 Auch wenn 
verletzte Standesehre eine wirkmäch-

tige Triebfeder ihres solidarischen Pro-
testes ist, so ist gleichwohl die stan-
desgemäße Ehrsetzung von Ärzten 
weder gesundheitspolitisch berech-
tigt, noch ist sie gesellschaftspolitisch 
erwünscht. In einer arbeitsteiligen Ge-
sellschaft erbringen Ärzte eine gesell-
schaftlich notwendige Leistung, aber 

6 Als ein weiterer Grund mag gelten, 
dass es der Gewerkschaft ver.di, nachdem 
sie vom Beamtenbund die Tarifpolitik für 
die angestellten Ärzte übernommen hatte, 
offenbar nicht gelungen ist, Ärzte in aus-
reichendem Umfang zu organisieren. Ver-
mutlich liegt das nicht nur an den Ärzten, 
sondern auch an deren Ansprache durch 
ver.di.

Zugewinne lassen sich leichter zu Lasten anderer erzielen
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das tun alle anderen auch – und es 
gibt niemanden mit ausreichender Au-
torität, der gesellschaftsweit ihre Leis-
tungen anderen Leistungen vorziehen 
und in der Folge besondere Standes-
ehren begründen könnte. Ärzte verdie-
nen eine angemessene Entlohnung ih-
rer Arbeit, und diese wird ihnen, wie 
auch allen anderen Beschäftigten im 
Gesundheitssystem, überhaupt im Be-
reich der personenbezogenen Dienste 
und öffentlichen Güter, versagt. Sol-
len diese Dienste auch in Zukunft auf 
hohem Niveau und in ausreichendem 
Maße bereitgestellt werden, dann muss 
diese Entwicklung korrigiert werden. 
Eine gesonderte Tarifpolitik der Ärzte 
trägt dazu nicht bei, sondern ver-
schärft, gerade wenn sie erfolgreich ist, 
nur die Benachteiligungen der in die-
sem Bereich Beschäftigten. Eine wirk-
same Aufwertung des öffentlichen Ge-
sundheitssystems und darüber hinaus 
der sozialen Dienste erreichen auch die 
Ärzte nur gemeinsam mit ihren Kolle-
ginnen und Kollegen – und mit ihren 
Patientinnen und Patienten.

 Kein Vorbild für zukünftige 
Tarifpolitik

Zumindest in sozialethischer Hinsicht 
kann der vom Marburger Bund be-
schrittene Weg kein Vorbild für zu-
künftige Tarifpolitik sein: Wenn man 
konfl iktfähigen Berufsgruppen eine 
gesonderte Tarifpolitik bieten müss-

te, damit sie die tarifpolitisch erfor-
derliche Solidarität üben und Arbeits-
kampfbereitschaft zeigen, dann würde 
sich das deutsche Tarifvertragssys-
tem mit seiner Gerechtigkeitsgewähr 
bald zerschlagen. Exklusive Solida-
rität mit entsprechenden Vorrechten 
privilegierter und spiegelbildlicher 
Benachteiligungen anderer Berufs-
gruppen bieten keine Gewähr dafür, 

dass die ausgehandelten Regelwerke 
in einem gemeinsamen Interesse der 
den Arbeitgebern gegenüberstehen-
den Arbeitnehmern liegen. Sollte die 
Entlohnung dann nicht jeglicher Ge-
rechtigkeitsbewertung entzogen wer-
den, müssten andere Wege gesucht 
werden, um gruppenspezifi sche Re-
gelwerke zu beurteilen, – und Wege, 
entsprechende Beurteilungen, not-
falls gegen die Sonderinteressen ein-
zelner Gruppen, durchzusetzen. Zu-
dem müssten die Tarife für alle nicht 
konfl iktfähigen Beschäftigtengruppen 
festgesetzt werden, da ihre Belange ta-
rifpolitisch nicht mitverhandelt wür-
den. Da in modernen Gesellschaften – 
wenn überhaupt – nur noch der Staat 
über entsprechende Macht verfügt, kä-
me diese Aufgabe unvermeidlich auf 
den Staat zu – und mit ihr eine gigan-
tische Überforderung.

Zudem würde die Zersplitterung 
der Arbeitnehmer nach unterschied-
lich konfl iktfähigen Gruppen keinen 
auch nur einigermaßen stabilen Zu-
stand etablieren können. Wird der Weg 
der Solidarisierung durch Entsolida-
risierung beschritten, dann wird man 
auf diesem Wege bei der Zersplitte-
rung nach den Berufsgruppen nicht 
einhalten (können) und mit der Zer-
splitterung innerhalb der Berufsgrup-
pen rechnen müssen. So wird der Mar-
burger Bund erst noch zeigen müssen, 
dass die von ihm organisierte Solida-
rität der Ärzte Bestand hat und nicht 
durch unterschiedliche Interessenlagen 

unterschiedlicher Ärztegruppen aufge-
brochen wird.

Die Entsolidarisierung der Ärzte ist 
gleichwohl nicht der Einstieg in diese 
im Konjunktiv angezeigte Zukunft der 
Tarifpolitik. Die spezifi schen Gründe 
für deren Solidarisierung bei gleich-
zeitiger, durch die Stellung im Arbeits-
prozess begründeten Konfl iktfähigkeit, 
lassen sich, wenn überhaupt, nur bei 

wenigen anderen Berufsgruppen fi n-
den. Es spricht daher wenig dafür, dass 
andere Berufsgruppen die Klinikärzte 
mit vergleichbaren Erfolgen nachah-
men werden.

Gleichwohl wird der Ärztestreik auf 
die zukünftige Tarifpolitik Wirkung 
nehmen: Um die notwendige Solida-
rität gerade der konfl iktfähigen Arbeit-
nehmer sicherzustellen, werden die Ge-
werkschaften stärker auf die Interessen 
der höher entlohnten Gruppen Rück-
sicht nehmen (müssen). Sie werden al-
so versuchen, die angesprochenen Zu-
mutungen tarifpolitischer Solidarität 
für diese Beschäftigtengruppen abzu-
bauen – und im Gegenzug immer we-
niger dafür sorgen (können), dass die 
sozialen Ungleichheiten auf dem Weg 
tarifl icher Regelungen bereits bei den 
Primäreinkommen begrenzt werden. 
Sollen die Ungleichheiten dennoch 
auf die volkswirtschaftlich nützliche 
und gesellschaftlich gewollte Spann-
breite beschränkt werden, kann man 
sich weniger als in der Vergangenheit 
auf die Tarifpolitik verlassen. Statt-
dessen müssen neue Wege gefunden 
werden, um die gewünschte Verteilung 
durchzusetzen. Auch diese Funktion 
des deutschen Tarifvertragssystems 
wird in dem Maße, wie sie tarifpoli-
tisch nicht mehr erfüllt wird, keiner 

Exklusivität bietet keine Gerechtigkeitsgewähr

Matthias Möhring-Hesse (geb. 1961), 
Dr. theol., studierte Philosophie, Theo-
logie und Soziologie in Frankfurt und 
Münster,  Privatdozent am Institut für 
Christliche Gesellschaftswissenschaften 
der Katholisch-Theologischen Fakul-
tät der Universität Münster; Arbeits-
schwerpunkte: Sozial- und Arbeits-
politik; neuere Veröffentlichungen: 
(zusammen mit St. Lessenich) Ein neu-
es Leitbild für den Sozialstaat, Berlin 
2004; (Hrsg.) Streit um die Gerechtig-
keit, Schwal bach/Ts. 2005; (zusammen 
mit O. John) (Hrsg.) Heil – Gerechtigkeit 
– Wahrheit, Münster 2006.
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anderen gesellschaftlichen Institution 
als dem Staat zufallen können.

So stehen die politisch Verant-
wortlichen, die mit den streikenden 
Ärzten die „ärztespezifi schen Tarif-
verträge“ ausgehandelt haben, gegen-
wärtig in der Verantwortung, dass die 
den Ärzten gewährten Zugeständnis-
se nicht zu Lasten der anderen im Ge-
sundheitsbereich Beschäftigten gehen, 

Blanke, Thomas: Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie. Rechtliche Grund lagen und 
Rahmenbedingungen der Gewerkschaften in Deutschland, in: Schroeder, W./We-
ßels, B. (Hrsg.): Die Gewerkschaften in Politik und Gesellschaft der Bundesrepublik. 
Ein Handbuch, Wiesbaden: Westdeutscher Verlag 2003, 144–173.

Hardt, Jürgen (2007): Das Unwort »Krankheit« in der Gesundheitswirtschaft, in: Frank-
furter Rundschau, 02.01.2007, 15.

L I T E R A T U R

dass im Gegenteil deren Vorteile auch 
auf diese übertragen und somit verall-
gemeinert werden. Die Entsolidarisie-
rung der Ärzte braucht also eine poli-
tische Kompensation, die nun von den 
gleichen politisch Verantwortlichen 
geleistet werden muss, denen die Ärzte 
durch ihre Solidarität Zugeständnisse 
haben abringen können.

Die neue Entsolidarisierung macht 
politische Kompensation erforderlich
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„ Es darf kein 
 Lohndumping geben“

Bundesweit gesehen sind heute mehr als 600 000 Menschen bei den Einrichtungen von katho-
lischer Kirche und Caritas beschäftigt. Bei der Evangelischen Kirche und ihren diakonischen Einrich-
tungen sind es etwa noch einmal so viele. Seit der Frühzeit der Bundesrepublik haben beide großen 
Kirchen ihr im Grundgesetz verankertes Selbstbestimmungsrecht in eigenen Angelegenheiten da-
zu genutzt, für und für die Aushandlung der Vergütungen einen eigenen, den so genannten Drit-
ten Weg zu beschreiten: Streik und Aussperrung sind ausgeschlossen, verhandelt und entschieden 
wird in paritätisch besetzten Kommissionen zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechts im kirchlichen 
Dienst, den KODAen. Eine besonders große Reichweite kommt der Gestaltungsmacht der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes (AK) zu. Sie entscheidet bisher bundesweit 
über Arbeitsentgelte und Arbeitsbedingungen für mehr als 480 000 Beschäftigte und legt diese in 
den Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) fest.

Diese spezielle Form des Caritas-Flächentarifs ist zur Zeit vielfach in Frage gestellt: Lässt sich 
die bundesweite Einheitlichkeit noch durchhalten oder muss zukünftig nach Branchen und Regionen differenziert werden? Wel-
che Bedeutung hat die Anlehnung an andere Tarife, etwa den des öffentlichen Dienstes? Wie verbindlich sind die AVR für die 
einzelnen Dienstgeber? Was unternimmt die Kirche gegen regelwidrige Abweichungen, vor allem im Niedriglohnbereich? Wer-
den die Kriterien der Katholischen Soziallehre für einen gerechten Lohn intern noch eingehalten? Gibt es zukünftig bei der Ca-
ritas einen Leistungslohn?

Die Schwierigkeiten, die heute entste-
hen, sind keine spezifi schen Schwie-
rigkeiten des Dritten Weges; sie liegen 
vielmehr in der Sache und sie schlagen 
anderswo stärker durch als bei uns: 
Im Öffentlichen Dienst droht das end-
gültige Auseinanderbrechen der tarif-
lichen Einheit von Bund, Ländern und 
Kommunen. Das Ausbrechen des Mar-
burger Bundes, der Ärzte aus dem Ver-
bund mit Ver.di, zeigt ja deutlich, es 
geht hier um verschärfte Probleme des 
Marktes und der Konkurrenz. Die Fra-
ge ist nicht, ob der Dritte Weg geschei-
tert ist, sondern die Frage ist, ob der 
Dritte Weg mit den anstehenden Pro-
blemen fertig wird.

  : Der Dritte Weg muss sich 
also vor allem als anpassungsbereit 
zeigen?

Feldhoff: Genauso wie der Tarifver-
trag. Beide stehen vor demselben Pro-
blem: Es gibt nicht in jedem Jahr mehr 
zu verteilen. Viel schwieriger ist doch 
die aktuelle Frage: Wie kommt man 
damit zurecht, dass weniger zu ver-
teilen ist? Da macht es keinen Un-
terschied, ob Tarifvertrag oder Drit-
ter Weg.

  : Anpassung heißt immer 
häufi ger Differenzierung und zwar 
zum Teil bis zur Ebene von Haustari-
fen. Wie geht das zusammen mit der 
gerade von Ihnen immer vertretenen 
Einheitlichkeit des Kirchlichen Diens-
tes? 

Feldhoff: Man muss beachten, was mit 
Einheitlichkeit gemeint ist. Ich habe nie 
gesagt, dass Einheitlichkeit des Dritten 
Weges oder des Kirchlichen Dienstes 

  : Herr Prälat Feldhoff, der so 
genannte Dritte Weg zur Regelung des 
Arbeitsrechts bei Kirche, Caritas und 
Diakonie, scheint zunehmend in un-
wegsames Gelände zu führen. Jüngs-
te Entscheidungen zur Umsetzung 
des Arbeitszeitgesetzes für die cari-
tativen Einrichtungen und zur Frage, 
inwieweit man sich auch in Zukunft 
an den Tarif des Öffentlichen Dienstes 
anlehnen sollte, haben sich als über-
aus langwierig erwiesen. Manche Kri-
tiker sprechen bereits vom Scheitern 
des Dritten Weges. Würden Sie die-
sen kirchlichen Sonderweg im Rück-
blick gleichwohl als Erfolgsweg be-
zeichnen?

Norbert Feldhoff: Aus meiner Sicht 
ist die Geschichte des Dritten Weges 
im zurückliegenden knappen halben 
Jahrhundert eine Erfolgsgeschichte. 

Gespräch mit Norbert Feldhoff über die Bedingungen eines  gerechten 
Lohns für die Mitarbeitenden bei Kirche und Caritas

amos 01_2007 - erste fassung - s33   33amos 01_2007 - erste fassung - s33   33 02/05/2007   14:56:2202/05/2007   14:56:22



AMOS 1/200734

Schwerpunktthema

heißt, dass für dieselbe Tätigkeit in Gö-
rlitz und Aachen, in Flensburg und am 
Starnberger See dasselbe Geld gezahlt 
werden muss. Die Einheitlichkeit muss 
vielmehr im System verankert sein, sie 
besteht nicht in einem einheitlichen 
materiellen Ergebnis. Es kann auf Dau-
er auch nicht gesagt werden, gleiche 
Tätigkeiten müssten bei der verfass-
ten Kirche und bei der Caritas gleich 
bezahlt werden. Das wäre zwar schön, 
aber das ergibt sich nicht zwangsläu-
fi g aus dem Begriff der Dienstgemein-
schaft oder dem des Dritter Weges. Die 
fi nanzielle Möglichkeiten und ande-
re Marktgegebenheiten sind sehr un-

terschiedlich; das gilt für die Zukunft 
noch mehr als in der Vergangenheit. 
Die Einheitlichkeit besteht im Weg und 
in der Form, wie man zu den Vergü-
tungsregelungen kommt.

  : Wie lässt sich in paritä-
tisch besetzten Kommissionen, die mit 
Dreiviertel-Mehrheit entscheiden, zu 
marktgerechten Lohnvereinbarungen 
zu kommen, die der jeweiligen Region, 
Branche und sonstigen Rahmenbedin-
gungen angepasst sind? Ist überhaupt 
zu erwarten, dass die Arbeitnehmer-
seite entsprechende Differenzierungen 
mitträgt? 

Feldhoff: Die Orientierung am TVöD, 
früher BAT, als einziger Leitwäh-
rung ist faktisch nicht mehr möglich, 
weil wir inzwischen auch im Öffent-
lichen Dienst unterschiedliche Tarife 
haben. Vorstand und Delegiertenver-
sammlung des deutschen Caritasver-
bandes haben festgelegt: Wir müssen 
uns an tarifl ichen Leitwährungen (in 
der Mehrzahl) orientieren! Das halte 
ich für einen substantiellen Bestand-
teil des Dritten Weges. Der Dritte Weg 
kann m. E. – und dafür sprechen auch 
höchstrichterliche Urteile – nicht völlig 
frei Tarife entwickeln. Man wird sich 
also an anderen Tarifen orientieren, 
um die Richtigkeitsgewähr sicher zu 
stellen. Und da gibt es mehrere Mög-
lichkeiten. Woran orientiert man sich 
z. B. im Krankenhausbereich? Es gibt 
für die Reinigungskräfte NGG-Tarife, 
das sind auch gewerkschaftlich ausge-
handelte Tarife. Viele ehemals kommu-
nale Krankenhäuser sind inzwischen 
an andere Träger übergeben. Die ar-
beiten nach anderen Tarifen als TVöD. 
Es ist eine Illusion zu glauben, dass 
man diese Wirklichkeit nicht berück-
sichtigen muss. Wir sind gezwungen, 

verschiedene Tarife in Erwägung zu 
ziehen, und das kann regional noch 
einmal unterschiedlich sein. Wenn die 
Straße breit genug ist, die wir auf Bun-
desebene verabschieden, gibt es genü-
gend unterschiedliche Möglichkeiten. 
Das System funktioniert nur, wenn es 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
entspricht und wenn man zugleich da-
rauf achtet, den Mitarbeitern gerecht 
zu werden. 

  : Aber ist die Frage nach der 
notwendigen Macht und Kompetenz 
der Mitarbeiterseite da nicht wirklich 
dringlich? Wie soll man auf regionaler 
oder gar auf betrieblicher Ebene kom-
petent verhandeln? Kann die Mitar-
beiterseite die jeweilige wirtschaftliche 

Arbeitszeiten und Vergütungshöhen werden in Zukunft 
nicht mehr bundesweit einheitlich festgelegt

Feldhoff: Man muss ja das Ganze, also 
Kirche und Caritas sehen. Es hat immer 
schon Unterschiede gegeben zwischen 
der KODA in Bayern und der KODA 
in Nordrhein-Westfalen. Es hat Unter-
schiede gegeben in der Vergütung von 
Gemeindereferentinnen in Trier und in 
Köln; das ist alles nichts Neues, und 
es ist jeweils über KODAen mit Drei-
viertel-Mehrheiten beschlossen wor-
den. Bei der Caritas ist das Problem: 
Wir haben die bundesweit einheitliche 
Arbeitsrechtliche Kommission; inzwi-
schen gibt es jedoch Konsens, auch 
mit der Mitarbeiterseite, dass wir in 
der heutigen Situation regionale An-
passungen brauchen. Wie das genau 
aussehen wird, wie die Arbeitsrecht-
liche Kommission ab 2008 arbeiten 
soll, das wird im März entschieden 
werden. Es zeichnet sich ab, und da-
für habe ich mich persönlich immer 
eingesetzt, dass die Kommission die 
Arbeitszeit, die Vergütung usw. nicht 
mehr präzise und für alle gleich fest-
legt. Es wird vielmehr bundesweit nur 
eine Bandbreite, eine Straße vorge-
geben und die Regionen entscheiden 
selbst, ob sie rechts, links oder in der 
Mitte der Straße fahren. Die präzise 
Höhe der Vergütung z. B. wird dann in 
der Region mit Dreiviertel-Mehrheiten 

entschieden. Wenn man sich dort nicht 
einigen kann, dann muss über ein re-
gionales Schlichtungsverfahren ent-
schieden werden.

  : Ein Schlichtungsverfahren, 
das dann zwingend zu einem Ergeb-
nis führt?

Feldhoff: So ist im Moment die Ten-
denz. Das Ziel sollte aber immer sein, 
dass dann die regionalen Kommissio-
nen so lange verhandeln, bis sie sel-
ber zu einem Ergebnis kommen. Ich 
halte das Schlichtungsverfahren mehr 
für ein Druckmittel, sich in vorgege-
bener Zeit zu verständigen. Denn auch 
eine angemessene Schnelligkeit gehört 
dazu. Noch gibt es keinen Konsens zu 
allen Einzelheiten. Doch auch die Mit-
arbeiterseite sagt: Es kann nicht sein, 
dass wir immer wieder monatelang auf 
Ergebnisse warten.

  : Bisher war von der Mitar-
beiterseite häufi g zu hören, dass die 
Anlehnung an den Tarif des Öffent-
lichen Dienstes unabdingbar sei. Für 
völlig eigenständige Verhandlungen 
seien die Voraussetzungen nicht gege-
ben. Sie sehen das offenbar anders?

Die Anlehnung an andere Tarife 
 bietet uns eine Richtigkeitsgewähr
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Situation überhaupt beurteilen? Wel-
che Rolle spielt die direkte Abhängig-
keit von dem Unternehmen, für das ein 
Tarif ausgehandelt werden soll? 

Feldhoff: Es ist Konsens, dass wir die 
Verhandlungen über die Arbeitsbe-
dingungen nicht auf die Betriebsebe-
ne verlagern können. Das wäre we-
gen der Grundordnung problematisch, 
aber auch, weil die Mitarbeiter in den 
Einrichtungen eindeutig in der schwä-
cheren Position wären. Auf Regional-
ebene, z. B. Nordrhein-Westfalen oder 
Bayern oder Baden-Württemberg, ist 
die Abhängigkeit der Vertreter der Mit-
arbeiterseite nicht gegeben. Außerdem 
müssen sie selbstverständlich Rechts-
beratung und auch andere fachliche 
Unterstützung haben.

Es muss jedoch Ausnahmen geben, 
bei denen Regelungen für eine einzelne 
Einrichtung gefunden werden. Solche 
Ausnahmeregelungen könnten ähnlich 
funktionieren, wie das jetzt bereits der 
Fall ist. Allerdings ist das jetzige Sys-
tem sehr (zeit)aufwändig; vielleicht 
lässt sich das etwas beschleunigen. Es 
könnte aber sein, dass nicht mehr so 
viele Ausnahmen für einzelne Einrich-
tungen notwendig sind, wenn wir an-
gepasste regionale Lösungen haben. Es 
wird jedenfalls nicht dazu kommen, 
dass die einzelnen Einrichtungen frei 
entscheiden können.

Auf der anderen Seite sollten Aus-
nahmen nicht erst dann möglich sein, 
wenn der betroffenen Einrichtung das 
Wasser bis zum Halse steht. Auch die 
Mitarbeiter sehen, dass präventive Ein-
zellösungen möglich gemacht werden 
sollten, damit keine Katastrophensitua-
tion eintritt.

  : Besteht da nicht die Ge-
fahr eines Wettbewerbs der caritativen 
Einrichtungen untereinander um die 
niedrigsten Lohnkosten? Wenn klar ist, 
dass es zu viele Krankenhäuser gibt, 
dass nach dem Willen der Politik ei-
ne ganze Reihe von Häusern „sterben“ 
soll, ist es dann sinnvoll, diesen Berei-
nigungswettbewerb über die Lohnkos-

ten auszutragen? Was bleibt den Ar-
beitnehmervertretern da anderes, als 
weitgehende Lohnabsenkungen mit zu 
tragen, um das Überleben der eigenen 
Einrichtung zu sichern? 

Feldhoff: In meiner Amtszeit als Ge-
neralvikar sind fünf katholische Kran-
kenhäuser im Erzbistum Köln geschlos-
sen worden. In allen Fällen habe ich 
mit den Trägern, Kirchenvorstände in 
der Regel, sehr frühzeitig verhandelt 
und gesagt: Bestimmt den Zeitpunkt 
der Schließung selbst. Sorgt für eine 
frühzeitige Entscheidung. Dann lässt 
sich die Schließung sinnvoll planen, 
ohne dass die Mitarbeiter für ein Ster-
ben auf Raten fi nanziell bluten müs-
sen, und der Träger behält am Ende 
noch eine Substanz für seinen wei-
ter bestehenden sozialen Auftrag. Ich 
halte nichts davon, das Überleben einer 
Einrichtung über längere Zeit durch 
Lohnabsenkungen zu sichern. Das ist 
zu kurzfristig gedacht. Das kann vo-
rübergehend richtig sein, doch nur 
dann, wenn man eine klare Perspek-
tive hat. Die Perspektive heißt meistens 
Zusammenarbeit. Viele Krankenhäuser 
sind heute gezwungen, zu kooperieren, 
möglicherweise zu fusionieren, damit 
man größere Trägerschaften bildet, 
die selbstbewusster auftreten können, 
auch gegenüber den Krankenkassen. 

Wir brauchen mehr Stärke, denn die 
Politik der Carititas im gesamten So-
zialbereich kann nicht sein, alle Kür-
zungen hinzunehmen und mit Lohn-
senkungen zu reagieren. Wir müssen 
umgekehrt auch sozialpolitisch tätig 
werden, dass soziale Dienste ausrei-
chend bezahlt werden. Im übrigen soll 
das Verhandeln auf regionaler statt auf 
betrieblicher Ebene gerade verhindern, 
dass über Lohnabsenkungen innerhalb 
der Caritas Wettbewerbsverzerrungen 
entstehen.

  : Dahinter steckt ja auch ei-
ne grundsätzliche Frage der Katho-
lischen Soziallehre: Was ist ein ge-
rechter Lohn? Wo liegen die Grenzen 
der Absenkung, gerade für die unteren 
Vergütungsgruppen?

Feldhoff: Ich spreche zunächst nicht 
von der Soziallehre, sondern von 
marktgerechten Löhnen: Man muss da-
bei zwei Aspekte beachten, die gleich-
gewichtig sind. Der eine Aspekt: Wir 
können bestimmte Dienste nicht dau-
erhaft teurer bezahlen als die Konkur-
renz, weil uns dazu das Geld fehlt; eine 
Anpassung nach unten ist daher lei-
der manchmal unvermeidbar. Der an-
dere Aspekt: Wir müssen qualifi zierte 
Mitarbeiter gewinnen. Deshalb kön-
nen wir nicht immer nur nach unten 
schauen. Um gute Leute zu bekommen 
und dadurch konkurrenzfähig zu blei-
ben, müssen wir darauf achten, mit 
unseren Vergütungen auch nach oben 
hin marktgerecht zu sein

  : Demnach wäre ein ge-
rechter Lohn nichts anderes als ein 
marktgerechter Lohn?

Feldmann: Die Marktgerechtigkeit ist 
ein wichtiges, aber nicht das einzige 
Kriterium. Nach den Texten der So-

zialenzykliken und des Codex (kirch-
liches Gesetzbuch) gehört zum ge-
rechten Lohn, dass jeder ausreichend 
verdient, um für sich und seine Fami-
lie entsprechend der sozialen und kul-
turellen Standards einer Gesellschaft 
sorgen zu können. Dabei ist allerdings 
auch die Sozialgesetzgebung zu be-
rücksichtigen, das wird oft verschwie-
gen. Wenn wir – wie es in Deutsch-
land der Fall ist – die Familiensituation 
sowohl steuerlich berücksichtigen, als 
auch durch staatliche Transferleistun-
gen (Kindergeld, Elterngeld usw.) auf-

Wir müssen uns stark machen gegen Kürzungen im  Sozialbereich, 
statt mit Lohnsenkungen zu reagieren

amos 01_2007 - erste fassung - s35   35amos 01_2007 - erste fassung - s35   35 02/05/2007   14:56:2302/05/2007   14:56:23



AMOS 1/200736

Schwerpunktthema

fangen, dann kann ich kein Problem 
darin sehen, wenn auch bei uns der fa-
milienbezogene Ortszuschlag wie beim 
TVöD weg fällt.

  : Im Bereich der verfass-
ten Kirche ist das ja schon weitge-
hend so beschlossen. Sie haben also 
kein Verständnis für diejenigen, die 
die Familienkomponente bei der Ver-
gütung wieder einführen bzw. erhal-
ten möchten?

Feldhoff: Ich halte es im Gegenteil 
für fatal, wenn die wenigen, die ei-
nen Arbeitsplatz bei der Kirche haben, 
aus den Kirchensteuermitteln zusätz-
liches Geld bekommen. Die Kirchen-
steuer zahlen alle. Warum sollen die 
Kirchenangestellten mit Blick auf ih-
re Familie mehr verdienen, als andere, 
die bei der Kommune oder beim Land 
angestellt sind und die auch Kirchen-
steuer zahlen. Da habe ich größte Pro-
bleme mit der Gerechtigkeit.

Anders ist es, wenn intern auf Teile 
des Lohnes verzichtet wird, um einigen 
familienbezogen etwas draufzulegen. 
Das ist anders zu beurteilen, als wenn 
die Lohnsumme um familienbezogene 
Anteile erweitert wird. Die eigentliche 
politische Linie der Kirche muss hei-
ßen: Im Rahmen der Sozialgesetzge-
bung und der Steuerpolitik ist dafür zu 
sorgen, dass die besondere Familien-
belastung von allen mitgetragen wird. 
Solange dieser Ausgleich durch einen 
Anspruch auf höhere Vergütung an-
gestrebt wird, schadet man sogar po-
tentiellen Mitarbeitern mit mehreren 
Kindern. Denn die haben oft schlech-
tere Einstellungschancen, weil sie als 
zu teuer gelten. Das ist eine der Schwä-
chen des bisherigen Systems. Im üb-
rigen halte ich eine familiengerechte 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen für 
mindestens genauso wichtig.

  : Noch einmal zur grundsätz-
lichen Frage: Wird es zur Aushandlung 
gerechter Vergütungen im caritativen 
Bereich in Zukunft tatsächlich genü-
gen, sich an irgendeinem Tarif zu ori-

entieren und zu einem Beschluss in ei-
ner paritätisch besetzten Kommission 
zu kommen bzw. ersatzweise zu einer 
Schlichtungsentscheidung? Oder müss-
te um der Gerechtigkeit willen für die 
unteren Vergütungsgruppen ein bun-
desweit geltender Mindestlohn festge-
setzt werden?

Feldhoff: Beim Mindestlohn müs-
sen wir von Caritas-Seite wiederum 
zwei Aspekte beachten: Zunächst ist 
es ist ein berechtigtes Anliegen, wor-
über jetzt ja im politischen Raum ge-
sprochen wird, dass Leute nicht zu 
niedrig bezahlt werden. Dieses Anlie-
gen verstehe ich und unterstütze ich. 
Aber wir müssen auch sehen, gerade 
im Blick auf die Arbeitslosigkeit und 
unter sozialen Gesichtspunkten: Es 
gibt manche, denen wir nur eine Be-
schäftigung geben können, wenn sie 
in Niedriglohnbereichen tätig werden. 
Früher wurde ein behinderter Mensch, 
der nicht zu einer vollen Arbeitsleis-
tung tätig war, z. B. von einem Klos-
ter im Garten oder bei einer anderen 
Hilfstätigkeit eingesetzt. Ich habe man-
che kennen gelernt, die wirklich men-
schenwürdig angenommen wurden 
– das ist ja zunächst einmal das Ent-
scheidende. In manchen kirchlichen 
Einrichtungen haben Menschen Ar-
beit, Annahme gefunden, die es sonst 
sehr schwer gehabt hätten, überhaupt 
Arbeit zu fi nden. Der Lohn war oft sehr 
niedrig. Selbstverständlich gibt es das 
berechtigte Anliegen, dass Menschen 
auf diese Weise nicht ausgenutzt wer-
den. Da muss es bei den Vergütungen 
eine Bremse, eine untere Grenze ge-
ben. Aber man muss auch die schwer 
vermittelbare Gruppe sehen, die man 
überhaupt nur in Beschäftigungen be-
kommt, wenn Sonderregelungen ge-
schaffen werden. Ein wichtiger kirch-
licher Aspekt. Die Lösung ist allerdings 
schwierig.

  : Es geht aber, glaube ich, 
nicht nur um diese Gruppe. In man-
chen caritativen Einrichtungen, Alten-
heimen z. B., werden Reinigungskräfte 
durchweg unterhalb der AVR-Vergü-
tung bezahlt. Man vereinbart mit ih-
nen einen möglichst niedrigen indivi-
duellen Stundenlohn, der sich an der 
ortsüblichen Bezahlung orientiert, 
nicht aber an den AVR. Der Grund ist 
natürlich meist eine schwierige wirt-
schaftliche Lage oder eine verschärfte 
Konkurrenzsituation. Doch kann das 
solche Formen der „freien“ Lohnver-
einbarung rechtfertigen?

Feldhoff: Da bin ich stur: Die Grund-
ordnung gibt vor, und nicht nur die 
AVR, dass wir nur beschäftigen dürfen 
nach Regeln, die in paritätisch besetz-
ten Kommissionen festgelegt werden. 
Wenn sich eine einzelne Einrichtung 
nicht daran hält, ist sie ethisch und 
rechtlich anfechtbar. Ich kann solche 
Praktiken nicht verteidigen.

  : Das gilt für alle Beschäf-
tigten, auch in den Randbereichen?

Feldhoff: Selbstverständlich. Aber 
ich möchte in Zukunft die Möglich-
keit haben, dass Sonderregelungen le-
gal möglich sind. Dabei darf es jedoch 
kein Lohndumping geben. Das wird 
auch keine arbeitsrechtliche Kommis-
sion mitmachen. Und wenn Geschäfts-
führungen das auf eigene Faust ma-
chen, verstoßen sie gegen das Recht. 
Damit müssen die leben.

  : Trifft diese Kritik auch die 
größeren Träger, etwa von Kranken-
häusern, die hundertprozentige Töchter 
bilden, um bestimmte Dienste auszu-
gliedern und diese dann geringer als 
nach AVR-Regeln zu vergüten?

Feldhoff: Die Frage ist sehr viel-
schichtig, die kann man nicht ein-

Wer sich bei der Vergütung nicht an die AVR hält, 
ist ethisch und rechtlich angreifbar
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fach mit Ja oder Nein beantworten. 
In der derzeitigen Situation, in der wir 
eine geringe Flexibilität innerhalb der 
AVR haben, würde ich das einmal als 
vorübergehende Notlösungen gerade 
noch verantworten können, falls man 
sich an einem anderen Tarif, z. B. dem 
NGG-Tarif, orientiert. Das kann aber 
keine Dauerlösung sein. Wenn ich 
Aufgaben dagegen an eine Fremdfi r-
ma vergebe, eine wirklich fremde Fir-
ma sehe ich eigentlich gar kein Pro-
blem. In dem Moment aber, in dem 
ich selbst eine Firma gründe, nur um 
niedrigere Löhne zu haben, spalte ich 
die eigene Mitarbeiterschaft. Darin se-
he ich eine Verletzung der Dienstge-
meinschaft.

  : Ein Beispiel: In einem 
Krankenhaus gehören jetzt alle Mit-
arbeiter der Physiotherapie zur neu ge-
gründeten Tochterfi rma. Bei der Arbeit 
hat sich für die Beschäftigten eigent-
lich nichts Wesentliches verändert, nur 
bei der Bezahlung, die folgt nicht mehr 
den AVR. Ist so etwas aus kirchlicher 
Sicht hinnehmbar?

Feldhoff: Da verliert man jede Glaub-
würdigkeit. 

  : Und wie beurteilen Sie den 
wachsenden Einsatz von geringer ver-
güteten Leiharbeitnehmern?

Feldhoff: Auf evangelischer Seite gibt 
es ein Urteil des Kirchengerichtshofs 
der EKD in Hannover vom 9.10.06. 
Das räumt den Mitarbeitervertre-
tungen das Recht ein, der dauerhaften 
Eingliederung von Leiharbeitnehmern 
in die Dienstgemeinschaft die Zustim-
mung zu versagen. Die MAV hat also 
in diesem Fall Recht bekommen mit 
ihren Bedenken, die kirchlichen Ar-
beitsrechtsregelungen würden durch 
den Einsatz von Leiharbeitnehmern 
unterlaufen. Das ist nicht bindend 
für den katholischen Bereich, aber 
ich halte ein solches Urteil für über-
zeugend.

  : D. h. sie können sich ein 
entsprechendes Urteil auch von Sei-
ten eines Arbeitsgerichtshofs der ka-
tholischen Kirche vorstellen?

Feldhoff: Da gibt es bisher kein Urteil. 
Aber das Problem ist ja nicht typisch 
evangelisch. Das Urteil scheint mir 
konsequent zu sein und ich könnte mir 
vorstellen, dass unsere Kirchlichen Ar-
beitsgerichte ähnlich entscheiden. Das 
Ziel der AVR-Reform ist es, solche Fäl-
le überhaupt zu verhindern. Auch die 
Bischofskonferenz hat in ihrem Schrei-
ben vom Sommer 2006 an den Deut-
schen Caritas-Verband deutlich ge-
macht: Sorgt möglichst bald für mehr 
Flexibilität innerhalb der AVR; wenn 
das erreicht ist, dann können wir von 
den Trägern verlangen, dass sie auch 
die „outgesourcten“ Bereiche unter das 
Dach des kirchlichen Arbeitsrecht zu-
rück holen. Andernfalls müssen wir 
überlegen, ihnen die Kirchlichkeit ab-
zusprechen.

  : Das wäre ja eine ganz neue 
Strenge. Bisher haben sich die Diöze-
sanleitungen doch eher schwer getan 
mit solchen Überlegungen. Kommt da 
eine neue Gangart?

Feldhoff: Das ist ein Prozess, der zu-
nächst völlig neu war. Da muss man 
nach dem alten Cardijn-Prinzip vor-
gehen: sehen – urteilen – handeln. Im 
Sehen sind wir jetzt weiter. Im Moment 
geht es noch um die Phase des Urtei-
lens, und die Phase des Handelns ist 
frühestens für 2008 zu erwarten.

Man darf aber auch sagen, dass 
wir bisher schon in diesen Dingen we-
sentlich konsequenter waren als die 
evangelische Kirche. Das wird auch 
von evangelischer Seite bestätigt. Und 
im Moment sehe ich die Entwicklung 
bei Caritas und Bischofskonferenz so, 
dass man diesen Weg auch konsequent 

weiter gehen will. Diese Konsequenz 
halte ich für dringend notwendig, weil 
man sonst die Glaubwürdigkeit ver-
liert.

  : Auch in der katholischen 
Kirche gibt es ja weiterhin Kritiker, die 
den Dritten Weg für verfehlt halten, 
die für die Anwendung ganz norma-
ler Tarifverträge plädieren. Was spricht 
grundsätzlich dagegen? 

Feldhoff: Hier geht es nicht um den 
Glauben oder die Sittenlehre der ka-
tholischen Kirche – danach wären 
auch Tarifverträge möglich. Aber wir 
haben eine Geschichte von mehr als 
50 Jahren, in denen sich dieser Dritte 
Weg nahezu übereinstimmend in der 
katholischen und in der evangelischen 
Kirche entwickelt und bewährt hat. In 
der „Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes“ von 1993 hat die katholische 
Kirche den Dritten Weg schließlich 
eindeutig und rechtlich verbindlich 
festgeschrieben. Das könnte zwar auch 
wieder geändert werden, doch sehe ich 
zur Zeit überhaupt keine Tendenzen 
und keine Bereitschaft, davon wieder 
wegzugehen. Das hat seine Gründe. 
Ein Knackpunkt ist: Können Gewerk-
schaften auf Streikrecht verzichten? 
Ich halte Streikrecht für widersinnig 
innerhalb kirchlicher Einrichtungen. 
Man müsste innerkirchlich und auch 
mit den Gewerkschaften darüber dis-
kutieren. Es gibt noch ganz andere, tie-
fer sitzende Gründe, die ich in diesem 
Interview nicht ausführen will.

  : Vorstellbar wäre doch auch, 
dass sich die Mitarbeiter bei Kirche und 
Caritas in einer eigenständigen Ge-
werkschaft organisieren?

Feldhoff: Vorstellbar ist das, aber ob es 
gelingen könnte, in der heutigen Zeit, 
in der Ver.di die Leute weglaufen, eine 

Alle Mitarbeitenden einer Dienstgemeinschaft sollen 
unter das Dach der neuen Flexiblen AVR
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eigene kirchliche Gewerkschaft aufzu-
ziehen? Wohl kaum. 

Ich bin durchaus nicht gegen das 
Prinzip, dass sich die Mitarbeiter in 
eigenen Organisationen zusammen-
schließen. Artikel 6 der Grundordnung, 
der die Koalitionsfreiheit der Mitarbei-
ter regelt, sieht dies auch vor. Aber ich 
weiß auch, wie schwierig es ist, die 
notwendige Mächtigkeit aufzubauen. 
Es gehört aber, um als Partner aner-
kannt zu sein, die Mächtigkeit dazu. 
Dies ist faktisch schwer realisierbar.

  : Sie sehen also durchaus 
deutliche Interessengegensätze zwi-
schen Dienstgeber- und Dienstneh-
merseite, die auf der jeweiligen Sei-
te organisiert werden müssen, ehe sie 
mit dem Ziel gemeinsamer Beschlüsse 
verhandelt werden können?

Feldhoff: Der Dritte Weg hat nicht 
die theoretische Voraussetzung, dass 
es keine Interessensunterschiede gibt. 
Da bin ich durch Kardinal Höffner ge-
schult worden, der immer gesagt hat: 
Bei uns geht es nicht um den Gegen-
satz von Kapital und Arbeit, der Un-
terschied zwischen Vorgesetzten und 
Mitarbeitern ist jedoch genau so hart 
wie in einem weltlichen Bereich. Span-
nungen gibt es, doch die kann man 

auch auf dem Konsensweg lösen. Da ist 
unser Dritter Weg keineswegs schlech-
ter. Auf Mitarbeiterseite gibt es heu-
te ein hoch interessantes Phänomen: 
Die Mehrheit und die führenden Köp-
fe in den Kommissionen sind im Ver-
gleich zu manchen Dienstgebern die 
überzeugteren Verfechter des Drit-
ten Weges. Die Minderheit unter den 
Dienstgeber, die den Dritten Weg in 
Frage stellt, tut das nicht, weil man 
mit der Gewerkschaft Tarifverträge ab-
schließen will. Wenn man sie nach Al-
ternativen fragt, dann werden sie ganz 
still. Im Grunde schwebt ihnen der ers-

te Weg vor, also die einseitige Festle-
gung der Arbeitsbedingungen durch 
den Dienstgeber; das ist nun weder 
kirchlich noch staatlich noch gesell-
schaftlich möglich, den ersten Weg 
kann man vergessen.

Der Dienstgeberseite geht vieles zu 
langsam. Diese Kritik ist berechtigt. 
Mein Wunsch ist eine Neuordnung der 
AK und eine „AVR neu“, die den Mit-
arbeitern und den Interessen der Be-
triebe gerecht werden und schnellere 
Entscheidungen ermöglichen. Diese 
Zielvorstellungen sind auch nicht 
strittig. 

  : Die konkreten Vorschläge 
und die Ergebnisse werden dagegen 
voraussichtlich strittig sein?

Feldhoff: Das gehört dazu. Die Inter-
essenlagen sind nun mal sehr unter-
schiedlich. Wir haben im aber ver-
gangenen Oktober gezeigt, dass man 
bei extremen Ausgangspositionen in 
einem mühseligen Prozess zu part-
nerschaftlichen Lösungen kommen 
kann. Mir persönlich macht es durch-
aus Freude, in großen Gremien zu ver-
handeln und ich bin überhaupt nicht 
erschüttert, wenn es dabei zu harten 
Auseinandersetzungen kommt. Das ge-
hört zum System.

  : War demnach der Ein-
druck des vergangenen Jahres, dass 
der Dritte Weg vor dem Scheitern stün-
de, falsch?

Feldhoff: Die Ergebnisse sind ein Er-
folg, der uns von neuem motiviert. Wir 
standen aber auch auf beiden Seiten 
unter einem absoluten Erfolgszwang. 
Einmal seitens der Bischofskonferenz 
aber auch durch die Verpfl ichtung der 
Einrichtungen gegenüber ihren Mitar-
beitern. Den Druck habe ich bewusst 
verstärkt, nach dem Motto: Wenn wir 
scheitern, scheitert hier sehr viel mehr 

als eine AK-Sitzung. Druck braucht 
man. Man kommt nicht zu Ergebnis-
sen, wenn man nur einmal nachmit-
tags zusammen kommt, und wenn kei-
ne Einigung möglich ist, trifft man sich 
in zwei Monaten wieder. Das funktio-
niert nicht.

  : Zum Schluss noch zu 
einem konkreten Streitpunkt: Beacht-
liche Teile der Vergütung sollen zu-
künftig auch bei den caritativen Ein-
richtungen leistungsabhängig gezahlt 
werden. Wie beurteilen Sie diese Plä-
ne? 

Feldhoff: Ich fange einmal grundsätz-
lich an: Es gibt bei Mitarbeitern die 
Stimme, das sei ein Bruch mit dem bis-
herigen System. Da ist was Richtiges 
dran. Die Frage ist, ob man das kirch-
lich überhaupt verantworten kann. Ich 
habe dazu einmal das neue „Kompen-
dium der katholischen Soziallehre“ be-
fragt, in dem die Texte der Sozialen-
zykliken schön zusammengefasst sind. 
Zu den Grundsatzaussagen über den 
gerechten Lohn (vgl. Nr. 302 f.) gehört 
neben der Vorgabe, dass er zumindest 
einen angemessenen Lebensunterhalt 
ermöglichen muss, auch der Hinweis, 
dass der Lohn „im richtigen Verhältnis 
zur geleisteten Arbeit“ stehen soll. Das 
ist zunächst einmal sehr abstrakt und 
grundsätzlich, zeigt aber, dass dass 
Leistungskriterium für die Katholische 
Soziallehre bei der gerechten Lohnfi n-
dung dazu gehört. Es gibt also kein 
grundsätzliches Problem, leistungsbe-
zogen zu vergüten; es ist sogar men-
schenwürdiger, wenn auch auf die Leis-
tung geschaut wird. Und zeitgemäßer, 
siehe TVöD. Da steht eine gewaltige 
Neuordnung an, mit großen Schwie-
rigkeiten, das umzusetzen. Wir sind im 
Caritasbereich aber ein Stück weiter 
als der Öffentliche Dienst: Wir haben 
in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
seit langem bereits Modelle geneh-

Auf Mitarbeiterseite sitzen die überzeugteren Verfechter 
des Dritten Weges

Ein gerechter Lohn muss auch 
 leistungsorientiert sein
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Lohn lohnt die Arbeit?

migt, d. h. in mehreren Einrichtungen 
werden Modelle der Leistungsbeurtei-
lung und der partiellen leistungsorien-
tierten Vergütung langfristig erprobt. 
Diese Modelle werden genau beobach-
tet und ausgewertet von der Arbeits-
rechtlichen Kommission. Nach dem, 
was ich bisher mitbekomme, werden 
die ersten Ergebnisse durchaus posi-
tiv beurteilt. 

  : Wie muss man sich denn 
Leistungsbeurteilung vorstellen, etwa 
im sozialen, im pfl egerischen oder im 
Beratungsbereich?

Feldhoff: Ich tu mich auch schwer mit 
der Frage, wie man zu objektiven Kri-
terien kommen soll. Eins muss jeden-
falls sicher gestellt sein: Es darf kei-
ne Willkür-Entscheidungen geben; es 

muss sich also um transparente und 
kontrollierte Entscheidungen handeln. 
Da sind sich beide Seiten der AK einig. 
Jetzt bin ich nicht Experte in diesem 
Bereich. Ich könnte mir aber denken, 
dass im Sozialbereich Gruppenbeurtei-
lungen sinnvoller sind als individu-

Norbert Feldhoff (geb. 1939), Prälat, Dr. 
h. c.; 1969–1975 Erzbischöfl icher Kaplan 
und Geheimsekretär bei Kardinal Josef 
Höffner; 1975–2004 Generalvikar des 
Erzbistums Köln; seit 2004 Dompropst; 
seit 1996 Vizepräsident des Deutschen 
Caritasverbandes und Vorsitzender der 
Arbeitsrechtlichen Kommission.

KURZBIOGRAPHIE
elle Beurteilungen. Es wird möglicher-
weise schwierig, eine praktikable Form 
zu fi nden. Doch wenn etwas schwierig 
ist, sollte man nicht vorschnell aufge-
ben. Es lohnt sich nicht nur darüber 
nachzudenken, sondern auch zu expe-
rimentieren. Und da sind wir im AVR-
Bereich auf einem guten Weg.

  : Bei der konkreten Gestal-
tung und Kontrolle der Leistungsbe-
urteilung werden doch sicher auch die 
MAVen eine wichtige Rolle spielen? 

Feldhoff: Selbstverständlich. Man 
kann das vor Ort nicht ohne Konsens 
mit den Mitarbeitern machen; man 
muss mit der Mitarbeitervertretung 
zusammenarbeiten.

Das Gespräch führte 
Richard Geisen
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Die Katholische Soziallehre ist ge-
prägt von mutigen und zukunfts-

weisenden Lehräußerungen in den En-
zykliken der Päpste. Im Mittelpunkt 
von Laborem exercens stehen der ar-
beitende Mensch und seine Würde. 
90 Jahre nach der grundlegenden So-
zialenzyklika Rerum Novarum von 
Leo XIII. erneuert und bekräftigt Jo-
hannes Paul II. das Bekenntnis der ka-
tholischen Kirche zu einer spezifi sch 
katholischen Soziallehre.

Schon in der Einführung stellt er 
klar: Sein Rundschreiben ist nicht der 
Arbeit, sondern der „menschlichen Ar-
beit“ gewidmet. Geradezu prophetisch 
schreibt er über den „Vorabend neu-
er Entwicklungen in den Bereichen 
der Technologie, der Wirtschaft und 
der Politik, die nach dem Urteil vie-
ler Fachleute auf die Welt der Arbeit 
und der Produktion ebenso starke Aus-
wirkungen haben wie die industrielle 
Revolution.“ Die zunehmende Auto-
mation der Arbeitswelt, sowie die Fol-
gen von Umweltverschmutzung und 
Rohstoffknappheit riefen nach neuen 
Wirtschaftsstrukturen und einer verän-
derten Verteilung von Arbeit.

Wer 25 Jahre nach Laborem exer-
cens nach der Aktualität des Textes 
fragt und das Lehrschreiben mit „heu-
tigen“ Augen liest, macht eine überra-
schende Entdeckung. Der Ruf Johannes 
Pauls II. nach Wahrung der Würde des 
Menschen in der Arbeitswelt erreicht 
uns gegenwärtig vielleicht sogar noch 
drängender als damals.

 Arbeit und Kapital: 
 Warnung vor einem 
 „primitiven Kapitalismus“

So lesen wir dort vom „Vorrang der 
Arbeit vor dem Kapital“. Von Beteili-
gung an und Mitbestimmung in den 
Unternehmen. Von der Forderung des 
Papstes nach gerechten Löhnen. Von 
seiner Kritik an Ökonomismus und 
Materialismus. Und nicht zuletzt von 
seiner Ablehnung jeder ausbeutenden 
Form des Kapitalismus – von ihm „pri-
mitiver Kapitalismus“ genannt („Wo 
der Mensch dem Gesamt der materi-
ellen Produktionsmittel gleichgeschal-
tet wird und so wie ein Instrument be-
handelt wird und nicht entsprechend 
der Würde seiner Arbeit“).

Wer denkt da nicht an die Debatten 
über die Folgen der Globalisierung? An 
Arbeitsplatzverlagerungen in Länder 
mit niedrigeren Sozialstandards oder 
Lohnniveaus? An Firmen, die ihre Ver-
antwortung für die Mit arbeiter in ek-
latanter Weise vernachlässigen? Wem 
fallen da nicht der neoliberale Zeitgeist 
und das Phänomen steigender Aktien-
kurse bei gleichzeitigen Massenentlas-
sungen ein?

Laborem exercens enthält neben 
der Regel „Arbeit vor Kapital“ („Die-
ses Prinzip ist eine offensichtliche 
Wahrheit, die sich aus der ganzen ge-
schichtlichen Erfahrung der Mensch-
heit ergibt“) die Mahnung, die Würde 
des Menschen nicht mit Maßstäben 
der Leistungsfähigkeit messen zu wol-
len: „Zweck der Arbeit bleibt letztlich 
immer der Mensch selbst“. Für mich 
heißt das: Wer die Würde von Arbeit 
und dem arbeitenden Menschen aus-
schließlich an Leistung koppelt, ver-
kennt, dass der Mensch seine Würde 
von Gott als dessen Geschöpf erhält. 
Folglich ist die Würde unveräußerlich: 
Jeder Mensch trägt sie in sich.

Das bedeutet: Der Mensch erhält 
seine Würde nicht aus der Arbeit an 

25 Jahre 
Laborem exercens

Karl-Josef Laumann

In seinem Kommentar erinnert Karl-Josef Laumann an die Veröffentlichung der En-
zyklika „Über die menschliche Arbeit“ (Laborem exercens) im Jahre 1981. Überraschend 
aktuell ist dieses Rundschreiben des damaligen polnischen Papstes noch heute: Sei-
ne Warnung vor einem primitiven Kapitalismus, der die Menschen den materiellen 
Produktionsprozessen und Gewinnzielen unterordnet, die Mahnung, sich nicht mit 
massenhafter Arbeitslosigkeit abzufi nden, die Sorge um die junge Menschen, die vor 
der Familiengründung zurückschrecken, weil Arbeit und Lebensunterhalt fehlen bzw. 
unsicher erscheinen. Dagegen steht das christliche Menschenbild: Nicht als Objekt, 
sondern als Subjekt verwirklicht der Mensch seine Würde in der Arbeitswelt.

Kommentar
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Kommentar

sich, braucht aber die Arbeit, um seine 
Würde auszudrücken und seinen Platz 
in der sozialen Gemeinschaft zu fi nden. 
Aus dieser Quintessenz der Sozialleh-
re folgt meines Erachtens, dass die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit für die 
Politik oberste Priorität haben muss.

 Die „Plage“ Arbeitslosig-
keit: Gefahr für die Würde 
des Menschen

Eindringlich warnt Johannes Paul II 
vor der „Plage“ Arbeitslosigkeit, die 
„in jedem Fall ein Übel ist und wenn 
sie große Ausmaße annimmt, zu einem 
echten sozialen Notstand werden 
kann“. Zudem könnten Veränderungen 
der Arbeitswelt „für Millionen quali-
fi zierter Arbeiter zumindest zeitweilig 
Arbeitslosigkeit bedeuten oder eine 
Umschulung erforderlich machen“.

Schon lange ist die Arbeitslosig-
keit bei uns ein drängendes soziales 
Problem und bittere gesellschaftliche 
Realität. Manche meinen: eine Reali-
tät, mit der man sich abfi nden muss. 
Ich sage: Gerade weil Arbeit zur Men-
schenwürde gehört, müssen wir am 
Ziel der Vollbeschäftigung festhalten. 
Die christliche Sozialethik ernst neh-
men heißt: Alle, die arbeiten wollen, 
sollen die Möglichkeit dazu bekom-
men. Das gilt im Übrigen unabhän-
gig von ihrer individuellen Leistungs-

fähigkeit. So betont Johannes Paul II. 
zum Beispiel das Recht von Menschen 
mit Behinderungen auf Ausbildung, 
Arbeit und angemessene Entlohnung.

 Arbeit und Lohn: 
 Voraussetzung für Familie

Arbeit sichert in Form des Lohnes den 
Lebensunterhalt. Deshalb ist sie für Jo-
hannes Paul II die Grundlage für die 
Entstehung von Familien. In diesem 
Zusammenhang beklagt er besonders 
die Jugendarbeitslosigkeit, weil die be-
troffenen jungen Menschen ihren Platz 
in Familie und Gesellschaft – trotz ei-
gener Bereitschaft – nicht einnehmen 
könnten.

Wir kennen diesen Gedanken aus 
den Diskussionen über die rückläu-
figen Geburtenzahlen in unserem 
Land. Viele Familiengründungen un-
terbleiben offenbar aus Unsicherheit 
über die berufl iche und fi nanzielle 
Zukunft. Obwohl ich mir da oft mehr 
Mut wünsche, weiß ich: Diese Angst 
kennen nicht nur Arbeitslose. Es gibt 
auch Vollzeit-Jobs, die als Auskommen 
– insbesondere für eine Familie – nicht 
mehr reichen. Für mich ist klar: Von 
einem vollen Arbeitsplatz muss man 
auch leben können.

In Lohn und Brot zu stehen, die 
Rolle als Ernährer gefunden zu ha-
ben: Das trägt zur Stabilität der fa-

miliären Bindungen bei. Nicht selten 
zerbrechen Ehen und Familien an den 
psychischen und sozialen Folgen von 
Arbeitslosigkeit. Gerade hier zeigt sich 
die Bedeutung der Arbeit im Leben der 
Menschen.

 Der Mensch: Subjekt, nicht 
Objekt von Arbeit

Der Mensch fi ndet als Subjekt – und 
nicht als Objekt – in der Arbeit sei-
ne Würde, die es zu schützen gilt. Das 
ist der Geist aller Buchstaben der En-
zyklika. Mit Laborem exercens hat 
die Katholische Kirche auf der Basis 
des christlichen Menschenbildes die 
Würde des Menschen ins Zentrum der 
Arbeit gerückt. Das muss auch heute 
– in unserer so genannten Leistungs-
gesellschaft – jede Politik tun, die sich 
christlich nennt.

Karl-Josef Laumann (geb. 1957), ge-
lernter Maschinenschlosser, Betriebsrat 
bis 1991, Mitglied der IG Metall, 1990–
2005 MdB, zeitweise sozialpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Bundesvorsitzender der CDA, 
seit 2005 Minister für Arbeit, Soziales 
und Gesundheit in NRW.
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BerichteSozialethik konkret
Auftaktveranstaltung einer interdiszip-
linären Tagungsreihe in der Akademie 
Franz Hitze Haus

Im September 2006 startete in Müns-
ter die Internationale Tagungsreihe 
Sozialethik konkret. Es handelt sich 
um eine Kooperation der Katholisch-
sozialen Akademie Franz Hitze Haus 
(Münster) mit der Katholischen Akade-
mie „Die Wolfsburg“ (Essen) Das The-
ma der Fachtagung zum Auftakt (24.–
26.09.06): Aufgaben und Grenzen des 
Sozialstaats. Dimensionen der Gerech-
tigkeit in gesellschaftspolitischen Re-
formdebatten.

Die Tagungen der Reihe werden in 
der Vorbereitung und Durchführung 
durch drei sozialethische Lehrstühle 
wissenschaftlich begleitet: durch das 
Institut für Christliche Sozialwissen-
schaften der Universität Münster, den 
Lehrstuhl für Christliche Sozialleh-
re und allgemeine Religionssoziolo-
gie der Universität Bamberg und den 
Lehrstuhl für Christliche Gesellschafts-
lehre der Universität Bochum. 

Gefragt wird nach dem spezifi schen 
wissenschaftlichen Beitrag der christ-
lichen Sozialethik zu konkreten ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Problemstellungen. In den 
jährlich stattfindenden Tagungen 
werden darum jeweils reale gesell-
schaftspolitische Problemstellungen 
auf unterschiedliche Gerechtigkeitsdi-
mensionen hin analysiert. Zur Analyse 
der jeweils ausgewählten Fragestellung 
werden zu jeder Tagung neben Sozial-
ethikern auch Juristen, Politikwissen-
schaftler, Wirtschaftswissenschaftler, 
Soziologen sowie je nach Themen-
feld auch Praktiker und Politiker ein-
geladen. Der interdisziplinäre Dialog 
dient einer möglichst sachgerechten 
Problemanalyse und einer ethisch re-
fl ektierten Gewichtung der Gerechtig-
keitsdimensionen. Ziel der Tagungen 
sind eine ausgewogene ethische Beur-
teilung der jeweils analysierten gesell-
schaftspolitischen Problemstellung, die 

Erarbeitung von Vorschlägen zur er-
folgversprechenden Gestaltung der Re-
formprozesse und die Identifi zierung 
offener und weiterführender Frage-
stellungen.

Bei der Auftaktveranstaltung in 
Münster standen die gegenwärtige 
Debatte um die Aufgaben und Gren-
zen des Sozialstaats und die verschie-
denen Vorstellungen von „gerechter 
Gesellschaft“ im Mittelpunkt. Inhalt-
lich waren die ersten beiden Referate 
eher auf der theoretischen Ebene an-
gesiedelt; sie setzten sich mit sozial-
ethischen Kriterien für die Verhält-
nisbestimmung von Sozialstaat und 
freier Wohlfahrtspfl ege, insbesonde-
re Caritas und Diakonie (Prof’in Dr. 
Marianne Heimbach-Steins), sowie 
mit den verschiedenen Dimensionen 
des „schillernden“ Begriffs „Gerech-
tigkeit“ auseinander (Prof. Dr. Micha-
el Schramm). Im dritten Themenfeld 
ging es um die Frage, durch welche 
Instanz bzw. durch welchen Koordi-
nationsmechanismus die Bereitstel-
lung sozialer Dienstleistungen am bes-
ten gesteuert werden kann: durch den 
Staat, den Markt oder die freie Wohl-
fahrtspfl ege (Prof. Dr. Karl Gabriel). 
Die letzten beiden Themenblöcke be-
handelten dann zwei sehr konkrete, 
politisch und gesellschaftlich höchst 
umstrittene Fragestellungen: Zum ei-
nen ging es um die Anreizwirkungen 
unterschiedlicher sozial- und arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen, wie sie 
auf dem Arbeitsmarkt bereits zu be-
obachten bzw. noch zu erwarten sind 
(PD Dr. Bernhard Emunds). Zum ande-
ren ging es im letzten Referat schließ-
lich um die ethisch höchst umstrittene 
Frage der Rationierung und Differen-
zierung unterschiedlicher Sozialleis-
tungen, insbesondere im Gesundheits-
wesen (Prof. Dr. Gerhard Kruip).

Während das erste Referat noch 
weitestgehend unumstritten war, er-
gab die Diskussion um das zweite Re-
ferat (Gerechtigkeitskonzeptionen) 
schon sehr große Differenzen. Auf 
der einen Seite konstatierten der Refe-
rent und einige Diskussionsteilnehmer, 
dass inzwischen von einem Konzept 
der „fl exiblen Gerechtigkeit“ ausge-
gangen werden müsse, auf der ande-
ren Seite verteidigten Diskussionsteil-
nehmer die eher klassische Auffassung 
von Gerechtigkeit. Im dritten Themen-
block wurde sehr kontrovers diskutiert, 
ob die Tendenz, immer mehr Bereiche 
über den Markt und marktliche Steu-
erungsinstrumente zu regeln, als sinn-
voll angesehen werden kann. Einige 
Tagungsteilnehmer, insbesondere aus 
dem Bereich der Caritas untermauerten 
ihre kritische Argumentation mit Hin-
weisen auf etliche negative Auswir-
kungen der marktlichen Steuerungs-
instrumente im Pflegesektor. Sehr 
kontrovers verliefen auch die Diskus-
sionen im vierten und fünften The-
menblock. Während einige Teilneh-
merInnen für eine bedingungslose 
Grundsicherung plädierten, die jedem 
Arbeitslosen zu gewähren sei, wurde 
von anderen, insbesondere von Vertre-
tern aus der freien Wirtschaft, die Mei-
nung vertreten, dass der Erhalt von So-
zialleistungen für die Empfänger auch 
mit Pfl ichten verbunden sein müsse Im 
letzten Themenblock war vor allem die 
Frage der Rationierung von Gesund-
heitsleistungen sehr umstritten.

Die nächste Fachtagung in dieser 
neuen Reihe wird vom 24.–25. Sep-
tember 2007 in der Akademie „Die 
Wolfsburg“ stattfi nden und sich mit 
dem Bildungssektor und der Bildungs-
politik beschäftigen. 

Martin Dabrowsk
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Solidarität und soziale 
 Gerechtigkeit erhalten!
Kirche und Gewerkschaften im Dialog

Unter diesem Motto fand am 24.11.06 
im Sozialinstitut Kommende ein Spit-
zengespräch statt zwischen Vertretern 
des DGB NRW, der IG Metall und von 
Ver.di einerseits sowie des Erzbistums 
Paderborn und der wissenschaftlichen 
Sozialethik andererseits. Der Anlass: 
Vor zehn Jahren veröffentlichten die 
beiden großen Kirchen ihre viel be-
achtete gemeinsamen Erklärung zur 
wirtschaftlichen und sozialen Lage in 
Deutschland unter dem Titel: „Für eine 
Zukunft in Solidarität und Gerechtig-
keit“. Übereinstimmend unterstrichen 
die Gesprächsteilnehmer, dass die Er-
klärung bis heute nichts von ihrer Ak-
tualität verloren habe. 

Guntram Schneider, DGB-Vorsit-
zender in NRW, sprach aber auch von 
seiner Sorge, dass die zentralen The-
men der Erklärung innerkirchlich nicht 
mehr so lebendig und kritisch disku-
tiert würden wie am Ende der neun-
ziger Jahre. Angesichts der zuneh-
menden Polarisierung von Arbeits-, 
Einkommens- und Lebenschancen sei 
jedoch das Gegenteil notwendig. Die 
Gewerkschaften suchten daher den in-
tensiven Austausch mit den Kirchen, 
da sie deren Kompetenz als Instanz so-
zialer Gewissensbildung und als Träger 
konkreten sozialen und solidarischen 
Handelns als unverzichtbar ansähen. 
Der Dialog mit den Kirchen sei zudem 
wichtig, weil auch in der alltäglichen 
gewerkschaftlichen Betriebsarbeit 
Sinnfragen wieder eine zunehmende 
Rolle spielten. Angesichts einer ver-
breiteten Selbstbedienungsmentalität 
bei führenden Managern und frag-
würdiger Entscheidungen beim mas-
senhaften Abbau von Arbeitsplätzen 
drängten sich die grundsätzlichen 
Fragen nach dem Warum und Wo-
zu, nach der ethischen Vertretbarkeit 
all dieser Vorgänge auf. Die Gewerk-
schaften seien zwar zunächst in der 
eingeschränkten Situation, die un-

mittelbaren ökonomischen und so-
zialen Interessen ihrer Mitglieder zu 
vertreten. Trotzdem sei auch für sie 
entscheidend, welches Menschen- und 
Gesellschaftsbild, welche Lebens- und 
Sinnperspektiven in der Gesellschaft 
gelten und sich durchsetzen können.

Die Positionen der Gemeinsamen 
Erklärung seien gerade in der derzei-
tigen Krise so aktuell, weil sie an der 
ethischen und politischen Unverzicht-
barkeit von Sinn- und Lebensperspek-
tiven für alle Schichten der Bevölke-
rung und für alle Individuen festhalte. 
Die Erklärung spreche sich für einen 
Sozialstaat aus, der nicht nur forde-
re und fördere, sondern aktiv eingrei-
fe, um die sozialen und partizipativen 
Standards in Wirtschaft und Gesell-
schaft zu sichern, der auch nachsor-
ge, wenn soziale Missstände und Elend 
eintreten.

Dagegen sei hinter den sogenann-
ten „Reformen“ der letzten Jahre ein 
schleichender „Systemwechsel“ auszu-
machen, den die Erklärung der Kirchen 
ausdrücklich abgelehnt habe: So gebe 
es wachsende Tendenzen zur Margi-
nalisierung von Arbeitslosen, Flücht-
lingen, prekär Beschäftigten, Familien 
mit Kindern und Alleinerziehenden. 
Die Möglichkeiten staatlicher Politik, 
tarifl icher Vereinbarung und genos-
senschaftlicher Initiativen, die Ökono-
mie unter globalisierten Bedingungen 
derart zu regulieren, dass hier gegen-
gesteuert wird, seien erneut aufzuzei-
gen und einzufordern.

Friedhelm Hengsbach SJ, Frankfur-
ter Sozialethiker und Mitglied im Wis-
senschaftlichen Arbeitskreis der Kom-
mende, skizzierte fünf Problemfelder, 
die in der „Gemeinsamen Erklärung“ 
thematisiert sind, und die heute nicht 
minder dringlich erscheinen:

1. Abbau der Arbeitslosigkeit
Die Erklärung wende sich ausdrück-
lich gegen eine Individualisierung der 
Ursachen von Arbeitslosigkeit. Unter 
der Perspektive, Ziele und Wege aus 
der Arbeitslosigkeit zu suchen, gehe 
sie von einem erweiterten Arbeitsver-

ständnis aus, das zusätzliche, auch 
nicht marktgängige Formen und In-
halte von Arbeit als gesellschaftlich 
sinnvoll und produktiv ausweist. Auf 
diesem Hintergrund begründe sie ein 
gesellschaftsmoralisches Recht auf Ar-
beit, thematisiere detailliert das Pro-
blem der Gleichstellung von Männern 
und Frauen, analysiere mögliche For-
men des Teilen von (knapper) Arbeit 
und benenne ein breites Spektrum ar-
beitspolitischer Maßnahmen.

2. Reform des Sozialstaats
Die Erklärung spreche sich für zeitge-
mäße Reformen, jedoch gegen einen 
Systemwechsel in der sozialen Siche-
rung aus. Ausgangspunkt sei eine ge-
naue Analyse der aktuellen Probleme 
sozialer Sicherung: Armut in einem 
reichen Land, Benachteiligung der Fa-
milien, brüchige Erwerbsbiografi en, Fi-
nanzierungs- und Leistungsdefi zite der 
Systeme. Ihre Vorschläge: Festigung 
des beitrags- und leistungsbezogenen 
Versicherungssystems, Dynamisierung 
der Regelsätze, Armutsprävention, Zu-
gang zu medizinischer Versorgung für 
jeden, verbreiterte Solidarität (alle Ein-
kommen einbeziehen) zur Aufbrin-
gung der Mittel.

3. Ethische Perspektiven
Das gemeinsame Wort benenne als ent-
scheidende sozialethische Perspektiven 
die Option für die Armen sowie ein 
Verständnis von Gerechtigkeit, das auf 
der Anerkennung der Personenwürde 
fuße und jedem eine materielle Min-
destausstattung zugestehe, aber auch 
Beteiligungsrechte und Anspruch auf 
Entgelte, die sich an der tatsächlichen 
Leistung und nicht allein an den je-
weiligen Marktpreisen und Machtver-
hältnissen bemessen. Im Sinne der Er-
klärung sei auch heute der Grundsatz 
der Verteilungsgerechtigkeit einzufor-
dern anstelle eines abgeschwächten 
Teilhabe-Gedankens, wie er in neue-
ren kirchlichen Stellungnahmen ver-
treten werde.
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4. Gesellschaftliches Leitbild
Die Aktualität der Erklärung zeige sich 
besonders in ihrem Widerspruch ge-
gen „postdemokratische“ Tendenzen 
des Regierens gegen das Volk, der ge-
pfl egten Ohnmacht gegenüber den 
Konzernen, des technokratisch-öko-
nomistischen Politikstils und anderer-
seits der Wahlenthaltung als Form po-
litischen Widerstands. Die gemeinsame 
Erklärung plädiere stattdessen für eine 
Perspektive demokratisch-diskursiver 
Selbstverwaltung, für eine ökologisch-
sozial regulierte Marktwirtschaft, für 
den wirtschaftsdemokratischen Gedan-
ken einer Tarifpartnerschaft, für eine 
Ausweitung von wirtschaftsbezogenen 
Bürgerrechten, für den Schutz und die 
staatliche Garantie unverzichtbarer öf-
fentlicher Güter, die allen zur Verfü-
gung stehen müssen.

5. Kirchenwirtschaft
Innerkirchlich sei gerade angesichts 
der fi nanziell angespannten Lage an 
die Vorgaben der Gemeinsamen Er-
klärung zu erinnern: Erprobung von 
Flexibilität und sozialer Phantasie; 
Absenken von oberen und mittleren 
Einkommen, um Arbeit zu erhalten; 
Teilen von Arbeit vor Stellenabbau; 
Schaffung familiengerechter Arbeits-
verhältnisse; Gleichstellung von Mann 
und Frau; fairer Umgang mit den Be-
schäftigten und Einhaltung der Mitbe-
stimmungsregeln nach MAVO.

Diese Ziele seien heute gefährdet durch 
eine zu ausschließliche Konzentration 
auf die Haushaltskonsolidierung, durch 
Umstrukturierungen, die verdeckte Res-
sourcen unbeachtet lassen, durch Ori-
entierung der neuen Kirchenstrukturen 
am zahlenmäßig zurückgehenden Kle-
rus. Im Widerspruch zur Gemeinsamen 
Erklärung stünden auch alle Versuche, 
Beteiligungsrechte in den kirchlichen 
Unternehmen abzubauen oder durch 
Auslagern, Umgründen und eige-
ne Haustarife Lohnabsenkungen und 
prekäre Arbeitsverhältnisse durchzu-
setzen.

Die Ausführungen Hengsbachs 
führten zu einer angeregten Diskus-
sion. Im Zentrum stand dabei die 
Frage, wo und wie man gemeinsam 
misslungenen staatlichen „Reformen“ 
entgegengetreten müsse und könne, 
um erneut soziale und ethische Min-
deststandards einzufordern. Deutlich 
wurde aber auch, dass sich Vertreter 
der Kirchen wie der Gewerkschaften 
immer häufi ger in der Lage sehen, 
gegen die eigenen Grundsätze Zu-
geständnisse machen zu müssen, um 
Schlimmeres zu verhüten. Dabei wer-
de der ethische und soziale Maßstab 
immer weiter verschoben.

Dr. Karl-Heinz Wiesemann, Pader-
borner Weihbischof und Bischofsvikar 
für gesellschaftliche Fragen nahm zu-
nächst Stellung zur Befürchtung, die 
Kirchen zögen sich aus ihrer gesell-
schaftlichen Verantwortung zurück. 
Er zeigte auf, dass gerade die jüngste 
Enzyklika „Deus Caritas est“ solchen 
Tendenzen widerspreche. Derzeit sei 
es die doppelte Aufgabe der Kirchen, 
einerseits in prophetisch-visionärer 
Form, einzutreten für Gerechtigkeit 
und gegen alle Verletzungen mensch-
licher Würde, und andererseits selbst 
(als Arbeitgeber) unumgängliche Spar-
maßnahmen sozialverträglich und mit 
langem Atem zu gestalten. Der Abbau 
staatlicher Sozialeistungen, die Redu-
zierung der der Zuwendungen an die 
Träger der Wohlfahrtspfl ege im Kran-
ken- und Altenpfl egebereich, bei den 
Kindergärten und Tagesstätten, bei Ak-
tivitäten zur Integration und Qualifi -
zierung von Arbeitslosen, Migranten 
und Behinderten habe viele kirchliche 
Arbeitgeber in die Lage gebracht, ei-
nen beträchtlichen Teil der von ihnen 
fi nanzierten Planstellen abbauen zu 
müssen. 

Wiesemann erläuterte dann konkret 
die Vorgehensweisen und die Verant-
wortung des Erzbistums Paderborn. 
Sozialverträglichkeit, langfristige Ver-
lässlichkeit sowie die kompetente und 
ordnungsgemäße Mitwirkung der Ar-
beitnehmerseite seien in jedem Fall 
wichtige Orientierungsmarken. Gleich-

wohl seien die Verantwortlichen des 
Erzbistums sich der Tendenzen und 
Gefahren bewusst, die durch Reduzie-
rung der fi nanziellen Mittel in den so-
zialen Einrichtungen begünstigt wür-
den:
• Unterlaufen der tarifl ichen Stan-

dards im Teilzeit- und Honorarbe-
reich;

• Erhöhung des Anteils von Teilzeit-
kräften und wenig qualifi zierten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern;

• Verzicht auf tarifl iche Standards 
zur Rettung von gefährdeten Ar-
beitsplätzen oder ganzen Einrich-
tungen;

• Ausgründungen von Teilbereichen 
in eigene GmbHs, die der Tarifbin-
dung nicht unterliegen;

• Ausdünnung des Personals in ver-
meintlichen Randbereichen zu Las-
ten der direkten Kommunikation 
und der Zuwendung;

• Tendenzielle Vernachlässigung von 
Diensten und Arbeiten, die defi zitär 
arbeiten;

• Wachsende Schwierigkeiten, in 
Gemeinden und sozialen Einrich-
tungen versteckte Armut, und psy-
chische Not wahrzunehmen und ihr 
wirksam zu begegnen.

In dieser Situation suche die Bistums-
leitung bewusst das intensive Gespräch 
mit den Gewerkschaften, um einer-
seits in gemeinsamer politischer An-
strengung dem fortschreitenden Sozi-
alabbau entgegenzutreten und um 
andererseits soziale Härten und Un-
gerechtigkeiten in den eigenen Ein-
richtungen wahrnehmen und sie nach 
Kräften zu korrigieren.

In der Diskussion wurden gemein-
same Initiativen zur Weiterführung 
von Altersteilzeitregelungen erwo-
gen. Als Instrumente sozialverträg-
licher Bewältigung von Umstrukturie-
rungen und zur gerechteren Verteilung 
der knapper gewordenen Erwerbsar-
beitsmöglichkeiten seien sie weiterhin 
notwendig. Die Gesetzesinitiative zur 
Verrentung mit 67 sei dagegen kontra-
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produktiv. Das gemeinsame Vorgehen 
müsse sich aber vorrangig dem Ziel 
der politischen Sicherung und Garan-
tie von Ausbildungsmöglichkeiten für 
alle Jugendlichen widmen. Eine krasse 
Fehlentwicklung stellten in diesem Zu-
sammenhang die Änderung der Aus-
schreibungsbedingungen für Maßnah-
men zur berufl ichen Ausbildung und 
Integration von behinderten Jugend-
lichen dar.

Norbert Zöller

Werner Veith: Intergenerationelle Gerech-
tigkeit. Ein Beitrag zur sozialethischen 
Theoriebildung, Stuttgart: Kohlhammer 
2006. 208 S. ISBN 3-85710-327-2

Wenn man von der Diskussion des 
drei Generationen – Zusammenhangs 
von Familienpolitik und Alterssicherung 
in der Rentenversicherung der 50er Jah-
re durch Nell-Breuning absieht, haben 
Fragen von Generationen und interge-
nerationeller Gerechtigkeit in der Christ-
lichen Sozialethik bisher kaum größere 
Bedeutung gefunden, so dass die Christ-
liche Sozialethik hier eine „unerledigte 
Bringschuld“ einzulösen hat (Karl Leh-
mann). Die vorliegende klar gegliederte 
Münchener Dissertation will dieses De-
fi zit aufarbeiten. Es ist ihr Anliegen, in-
tergenerationelle Gerechtigkeit in der 
Systematik der Sozialethik (Gerechtig-
keitskriterien, Sozialprinzipien) zu ver-
orten. Veith behandelt im ersten Teil 
zunächst unterschiedliche „Generatio-
nenbegriffe“ wie sie vor allem in der So-
ziologie und in der Pädagogik zu fi nden 
sind. Es werden dabei interessante em-
pirische Untersuchungen über die inter-
generationellen Beziehungen im innerfa-
miliären Kontext aufgezeigt. Außerdem 
wird auf den Wandel der Generationen-
beziehungen hingewiesen, wenn im PC-
Zeitalter sich das Generationenverhält-
nis in der Hinsicht verschiebt, dass nicht 
mehr jüngere von älteren, sondern ältere 
von jüngeren lernen. Da eine Vielzahl von 
Fragen der intergenerationellen Gerech-
tigkeit einen ökonomischen Bezugspunkt 
haben (Soziale Sicherung, Naturkapital, 
Staatsverschuldung), hätte hier auch der 
in ökonomischen Modellen verwendete 
Generationenbegriff thematisiert wer-
den können. 

Der zweite Teil der Dissertation ist 
dann drei ethischen Begründungsan-
sätzen für eine Zukunftsverantwor-

tung gewidmet. Dabei werden die An-
sätze von Hans Jonas, Dieter Birnbacher 
und von John Rawls behandelt. In die-
sem Abschnitt werden präzise die Ker-
nargumente der Theorien herausgearbei-
tet und auf Probleme bei der Wahl eines 
dieser Theoriekonzepte hingewiesen. Bei 
der Darstellung der Theorien bleibt aber 
das Kriterium ausgeblendet, welche Brü-
cke die jeweiligen Konzeptionen selbst 
von der ethischen Begründung hin zur 
Implementierung in gesellschaftliche 
Strukturen anbieten. 

Der dritte Teil der Untersuchung ist 
dann Überlegungen zur Integration von 
intergenerationeller Gerechtigkeit in 
die theoretische Refl exion der Sozial-
ethik gewidmet. Ausgangspunkt dabei 
ist zutreffend das Personenverständnis 
der Christlichen Sozialethik. Im Anschluß 
daran werden zunächst die vormodernen 
Gerechtigkeitsbegriffe der Tradition be-
handelt, die auf Aristoteles zurückgehen, 
in der Refl exion der Christlichen Sozial-
ethik auch in der Moderne mitgeschleppt 

Buchbesprechungen

 Intergenerationelle  Geerechtigkeit
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wurden und sie daran gehindert haben, 
die Strukturprobleme moderner Gesell-
schaften adäquat auf den Begriff zu 
bringen. So wurde der vergebliche Ver-
such unternommen, die drei klassischen 
Gerechtigkeitskriterien der kommuta-
tiven, der distributiven und der legalen 
Gerechtigkeit mit der modernen Idee der 
„sozialen Gerechtigkeit“ kompatibel zu 
machen. Veith stellt zutreffend heraus, 
das intergenerationelle Gerechtigkeit ei-
ne spezifi sch neue Gerechtigkeitsproble-
matik darstellt, die nicht in die bisherige 
Gerechtigkeitssystematik integrierbar ist. 
Ein Problem wird hier allerdings nicht nä-
her behandelt: Je mehr Gerechtigkeits-
kriterien postuliert werden, desto eher 
treten Konfl ikte auf zwischen den Ge-
rechtigkeitskriterien, so dass Vorrangre-
geln erforderlich werden. 

Gerechtigkeitskriterien stellen für 
Veith die Grundlage dar, der die klas-

sischen Sozialprinzipien (Solidarität, 
Subsidiarität, Gemeinwohl etc.) nach-
geordnet sind. Der Aspekt der zeitlichen 
Dimension ist in der Riege der Sozial-
prinzipien mit dem Prinzip der „Nach-
haltigkeit“ Rechnung zu tragen. Daher 
ist dieses Prinzip als neues Sozialprinzip 
hinzuzufügen. Weiterhin wird die „Re-
tenität“, die Vernetzung zwischen öko-
logischen und ökonomischen Zusam-
menhängen herausgestellt. Angesichts 
autonomer Subsysteme in modernen Ge-
sellschaften stellt die sachgerechte In-
teraktion der Subsysteme ein zentrales 
Strukturproblem dar. 

Die Dissertation hat einen wich-
tigen Beitrag zur Weiterentwicklung der 
Christlichen Sozialethik geleistet. Dabei 
konnte die Arbeit nicht die Vielzahl und 
den Umfang der sozialethischen Frage-
stellungen im Kontext der intergenera-
tionellen Gerechtigkeit aufarbeiten. Es 

wird nicht durch den Hinweis auf ihren 
wissenschaftlichen Ertrag, sondern auf 
ihre religiös-moralische „Brille“ (Liebes-
gebot, Option für die Armen, soziale Ge-

 Unternehmensethik

Lehmann, Udo: Ethik und Struktur in in-
ternationalen Unternehmen. Sozialethi-
sche Anforderungen an die formalen 
Strukturen internationaler Unternehmen 
(Schriften des Instituts für Christli-
che Sozialwissenschaften der Westfä-
lischen Wilhelms-Universität Münster; 
Bd. 54), Berlin: Lit 2006. 354 S. ISBN: 
3-8258-9232-8

Schon 1972 notierte von Nell-Breu-
ning kritisch zur katholischen Soziallehre: 
„Die Schlüsselfi gur heutiger Wirtschaft, 
der Unternehmer, scheint ihr unbekannt 
zu sein“. Mehr als dreißig Jahre später 
gähnt, abgesehen von wenige Ausnah-
men, in puncto Unternehmensethik nach 
wie vor ein dunkles Loch im Bereich der 
christlichen Sozialethik. Um so wohltu-
ender fällt das Buch von Udo Lehmann 
auf, dessen Problemstellung in der Fra-
ge besteht, „welche sozialethischen An-
forderungen an die formalen Strukturen 
internationaler Unternehmen zu stellen 
sind“ und wie der „Beitrag der christli-

chen Sozialethik“ (S. 1) hierzu ausseh-
en könnte. 

 Um diese Fragestellung zu beantwor-
ten, arbeitet Lehmann alle nur denkbaren 
Theorien ab: Moralphilosophische Ansät-
ze (Diskursethik; Rawls) werden im ers-
ten Teil (S. 9–55) durchforste; im zweiten 
Teil (S. 56–247) werden die einschlägigen 
wirtschafts- und unternehmensethischen 
Ansätze, die Sozialprinzipien der katho-
lischen Soziallehre, die Pfadfi nderregel 
zur Methode christlicher Sozialethik (Se-
hen – Urteilen – Handeln), die verstreu-
ten unternehmensethischen „Bausteine“ 
in den Dokumenten der kirchlichen Sozi-
alverkündigung und der katholischen So-
zialethik dargestellt; der dritte, praxisori-
entierte Teil (S. 248–320) greift auf die 
betriebswirtschaftlichen Theorien des 
Organisationsmanagements zurück. Man 
kann sagen: Der Autor kennt sich aus. 

 Zum konzeptionellen Ertrag des 
Buches: 1. Die Frage nach dem spezi-
fi schen Beitrag christlicher Sozialethik 

verwundert aber etwas, dass die „Stif-
tung für die Rechte zukünftiger Ge-
nerationen“ und die dort publizierten 
Veröffentlichungen zur „Generationen-
gerechtigkeit“ nicht einmal erwähnt 
werden. 

Für die Christliche Sozialethik blei-
ben viele Fragestellungen in diesem Kon-
text bestehen. So könnte im biblischen 
Zusammenhang die Generationenfol-
ge (Genealogie) thematisiert und ge-
fragt werden, was dies für heutige Fra-
gestellungen bedeutet. Ebenso steht die 
Auseinandersetzung mit der modernen 
volkswirtschaftlichen Refl exion der Um-
weltökonomie und Generationenbilanzen 
aus. Weiterhin stellt sich das Kernprob-
lem der Implementierung der Zukunfts-
dimension im institutionellen Gefüge der 
Gesellschaft, etwa der Verfassungsord-
nung und der demokratischen Willens-
bildung.

Joachim Wiemeyer 
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rechtigkeit, Solidarität/Gemeinwohl und 
Personalität als heuristische Zielprin-
zipien, Subsidiarität als Organisations-
prinzip) beantwortet: Diese „Perspektive 
der christlichen Hermeneutik [...] stellt 
[...] den zentralen Unterschied“ (S. 241) 
zu anderen Konzeptionen dar. 2. Leh-
mann benennt – etwas harmonisierend – 
vier sozialethische Kriterien (Kultursensi-
tivität, Dezentralität, Kommunikativität, 
Flexibilität), die allen fünf untersuchten 
Konzeptionen (Homann, Ulrich, Stein-
mann, Wieland, christliche Sozialethik) 
gemeinsam seien. 3. Die Frage, welche 
Erkenntnisse die Anwendung dieser Kri-
terien auf konkrete Unternehmensstruk-
turen erbringt (vgl. S. 323), bleibt etwas 
freischwebend und müsste m. E. empi-
risch konkretisiert werden. 

 Unter dem Strich lässt sich sagen: 
Udo Lehmann hat ein gutes Buch ge-
schrieben, das aufgrund der breiten in-
terdisziplinären Ausrichtung außeror-
dentlich informativ ist und vernünftig 
argumentiert. Trotzdem oder gerade des-
wegen fällt ein systematisches Defi zit ins 
Auge, das dem Autor eigentlich nicht an-
gelastet werden kann, sich gleichwohl 
aber immer wieder als Tatsache erweist: 
Die interdisziplinäre Offenheit der christ-
lichen Sozialethik bleibt bislang eigen-
tümlich einseitig und bestätigt ten-
denziell das ungerührte Diktum Niklas 
Luhmanns, im interdisziplinären Aus-
tausch nehme die Theologie mehr als sie 
gebe. Bei allen verbleibenden Schwierig-
keiten ist Udo Lehmanns Buch ein wich-
tiger Schritt, um beim Abbau dieses De-
fi zits voranzukommen. 

Michael Schramm

 Vorrang der Arbeit

Henriette Crüwell/ Tobias Jakobi/ Matthi-
as Möhring-Hesse (Hg.): Arbeit, Arbeit 
der Kirche und Kirche der Arbeit. Bei-
träge zur christlichen Sozialethik. Fest-
schrift zum 68. Geburtstag von Friedhelm 
Hengsbach SJ, Münster: Lit 2005. 288 S. 
ISBN 978-3-8528-8589-2

Den 68. Geburtstag Friedhelm Hengs-
bachs nehmen seine SchülerInnen zum 
Anlass, eine beachtliche Festschrift zu 
verfassen. Gleich zu Beginn weisen die 
Herausgeber in engagierter Zuspitzung 
die Marschrichtung des Sammelbandes. 
Kontrastierend stellen sie das von Bun-
despräsident Köhler stammende Zitat: 
„Vorfahrt für Arbeit“ (Rede vom 15. März 
2005 in Berlin) dem von Hengsbach ver-
tretenen „Vorrang der Arbeit“ gegenüber. 
Bei ersterem meinen sie, eine mangeln-
de Berücksichtigung humaner Arbeits-
bedingungen im Interesse einer Arbeit 
um „jeden Preis“ zu erkennen. In Hengs-
bachs Auffassung hingegen gehe es um 
den Arbeiter als Subjekt, dessen Rech-
te in den Mittelpunkt zu stellen seien. 
Das Hengsbachsche Ur-Anliegen „Vor-
rang der Arbeit“ wird folglich auch zum 
Leitmotiv der Festschrift. Vier Themen-
blöcke beleuchten diese Thematik aus 
unterschiedlichen Perspektiven. Die al-
lesamt lesenswerten Beiträge können in 
einer kurzen Rezension nicht einzeln be-
sprochen werden, sodass eine (subjek-
tive) Auswahl getroffen wird.

Der erste Teil greift die Veränderungen 
der Erwerbsarbeit und die Möglich-
keiten ihrer politischen Gestaltung auf. 
So warnt etwa Ansgar Kreutzer davor, 
die Managementtendenz zur Selbstorga-
nisation in abhängigen Beschäftigungs-
verhältnissen generell als Autonomiege-
winn für die ArbeiterInnen zu werten. 
Im Sinne von „mehr Druck durch mehr 
Freiheit“ sei die Gefahr der Selbstaus-
beutung nicht auszuschließen. Wirkliche 
Autonomie bedeute aktive Selbst- und 
demokratische Mitbestimmung. Einen 
ähnlichen Refl exionshintergrund wählt 
auch Matthias Möhring-Hesse, wenn er 
die Arbeit bzw. das Arbeitsvermögen an 

das Subjekt zurückbindet und eine ganz-
heitliche und damit auch menschenge-
rechte Sichtweise vertritt.

Im kurzen zweiten Themenblock äu-
ßern sich Judith Behnen und Ottmar 
Edenhofer zur Arbeit im globalen Zu-
sammenhang. Behnen schlägt einen 
ungewöhnlichen Bogen von den posi-
tiven Erfahrungen der zu Eigenverant-
wortung animierenden Entwicklungs-
hilfe in Kamerun und Brasilien hin zur 
Arbeitsmarktpolitik in Deutschland. Der 
einzelne Mensch solle auch hierzulande 
zum Subjekt seiner eigenen Entwicklung 
werden, sich als Eigentümer seines Ent-
wicklungsprozesses begreifen (Owner-
ship) und sich ermächtigt fühlen, die Ge-
staltungsverantwortung in die eigenen 
Hände zu nehmen (Empowerment).

Unter dem Titel „Arbeit in der Kir-
che“ wird im dritten Themenblock ein 
mitunter spannungsreiches Feld in den 
Blick genommen. Judith Hahn stellt die 
Frage, ob das kollektive Arbeitsrecht der 
deutschen Kirche, welches sich auf par-
tikulares Kirchenrecht und die Eigenart 
des kirchlichen Dienstes beruft, in Über-
einstimmung mit dem universalen Kir-
chenrecht stehe. Sie kommt zu der über-
raschenden Einsicht, dass hier Zweifel 
anzumelden seien. Der CIC lasse ein kir-
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cheneigenes Arbeitsrecht nur dann zu, 
wenn das staatliche Recht hinter den 
Grundsätzen der katholischen Soziallehre 
zurückbleibe. Dies sei aber im deutschen 
Arbeitsrecht defi nitiv nicht der Fall.

Der vierte und letzte Themenblock 
lenkt den Fokus auf das Verhältnis von 
Theologie und Kirche zur Erwerbsarbeit. 
Hier kommen wichtige pastorale Überle-
gungen zur Sprache. So bedauert Man-
fred Körber, dass die Kirche zunehmend 
den Kontakt zur Arbeitswelt verliere. Un-
ter drängendem Rationalisierungszwang 
innerhalb der Kirche, werde eine Art 
„pastorale Grundversorgung“ etabliert, 
innerhalb derer das Engagement in der 

Arbeitswelt zu verschwinden drohe. Da-
rüber hinaus sei die Kirche längst nicht 
mehr nur Kommentatorin gesellschaft-
licher Umbrüche, sondern selbst Betrof-
fene. In diesem Prozess müsse es um ei-
nen zukunftsfähigen Umbau gehen, der 
in Bezug auf innerkirchliche Arbeitsver-
hältnisse Maß zu nehmen habe an den 
kirchlichen Sozialworten. Von diesen 
ethischen Standards sei die Kirche, so 
Körber, noch weit entfernt.

Insgesamt bietet die Festschrift zahl-
reiche Impulse zum Weiterdenken und 
freilich auch zur kritischen Auseinander-
setzung. Viele Beiträge (z. B. von Simeon 
Reininger „Zeit zum Arbeiten – Zeit zum 

Faulenzen, Sabine Hesse „Soziale Arbeit – 
auch humane Arbeit?“ oder Rolf Glaser 
„Wo die Arbeiternehmer/innen wohnen“) 
sind zudem erfrischend praxisbezogen 
und eignen sich auch für Leser und Le-
serinnen, die sonst weniger am sozial-
ethischen Diskurs teilnehmen.

Der Sammelband „atmet“ in den Re-
fl exionen seiner SchülerInnen den Geist 
Friedhelm Hengsbachs und lässt hoffen, 
dass er selbst sich – auch nach seiner 
Emeritierung – mit der ihm eigenen Art 
weiterhin einmischt und dem ökono-
mischen Mainstream auf den zuweilen 
„faulen Zahn“ fühlt.

Udo Lehmann
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„Die Politik hat da 
sehr wohl Einfl uss“
Ottmar Schreiner über gerechte Löhne 
und Wege zur Vollbeschäftigung

Nachgefragt

Gefährden deutliche Lohnerhöhungen den wirtschaftlichen Aufschwung durch zusätzliche Kostenbelastungen für die Betriebe 
oder geben sie weiteren Auftrieb durch Stärkung der Binnennachfrage? Brauchen wir eine Ausweitung des „Niedriglohnsektors“ 
oder gibt es längst zu viele „Armutslöhne“? Welchen Einfl uss hat die Politik auf die Lohnentwicklung? Was ist von den Initiati-
ven zur Einführung eines Mindestlohnes oder von den neuen Kombilohnmodellen zu halten? Ist es realistisch und sinnvoll, immer 
noch am Ziel der Vollbeschäftigung festzuhalten? Ottmar Schreiner plädiert für ein stärkeres Engagement der Politik zugunsten 
steigender Arbeitnehmereinkommen. Dass zahlreiche Vollbeschäftigte von ihrem Einkommen nicht leben können, sei nicht hin-
nehmbar. Geeignete Ansätze zur Verbesserung der Situation seien die Einführung gesetzlicher Mindestlöhne, die Schaffung von 
Rahmenbedingungen, unter denen möglichst viele Tarife für allgemein verbindlich erklärt werden, die Ausweitung öffentlicher 
Investitionen sowie eine massive Qualifi zierungs- und Bildungsoffensive

  : Herr Schreiner, zuletzt war 
es der Chef der Europäischen Zentral-
bank, der die Gewerkschaften aufge-
fordert hat, sich auch für das Jahr 2007 
bei ihren Lohnforderungen Mäßigung 
aufzuerlegen. Ist eine weitere Lohnzu-
rückhaltung tatsächlich notwendig, um 
den gegenwärtigen Aufschwung nicht 
zu gefährden und den Export von Ar-
beitsplätzen nicht zu forcieren? 

Ottmar Schreiner: Für mich ist die-
ses Argument, jedenfalls bezogen auf 
die deutsche Situation, völlig unver-
ständlich, weil wir im Zehnjahresver-
gleichszeitraum von 1995 bis 2004 mit 
erheblichem Abstand die schlechtes-
te Reallohnentwicklung aller europä-
ischen Länder hatten. An der Spitze 
lag Schweden mit durchschnittlich 25 
Prozent Zuwachs, vor Großbritannien 
mit 24 Prozent, an letzter Stelle fi ndet 
sich Deutschland mit einem Reallohn-
verlust von 0,9 Prozent.

  : Doch wohl deshalb, weil es 
nur ein geringes Wirtschaftswachstum 
gab und entsprechend kleine Vertei-
lungsspielräume?

Schreiner: Es gab sehr wohl Vertei-
lungsspielräume und auch ein Wirt-
schaftswachstum, 2004 z. B. mit 1,2 
Prozent; das entsprach einem Zuwachs 
des Bruttoinlandsprodukts um über 40 
Milliarden Euro. Diese Summen sind 
ausschließlich an die Einkommens-
bezieher aus Vermögen und Unter-
nehmensgewinnen gegangen. Die Ar-
beitnehmer gingen dagegen leer aus. 
Das hat mit dazu beigetragen, dass 
die deutsche Exportwirtschaft extrem 
wettbewerbsfähig geworden ist, aber 
der Preis der dafür gezahlt wurde, war 
verheerend, nämlich die anhaltende 
Schwächung und jahrelange Stagna-
tion der Binnenkonjunktur. 

  : Wie hoch sollten denn nach 
Ihrer Meinung die Lohnzuwächse aus-
fallen?

Schreiner: Es hat über Jahrzehnte in 
Deutschland wie andernorts die For-
mel des sogen. produktivitätsorien-
tierten Lohnanstiegs gegeben, also 
die Löhne sollten ansteigen entlang 
der Formel: Ausgleich der Infl ations-
rate plus Steigerung der Arbeitspro-
duktivität. Das wäre verteilungsneut-
ral, weil sich das Verhältnis zwischen 
Lohneinkommen und Einkommen aus 
unternehmerischer Tätigkeit nicht ver-
ändern würde. In den letzten Jahren 
ist dies dramatisch verschoben worden 
zugunsten der Einkommen aus Vermö-
gen und unternehmerischer Tätigkeit. 
Insoweit brauchen wir dringend eine 
Rückkehr zu der genannten Lohnfor-
mel, um herauszukommen aus der tief 
gespaltenen Konjunktur als Export-

Wir brauchen dringend die Rückkehr zu 
produktivitätsorientierten Lohnsteigerungen
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weltmeister mit stagnierender Bin-
nennachfrage. Wobei man dazu sagen 
muss, dass der Binnenbereich über 70 
Prozent der Arbeitsplätze abdeckt; da-
her gab es im vergangenen Jahrzehnt 
die hohen Arbeitsplatzverluste trotz 
Exportweltmeisterschaft.

  : Hat denn die Politik ange-
sichts der Autonomie der Tarifparteien 
überhaupt Einfl uss auf die Entwick-
lung der Löhne?

Schreiner: Natürlich hat die Politik 
Einfl uss. Ich würde mir wünschen, 
dass die Politik, die sich ja über die 
Jahre immer wieder eingemischt hat 
in die Lohnauseinandersetzungen, das 
weiterhin tut und Druck ausübt auf 
die Tarifparteien, aber nicht im neo-
liberalen Sinne, wie das in den letz-
ten Jahre quer durch die Parteien der 
Fall war, sondern im Sinne einer an-
gemesseneren Beteiligung der Arbeit-
nehmerschaft am gesellschaftlichen 
Reichtum.

  : Selbst wenn es zu höheren 
Lohnabschlüssen kommt: Brauchen wir 
nicht gleichzeitig eine stärkere Lohn-
spreizung, also auch einen größeren 
Niedriglohnsektor, damit Arbeitsplätze 
für Geringqualifi zierte entstehen und 
ungelernte Langzeitarbeitslose über-
haupt eine Chance auf einen regulären 
Arbeitsplatz bekommen können?

Schreiner: Das sehe ich genau umge-
kehrt: Wir haben nach den neueren Un-
tersuchungen die stärkste Lohnsprei-
zung in Europa. Kein anderes Land, 
auch nicht Großbritannien, das bislang 
hier als „Vorbild“ galt, verfügt über ei-
ne ähnlich starke Lohnspreizung nach 
unten. Deshalb wird der Arbeitsminis-
ter im frühen Frühjahr einen Vorschlag 
zur Neuordnung des sog. Niedriglohn-
sektors machen. Dazu gehört auch die 
Überprüfung der gegenwärtigen Aus-
gestaltung der 400 €-Jobs. Wir haben 
inzwischen knapp 7 Mill. Menschen, 
die einen 400 €-Jobs haben. Da sind 
in den vergangenen Jahren zahlreiche 

Vollzeitstellen kleingestückelt worden, 
um arbeitgeberseitig Kosten zu spa-
ren. Das ist europaweit ein einzigar-
tiges Phänomen. Im Übrigen werden 
dort ganz überwiegend Armutslöhne 
auf Stundenlohnbasis gezahlt. Ich hab 
hier einen Fall auf dem Schreibtisch 
liegen von einer Frau, die in Rhein-
land-Pfalz eine öffentliche Schultoi-
lette reinigt, auf 400 €-Basis in einer 
33-Stunden-Woche. Das ist ein Stun-
denlohn von ungefähr 2.80 €. Außer-
dem gehen heute mehr als 2,7 Mill. 
Vollzeitbeschäftigte mit Armutslöhnen 
nach Hause. In Deutschland ist in den 
letzten Jahren ein gewaltiger Niedrig-
lohnsektor entstanden

  : Und was verstehen Sie un-
ter „Armutslöhnen“?

Schreiner: Von Armutslöhnen spricht 
man, wenn das Einkommen weniger 
als die Hälfte des Durchschnittsein-
kommens umfasst. Z. Zt. liegt die Hälf-
te des monatlichen Durchschnittsein-
kommens bei 1300 € brutto. Es gibt 
viele Vollzeitbeschäftigte die weitaus 
weniger haben; hier in Berlin können 
Sie Friseurinnen sprechen mit einem 
Bruttomonatseinkommen von 600 € 
bei Vollzeitbeschäftigung; das Net-
toeinkommen liegt dann unterhalb 
von 500 €. Von solchem Einkommen 

kann kein Mensch leben. Niedriglöh-
ne sind erkennbar nicht die Lösung 
des Problems, sondern sie verschär-
fen das Problem. Nach den neueren 
Untersuchungen sind über 300 000 
Vollzeitbeschäftigte, da sind die Teil-
zeitbeschäftigten gar nicht einberech-
net, gleichzeitig Hartz IV-Empfänger, 
weil ihre Vollzeiteinkommen unterhalb 
der Hartz IV-Schwelle liegen, also ein 
ergänzender Aufstockungsanspruch 
besteht. Wenn diese Entwicklung so 
weitergeht, dann werden die Löhne 
in zunehmendem Maße nicht mehr 

vom Arbeitgeber bezahlt, sondern 
vom Staat, das wäre eine Perversion 
der Entwicklung. In fast allen ande-
ren europäischen Ländern gibt es ge-
setzliche Mindestlöhne, die genau dies 
verhindern sollen. Mir ist bislang keine 
einzige Untersuchung bekannt, dass es 
nach der Einführung von gesetzlichen 
Mindestlöhnen, wie in Deutschland be-
hauptet wird, zu starken Einbrüchen 
auf dem Arbeitsmarkt käme. Das beste 
Beispiel ist Großbritannien, das 1998 
einen gesetzlichen Mindestlohn einge-
führt hat; heute stehen alle Beteiligen, 
Arbeitgeber, Gewerkschaften, Parteien 
uneingeschränkt dahinter.

  : Die Höhe von Mindestlöh-
nen ist in den verschiedenen europä-
ischen Ländern sehr unterschiedlich. 
Warum gerade 7,50 Euro, wie es die 
Gewerkschaften und Ihre Partei for-
dern?

Schreiner: Maßstab können ja nur 
die Mindestlöhne in vergleichbar ent-
wickelten westeuropäischen Ländern 
sei, also England, Frankreich, Belgien, 
Luxemburg, Niederlande, Irland. Alle 
diese Länder haben gesetzliche Min-
destlöhne, an der Spitze Luxemburg, 
dort beläuft sich der gesetzliche Min-
destlohn auf monatlich 1570 € brut-
to, die Franzosen, die Engländer, die 

Irländer liegen allesamt um die 1300 
€ brutto. Das ist in Deutschland die 
schon angesprochene Armutslohn-
schwelle und das entspricht einem 
Bruttostundenlohn von ca. 7,50 €. Es 
gibt noch einen anderen groben Richt-
wert, an dem man sich orientieren 
könnte: Die sog. Pfändungsfreigrenze 
bei Arbeitnehmereinkommen. Sie liegt 
in Deutschland z. Zt. bei 990 €. Der 
Nettolohn darf diese Zahl nicht unter-
schreiten, denn in dieser Größenord-
nung ist Arbeitnehmereinkommen vor 
Pfändung geschützt, weil davon aus-

In fast allen europäischen Ländern gibt es 
gesetzliche Mindestlöhne
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gegangen wird wird, dass diese Sum-
me erforderlich ist, um einigermaßen 
menschenwürdig leben zu können. Das 
wäre die zweite Referenzgröße, wenn 
man sich Gedanken macht um die 
Höhe eines Mindestlohns. Ein Brutto-
einkommen von 1.300 Euro läuft bei 
einem Alleinstehenden auf etwa 1.000 
Euro netto hinaus.

  : Mindestlöhne werden Sie 
mit Ihrem jetzigen Koalitionspartner 
kaum durchsetzen können. Wenn es 
Ihnen aber um Einkommenshöhen 
geht, von denen man leben kann: 
Was haben Sie eigentlich gegen die 
vor allem von CDU-regierten Ländern 
wie NRW propagierten Modelle eines 
Kombilohnes?

Schreiner: Ich habe im Prinzip nichts 
gegen Kombilöhne. Soweit es um 
Kombilöhne geht, die personengebun-
den sind, die Menschen zugute kom-
men, die besonders gehandikapt sind 
am Arbeitsmarkt, z. B. Langzeitarbeits-
lose mit gesundheitlicher Beeinträch-
tigung, geht das in Ordnung. Kom-
bilöhne leuchten ein, wenn sie zeitlich 
befristet sind, wenn sie Menschen, die 
ansonsten keine Chance haben, hel-
fen, wieder in eine reguläre Beschäf-
tigung hineinzukommen. Das hat es in 
den letzten Jahren in mehreren For-
men gegeben, das könnte man noch 
ausweiten. Man darf sich nur nicht der 
Illusion hingeben, das würde unterm 
Strich zu mehr Beschäftigung führen.

  : Was bringt Sie zu diesem 
Pessimismus?

Schreiner: Kombilohnarbeitsplätze er-
setzen regulär bezahlte Arbeitsplätze, 
weil sie für den jeweiligen Arbeitgeber 
kostengünstiger sind durch die staatli-
che Bezuschussung. Dennoch bin ich 
für die von mir genannte Form der 
Kombilöhne, weil diese gehandikap-
ten Gruppen andernfalls überhaupt 

keine Chance haben, Zugang zum re-
gulären Arbeitsmarkt zu fi nden. Die 
andere Variante eines allgemeinen 
Kombilohns können wir z. Zt. bei den 
rund 300 000 Vollzeitbeschäftigte be-
obachten, die gleichzeitig Anspruch 
auf Hartz IV-Leistungen haben. Das ist 
der Effekt, den wir vermeiden müssen, 
dass immer mehr reguläre Beschäfti-
gungen mit Hungerlöhnen vergolten 
werden und der Staat Lohnkostenzu-
schüsse leisten muss. Damit werden 
die Arbeitgeber aus ihrer originären 
Verpfl ichtung entlassen, für angemes-
sene Arbeit auch angemessene Löhne 
zu zahlen. Das ist außerdem auf die 
Dauer nicht fi nanzierbar.

  : Aber die Aufgabe des Staa-
tes kann sich doch nicht darauf be-
schränken, die Möglichkeit zu Ein-Eu-
ro-Jobs zu organisieren.

Schreiner: Ja gut, diese unsäglichen 
Ein-Euro-Jobs werden inzwischen in 
einen beträchtlichen Umfang angebo-
ten. Das bietet in der Regel keine Per-
spektive, nach drei, sechs oder neun 
Monaten Laufzeit des Ein-Euro-Jobs 
sind die Betroffenen wieder genau da, 
wo sie vorher waren, nämlich in einer 
perspektivlosen Arbeitslosigkeit. Zum 
zweiten liegen die Einkommen unter 
der Armutslohnschwelle, wenn man 
die bezahlten Stundenlöhne und die 
Hartz IV-Regelsätze zusammenrechnet. 
Entscheidender Vorbehalt aber ist: Die 
Jobs sind in der Regel nicht verbunden 
mit Qualifi zierungsmaßnahmen. Ganz 
im Gegenteil: Die zuvor vorhandenen 
Weiterbildungsmaßnahmen sind gera-
dezu in einem ruinösen Maße zurück-
gefahren worden. Alle Welt redet da-
von „Bildung“ als dem Schlüsselwort 
der kommenden Entwicklungen, dort 
aber, wo es darum ginge, arbeitslose 
Geringqualifi zierte wieder anschluss-
fähig zu machen für den Arbeitsmarkt, 

werden die entsprechenden Angebote 
gestrichen. Meine Forderung: Um-
wandlung der Ein-Euro-Jobs in sozi-
alversicherungspfl ichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse, längere Laufzeiten 
bis zu drei Jahren und – gerade bei 
jüngeren Arbeitslosen – Verknüpfung 
mit Qualifi zierungsmaßnahmen.

  : Müssen wir uns anderer-
seits nicht endlich vom Ziel der Voll-
beschäftigung verabschieden, um den 
Blick frei zu bekommen für alternati-
ve Möglichkeiten, ein sinnvolles Le-
ben zu führen ohne Chance auf einen 
regulären Arbeitslatz? Der Soziologe 
Ulrich Beck hat kürzlich in einem In-
terview beklagt, dass die Politik nicht 
an die Debatte über Bürgereinkommen 
und Bürgerarbeit anknüpft oder an-
dere arbeitsplatzunabhängige Kristal-
lisationspunkte für soziale Identität ins 
Spiel bringt. Woran liegt das?

Schreiner: Ja, ich kenne die Position 
von Ulrich Beck und würde mich ihr 
auch gerne annähern, wenn ich das 
Ziel der Vollbeschäftigung für illusio-
när hielte. Doch glaube ich im Gegen-
teil, dass Vollbeschäftigung erreicht 
werden kann, wenn wir es schaffen, 
den gegenwärtigen konjunkturellen 
Aufschwung, über mehrere Jahre sta-
bil zu halten. Andere Länder haben 
das geschafft. Unsere Wachstums-
größen sind übrigens auch in 2006 
immer noch die viertschlechtesten 
in der europäischen Union. Da stellt 
sich doch die Frage, ob die derzeitige 
ökonomische Makropolitik die rich-
tige ist. Wir sind z. B. immer noch das 
Schlusslicht in Europa bei den öffent-
lichen Investitionen, obwohl ein rie-
siger Nachholbedarf besteht, z. B. bei 
der Sanierung öffentlicher Gebäude, 
bei den Schulen vor allem. Um aber 
ähnliche Erfolge bei der Reduzierung 
der Arbeitslosenquote zu erzielen wie 
etwa Großbritannien oder die skandi-

Kombilöhne führen nicht zu mehr Beschäftigung

Vollbeschäftigung 
ist erreichbar
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navische Länder, müsste die deutsche 
Politik in einigen Kernelementen ihren 
Kurs deutlich ändern.

  : Wie sollen die von Ihnen 
geforderten öffentlichen Investitionen 
denn fi nanziert werden? Wer soll die 
Belastungen tragen, die mit noch hö-
herer Verschuldung verbunden sind?

Schreiner: Wenn es immer wieder 
heißt, in Deutschland sei die Staats-
quote zu hoch, die Belastung der Leu-
te dürfe nicht weiter steigen, dann 
verweise ich gerne auf die skandina-
vischen Länder. Es kommt doch da-
rauf an, welche Leute eigentlich ge-
meint sind. Die Arbeitnehmerbelastung 
ist tatsächlich zu hoch, aber es gibt 
kaum ein andres Land in Europa, in 
dem die privaten Vermögen so stark 
geschont werden wie in Deutschland. 
Hier müsste ein zusätzlicher Beitrag 
geleistet werden zur Finanzierung 
der öffentlichen Aufgaben. Dies wä-
re auch beschäftigungsfördernd. An-
dere Länder haben gezeigt, dass man 
sich dem Ziel der Vollbeschäftigung in 
relativ raschem Tempo nähern kann, 
wenn man die richtigen Instrumente 
benutzt.

  : Zu den Rahmenbedin-
gungen für die wirtschaftliche Ent-
wicklung und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen gehören auch die Ta-
rifauseinandersetzungen und die Ent-
wicklung der Tarifl andschaft insge-
samt. Die Gewerkschaften beklagen 
hier u. a. die fortschreitende Aufl ösung 
weiträumiger Flächentarife. Was kann 
die Politik bzw. der Gesetzgeber an-
gesichts der in Deutschland geltenden 
Tarifautonomie zur Stabilisierung alt-
bewährter Tarifpartnerschaft tun? Oder 
bleibt ihr auf diesem Feld nur die Rolle 
des achselzuckenden Zuschauers?

Schreiner: Die Politik hat sehr wohl 
Einfl uss: So wurde 2003 vom dama-
ligen Bundeskanzler gedroht, wenn die 
Gewerkschaft nicht bereit seien, stär-
ker auf betriebliche Regelungen zu 

setzen, dann würden die Gesetze ent-
sprechend geändert. In der Folge ent-
stand dann, insbesondere von Seiten 
der Konservativ-Liberalen ein enor-
mer Druck, auch gesetzlich in die Ta-
rife einzugreifen. Das wurde zwar in 
dieser Form abgewendet, gleichwohl 
sehen inzwischen die allermeisten Flä-
chentarife betriebliche Gestaltungs-
optionen vor. Dagegen ist im Prinzip 
nichts einzuwenden, denn es liegt in 
der Natur der Dinge, dass eine Beleg-
schaft dann, wenn der eigene Betrieb 
notleidend wird, aus eigenem Interesse 
bereit ist, einen vorübergehenden Bei-
trag zu leisten, damit der Betrieb wie-
der fl ott gemacht werden kann. Das 
muss aber auf den Einzelfall begrenzt 
bleiben und es muss sichergestellt sein, 

dass hier kein Missbrauch erfolgt. Im 
übrigen brauchen wir den Flächenta-
rif allein schon deshalb, weil er dafür 
sorgt, dass die Konkurrenz zwischen 
Unternehmen der gleichen Branche 
um eine möglichst gute Produktqua-
lität ausgetragen wird und nicht aus-
artet in eine Schmutzkonkurrenz um 
möglichst niedrige Löhne und mög-
lichst schlechte Arbeitsbedingungen. 
Der Gesetzgeber könnte hier zusätz-
lich stützen, indem er die Möglichkeit 
zur Allgemeinverbindlichklärung von 
Tarifverträgen ausweitet.

  : Gibt es denn zur Zeit Initia-
tiven in diese Richtung oder zu ande-
ren Vorkehrungen, die der arbeitgeber-
seitigen Tendenz zur sogen. Tariffl ucht 
entgegen wirken könnten?

Schreiner: Mir sind derzeit keine poli-
tischen Überlegungen bekannt, die in 
diese Richtung gehen. Eine andere Fra-
ge ist, ob man die Möglichkeiten des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes stär-
ker nutzen könnte, um zu Allgemein-
verbindlichkeitsregelungen zu kom-
men, die dann dafür sorgen, dass auch 

in den tariffreien Bereichen vernünf-
tige Löhne gezahlt werden. Ich glau-
be, dass wir da gar nicht umhin kön-
nen, diese Situation in Zukunft stärker 
in den Blick zu nehmen. Denn spätes-
tens nach Ablauf der der 7-jährigen 
Übergangsfrist, die sicherstellt, dass 
es in dieser Zeit zu keiner spürbaren 
Zuwanderung von Arbeitnehmern aus 
ost- und mitteleuropäischen Ländern 
kommt, muss sichergestellt sein, dass 
die anschließende Freizügigkeit nicht 
zu einem Lohndumping in Deutsch-
land führt.

  : Wie gehen denn andere eu-
ropäische Länder mit diesen Proble-
men um?

Schreiner: Ich bin da kein Experte. 
Doch ich weiß, dass beispielsweise in 
Frankreich über 80 Prozent der Tarife 
für allgemeinverbindlich erklärt wer-
den. In Deutschland ist das nur ein 
minimaler Teil der Tarifverträge. Das 
hängt mit der Struktur des deutschen 
Gesetztes zusammen, die dem Tarif-
ausschuss hier ein Vetorecht einräumt 
und von diesem Vetorecht machen die 
deutschen Arbeitgeberverbände seit 
Jahren sehr rigide Gebrauch. Es gin-
ge also nur über eine Gesetzesände-
rung. Das wird jedoch von der CDU 
abgelehnt.

  : Zum Schluss noch ei-
ne Frage zur längerfristigen Perspek-
tive: Wie sehen Sie für die Zukunft 
in zehn, fünfzehn Jahren das Verhält-
nis von Lohneinkommen aus regu-
lären Arbeitsverhältnissen des ersten 
Arbeitsmarktes zu den Einkommen aus 
subventionierten Arbeitsplätzen des 
zweiten oder dritten Sektors und den 
Einkommen aus direkten staatlichen 
Transferleistungen? 

Betriebliche Vereinbarungen dürfen nicht zur Schmutzkonkurrenz 
um möglichst niedrige Löhne führen
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Schreiner: Das hängt wesentlich ab 
von den Verteilungskämpfen in der 
Gesellschaft, nicht zuletzt von den 
Tarifgestaltungen. Die mir bekannten 
Prognosen signalisieren für die Jah-
re nach 2020 eine spürbare demogra-
phische Entlastung auf dem Arbeits-
markt. Die geburtenstarken Jahrgänge 
verlassen dann sukzessive den Ar-
beitsmarkt und weniger geburten-
starke Jahrgänge wachsen nach. Ei-

ne entscheidende Frage wird sein, ob 
wir den hohen Sockel an Langzeitar-
beitslosigkeit in den kommenden Jah-
ren weiter mitschleppen, oder ob sich 
die öffentliche Hand hier sehr viel stär-
ker engagiert als in den letzten Jah-
ren. Das geht von der Qualifi zierung 
bis zur Einrichtung eines öffentlichen 
Beschäftigungssektors für die Lang-
zeitarbeitslosen, die mit großer Wahr-
scheinlichkeit auch bei guter Konjunk-
tur nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt 
unterkommen werden. Eine Schlüssel-
frage der nächsten Jahre wird sein, ob 
wir es uns weiter leisten wollen, jedes 
Jahr 10 Prozent der Schulabgänger oh-
ne Schulabschluss zu entlassen. Ob wir 
es uns leisten können, weitere 13 Pro-
zent aus den Schulen zu entlassen, die 
als nicht hinreichend ausbildungsfähig 
gelten. Eine ähnlich hohe Quote gibt es 
in keinem anderen europäischen Land. 

In Finnland liegt die entsprechende 
Quote bei 2 Prozent, hierzulande, wenn 
man die Schüler ohne Hauptschulab-
schluss einbezieht, bei über 23 Pro-
zent. Wir haben in Deutschland zudem 
fast 400.000 junge Menschen in so-
gen. Überbrückungsmaßnahmen ohne 
berufsqualifi zierenden Abschluss. Die 
Frage ist, in welche Zukunft wir all 
diese Menschen entlassen. Wenn wir 
darauf keine Antwort fi nden, wird die 

Situation außerordentlich schwierig. 
Auf der anderen Seite steigt der Fach-
kräftebedarf in den verschiedensten 
Bereichen. Wenn wir diese Nachfrage 
nur über Zuwanderung lösen können 
und gleichseitig eine große Welle von 
schlecht qualifi zierten Langzeitarbeits-

losen vor uns herschieben, kann es zu 
einer explosiven Mischung kommen, 
die keine Gesellschaft aushält. Deshalb 
muss es der bundesdeutschen Politik 
gelingen, die zwingend notwendigen 
Reformen im Bereich des Bildungs-
systems rasch und tatkräftig in An-
griff zu nehmen. Wir haben ein völlig 
antiquiertes Schulsystem, das auf der 
Halbtagsschule als Regelmodell beruht. 
Hier bedarf es eines zügigen Ausbaus 
der Ganztagsschulen. Vor allen Dingen 
gilt es, die rigide Kopplung zwischen 
sozialer Herkunft und Bildungschan-
cen entscheidend aufzulockern und die 
Bildungssituation von Kindern aus den 
schwächeren Milieus zu verbessern. In 
keinem andren europäischen Land gibt 
es nach der Pisa-Studie eine derartige 
negative Kopplung zwischen der Her-
kunft der Kinder und ihren Bildungs-
chancen.

  : Muss man da nicht eher bei 
der Einkommensverbesserung ansetzen 
als bei der Verbesserung der Schulen 
und ihrer Pädagogik?

Schreiner: Auch das: Wir brauchen 
eine deutliche Einkommensverbesse-
rung dieser Familien, um die Kinderar-
mut einzudämmen. Denn Kinderarmut 
führt schon für sich genommen zu Be-
nachteiligungen, die andernorts kaum 
ausgeglichen werden können.

Die Fragen stellte 
Richard Geisen

Eine Schlüsselfrage ist die schulische und berufl iche Bildung

Ottmar Schreiner (geb. 1946), Jurist, 
seit 1980 Mitglied des Bundestages, 
1991–1997 Sprecher der SPD-Fraktion 
im Ausschuss für Arbeit und Soziales, 
1997/98 stellvertretender Fraktionsvor-
sitzender, seit 2000 Bundesvorsitzender 
der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitneh-
merfragen (AfA), Mitglied der Arbeits-
gruppe „existenzsichernde Löhne“ in der 
SPD-Bundestagsfraktion, seit 2001 Mit-
glied des SPD-Parteivorstandes.

KURZBIOGRAPHIE
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Arnd Küpper: The end of the free col-
lective bargaining?

The future validity of the tradi-
tional German social market econo-
my, which seeks to reconcile the prin-
ciples of the free market and social 
balance, has been questioned over the 
last years. At the core of criticism there 
were various social and legal regula-
tions , among others the issues of free 
collective bargaining, with which this 
paper will deal. It shows that in view 
of the employers‘ economic power the 
system of collective bargaining and its 
protective function for the employee is 
still indispensable. A fl aw of the exist-
ing system, however, is the fact that 
so-called corporate agreements for 
work have no legal framework so far. 
In this context an limited amendment 
in labour law will be necessary. 

Elke Mack: Work as right of partici-
pation

Structural unemployment is an 
avoidable ethical problem. An insti-
tutional duty for political actors to in-
clude the unemployed can be ethically 
justifi ed, because working is existen-
tial for human beings in order to stay 
healthy and lead a good life. Persons 
are not yet entitled to a right to work 
by fi nancial compensations or by pub-
lic fi nancing of working places. Rather 
political ramifi cations have to include 
the persons concerned in labour mar-
kets and give them a chance to earn 
property assets. “Work as a right to in-
clusion” is discussed in this article as 
well as justifi ed means of implemen-
tation of the right to work. 

Elmar Nass: The German example at 
the crossroads

Cultural-ethical and empirical data 
outline the German splits between the 
preservation of the basic ideas of social 
market economy and the adjustment 
to the allegedly and universally valid 

recipe of a free market economy ac-
cording to Anglo-American patterns. 
The trend on the German labour mar-
ket back from big enterprises down to 
medium-sized companies is, however; 
no indication for a promising about-
turn. This has to be supplemented by 
educational and social policies which 
must be geared towards an obligatory 
set of social values. With such a profi le 
the German labour market can retrieve 
and expand its comparative advantag-
es in international competition.

Matthias Möhring Hesse: Free collec-
tive bargaining for white collars

Last year hospital doctors have 
shown solidarity and fi ghting spir-
it – and have succeeded in industri-
al action against councils and state 
authorities. In this they have proved 
the advantage of solidarity – and this 
in the area of collective bargaining, 
whose advantage is often being disput-
ed these days. The fact that solidarity 
was only obtainable for the physicians 
by segregating themselves from oth-
er groups, cannot be justifi ed towards 
those who have excluded them from 
their solidarity. The doctors‘ strike was 
probably not the beginning of a col-
lective bargaining policy that is differ-
entiated by occupational groups. Un-
ions will, however, have to take into 
account groups with higher income; 
the German system of collective bar-
gaining will therefore be less than in 
the past be in a position to take care 
of an even balance of income.

Norbert Feldhoff: No wage-dumping

For more than 480.000 staff in the 
various institutions of the German 
charity organization Caritas there is 
a unifi ed wage under the collective 

agreement. Wages and working con-
ditions are decided on by an equal 
representation committee. In view of 
the pressure of growing competition 
among all sectors of public health and 
social services this system is being of-
ten called into question today. Will the 
collective wage system of the Caritas-
association have to be differentiated by 
regions and branches in order not to 
demand too much of the performance 
of individual companies and associa-
tions? Will the wages still be – which 
is today‘s practice – linked to collec-
tive wages in other areas in the public 
sector? How obligatory is the Caritas 
collective wage system for the individ-
ual employers? What does the Church 
do against departures from this system, 
particularly in the low-pay sectors? Are 
the criteria of Catholic social teaching 
for fair pay still internally valid? Will 
there be – in the near future – a com-
petitive wage system in charitable in-
stitutions? Norbert Feldhoff pointed-
ly and competently gives answers to 
these and others questions.

In his commentary Karl-Josef Lau-
mann reminds us of the publication 
of the papal encyclical „On human 
labour“ (Laborem exercens) of 1981. 
This circular of the former Polish pope 
is still surprizingly valid today: His 
warning against a primitive capital-
ism, which subjects man to the ma-
terial production processes and profi t 
objectives, the admonition, not to take 
mass unemployment for granted, the 
concern for young people who refrain 
from raising a family, because work 
and sustenance are lacking or seem 
uncertain. In contrast to this there is 
the Christian conception of man: Not 
as an object but as a subject man ful-
fi ls his dignity in the world of work.

Abstracts
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Ottmar Schreiner: Politics does have 
an infl uence

Do signifi cant wage rises put the 
economic growth at risk by additional 
costs for companies or do they boost 
the economy by strengthening domes-
tic demand? Do we need an expan-
sion of the low-wages sector or are 
there already too many „pauper-wag-
es“? What is the infl uence of politics 
on the development of wages? What 
are we to think of initiatives for the 
introduction of low wages or of sup-
plementary wage systems? Is it real-

istic and sensible to stick to the goal 
of full employment? Ottmar Schreiner 
argues for a stronger involvement of 
politics in favour of a rise in employ-
ees‘s incomes. It is not acceptable that 
many full-time employees cannot live 
on their income. Appropriate measures 
for the improvement of the situation 
are the introduction of legal minimum 
wages, the creation of a framework, 
under which as many collective wages 
as possible are to be declared binding , 
the expanion of public spending and a 
massive initiative for the improvement 
of qualifi cation and learning.
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